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1.  Einleitung 

Bis zur deutschen Einheit im Jahre 1990 galt der öffentliche Dienst in 
Deutschland – trotz erster Spar- und Kürzungsanstrengungen seit Mitte der 
1970er Jahre – als modellhafter Arbeitgeber, dessen stabile Beschäftigungs-
verhältnisse in Zeiten wirtschaftlicher Unsicherheit und verbreiteter 
Arbeitslosigkeit besonders attraktiv erschienen. Durch das seit Gründung der 
Bundesrepublik nur geringfügig ausgeweitete, allerdings besonders im Zuge 
der Bildungsexpansion der 1960er - 1980er Jahre in der Leistungstiefe 
und -qualität sukzessive deutlich vergrößerte Aufgabenprofil1 bestand in allen 
Aufgabenbereichen zwar eine schwankende, im mehrjährigen Trend aber bis 
dahin stets gewachsene Nachfrage nach öffentlich Beschäftigten. Maßgeblich 
hierfür waren stets politische Entscheidungen der Parlamente, die Aufgaben 
und Ausstattung des öffentlichen Diensts im Rahmen der Haushalts-
gesetzgebung hauptsächlich an den von ihnen perzipierten gesellschaftlichen 
Anforderungen (bspw. die Bildungsexpansion und die äußere Sicherheit) 
ausrichteten. Die Wirtschaftlichkeit und die langfristigen Kosten der 
Beschäftigung wurden hingegen – auch aus Unkenntnis deren wahren 
Ausmaßes – bis dahin nur selten in die Entscheidungsfindung einbezogen2. 
Vielmehr wurde die Problematik der begrenzten Tragfähigkeit öffentlicher 
Haushalte zwar erkannt, deren strukturelles Defizit jedoch auch in den 1980er 
Jahren nicht behoben. 

Die BeamtInnen und Tarifbeschäftigten (vormalig Angestellte und 
ArbeiterInnen) profitierten im Zuge dieser Personalpolitik von einer auf die 
Lebenszeit abstellende Beschäftigungspraxis, die auch nach dem Ausscheiden 
aus dem aktiven Dienst einen hohen Lebensstandard sicherte. Das seit 1971 
deutschlandweit einheitliche Entgeltsystem im öffentlichen Dienst konnte 
über mehrere Jahrzehnte mit der Einkommensentwicklung der Gesamt-

                                                           

1  Vgl. bspw. Wagener, Frido (a): Entwicklung der Personalzahlen im öffentlichen 
Dienst. In: König, Klaus; Laubinger, Hans-Werner u. Ders. [Hrsg.]: Öffentlicher 
Dienst. FS Ule, Köln 1977, S. 239 - 263, hier S. 245 f. 

2  Vgl. Färber, Gisela (a): Revision der Personalausgabenprojektion der Gebiets-
körperschaften bis 2030. Speyer4 1995, S. 135 ff. Zudem Donges, Jürgen B. et al.: 
Reform der öffentlichen Verwaltung. Mehr Wirtschaftlichkeit beim Management 
staatlicher Einrichtungen. Schriften des Kronberger Kreises 23, Frankfurt a. M. 
1991, S. 3 ff. 
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wirtschaft mithalten3, sodass dessen Beschäftigte an der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Bundesrepublik partizipierten. Insbesondere einfache 
Tätigkeiten wurden im öffentlichen Dienst aber auf gewerkschaftliches 
Betreiben deutlich besser entlohnt als in der Privatwirtschaft. Gleichzeitig 
sank die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit der Beschäftigten 
schrittweise von bis zu 48 Stunden in den 1950er Jahren auf 38,5 Stunden pro 
Woche im Jahr 1988. Darüber hinaus galt der öffentliche Dienst nicht nur als 
Vorbild in puncto Familienfreundlichkeit, da familien- und sozialpolitisch 
motivierte Teilzeitarbeit sukzessiv ausgebaut wurde, sondern – im Vergleich 
mit der Privatwirtschaft – auch als Vorreiter bei der Gleichberechtigung von 
Frauen4. Abschließend bewirkten auch großzügige Regelungen über den 
vorzeitigen Pensions- bzw. Renteneintritt, die ursprünglich zur Bekämpfung 
der herrschenden Massenarbeitslosigkeit gedacht waren, in Verbindung mit 
dem System der Gesamtversorgung einen starken Anreiz, früh aus dem 
öffentlichen Dienst auszutreten. Beschäftigte im öffentlichen Dienst galten 
also mit einiger Berechtigung über lange Zeit als „privilegiert“ und der Staat 
als „Modellarbeitgeber“5. 

Seit der Wiedervereinigung im Jahr 1990 hat der öffentliche Dienst in 
Deutschland dann allerdings eine Vielzahl von Veränderungen erfahren. 
Zentrales Erkenntnisinteresse des Beitrags ist es, durch die Aufarbeitung der 
letzten 26 Jahre eine „Bestandsaufnahme“ über den öffentlichen Dienst 
durchzuführen und Handlungs- und Reformbedarfe aufzudecken. Dieser 
Forschungsbericht zeigt, dass Entwicklungen im öffentlichen Dienst 
insbesondere durch veränderte Rahmenbedingungen angestoßen wurden, 
allerdings über ihre intendierten Ziele hinausschossen und eine Vielzahl 
dysfunktionaler Effekte mit sich brachten. Eingangs werden zunächst die bis 
in die 1980er Jahre hinein weitgehend unumstrittenen Grundprinzipien des 
Berufsbeamtentums, die auch den Bereich der Tarifbeschäftigten in 
Abgrenzung zur Privatwirtschaft prägten, kurz zusammengestellt, um einen 
Maßstab für die Veränderungen zu entwickeln. Sodann werden die globalen 
politischen, ökonomischen, und sozialen Veränderungen beschrieben, die den 

                                                           

3  Fuest, Winfried/Kroker, Rolf: Einkommensvergleich zwischen privater Wirtschaft 
und öffentlichem Dienst. Köln 1992, S. 25. 

4  Vgl. u.a. Henneberger, Fred: Arbeitsmärkte und Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst. Diss. Konstanz 1996, S. 45 ff. bzw. S. 59 ff. 

5  Vgl. Briken, Kendra et al.: Wandel von Beschäftigung und Arbeitsbeziehungen im 
öffentlichen Dienst in Deutschland – zur Erosion einer sozialstaatlichen 
Vorbildrolle. In: ZSR 60 (2014), S. 123 - 148, hier S. 124 ff. 
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öffentlichen Dienst seit 1990 maßgeblich beeinflussten. Im dritten Abschnitt 
wird anhand der amtlichen Beschäftigungsstatistik sowie einer Literatur-
analyse untersucht, wie sich diese Rahmenbedingungen auf die öffentliche 
Beschäftigung und die Beschäftigungsverhältnisse auswirkten. Den Abschluss 
bildet eine Zusammenfassung der Entwicklungen.  

Der Beitrag analysiert den öffentlichen Dienst in seiner Gesamtheit, das 
Hauptaugenmerk liegt jedoch auf dem vormals als „unmittelbar“ 
bezeichneten Teil des öffentlichen Diensts, mithin den Kernhaushalten und 
Sonderrechnungen der Gebietskörperschaften, sowie außerdem auf den 
rechtlich selbstständigen Einrichtungen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform. 
Letztere bildeten seit 1993 zusammen mit den Sozialversicherungen den 
mittelbaren öffentlichen Dienst, werden aber nun – im Sinne der seit 2011 
gültigen Bereichssystematik – den jeweiligen Gebietskörperschaften zuge-
ordnet. Sie werden deshalb in die Untersuchung einbezogen. Die 
Sozialversicherungen hingegen werden allenfalls nachrichtlich betrachtet, da 
ihre Entwicklung u.a. seit der Einführung des Krankenkassenwahlrechts im 
Jahr 1996 einer individuellen Dynamik unterlag. 

 

2 Ausgangslage und veränderte Rahmenbedingungen 

2.1 Die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums und deren 

Auswirkungen auf das Tarifrecht bis 1989 

Artikel 33 Abs. 5 GG a. F. besagte seit 1949, dass das Recht des öffentlichen 
Dienstes unter Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums zu regeln ist. Zu diesen Grundprinzipien, die per 
Beschluss des BVerfG vom 2. Dezember 19586 mindestens seit der Weimarer 
Reichsverfassung als verbindlich anerkannt und gewahrt worden sein müssen, 
gehören insbesondere die Ausgestaltung als öffentlich-rechtliches Dienst- und 
Treueverhältnis – und damit auch die Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
gegenüber dem seinerseits treueverpflichteten Beamten – sowie das 
Lebenszeitprinzip, das Leistungsprinzip, das Alimentationsprinzip und das 
Neutralitätsprinzip.  

                                                           

6  Bundesverfassungsgericht (a): Beschluss vom 2. Dezember 1958. BVerfGE 8, 332. 
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Bedeutende Teile dieser Prinzipien galten auch schon im 
Reichsangestelltentarifvertrag (RAT) von 1924 und dann auch im Bundes-
angestelltentarifvertrag (BAT), welcher seit 1961 einen Großteil der 
privatrechtlichen Beschäftigung im öffentlichen Dienst regulierte, für die 
Tarifbeschäftigten. Hierzu zählten u.a. das Leistungsprinzip, die Treue- und 
Fürsorgepflicht wie auch die Alimentation von Hinterbliebenen. Losgelöst vom 
allgemeinen Arbeitsrecht einerseits und vom Beamtenrecht andererseits 
wurde dennoch zunächst von einem selbstständigen öffentlichen Tarifrecht 
gesprochen7.  

Die gegenseitige Beeinflussung beider Rechtsgebiete war und blieb 
allerdings stets hoch, so dass schon bis Mitte der 1970er Jahre bedeutende 
materielle Angleichungen stattfanden. Insbesondere das beamtenrechtliche 
Lebenszeitprinzip (durch Erreichung der Unkündbarkeit nach 15 Jahren, § 53 
Abs. 3 BAT a.F.), die Treuepflicht und das Alimentationsprinzip (durch die 
Gewährung von Beihilfen § 40 BAT a.F. und das System der Gesamt-
versorgung) waren im Tarifrecht deutlich sichtbar abgebildet8. Gleiches galt 
auch für die Stellenkegel, die Gehalts- bzw. Lohngruppen und den 
Bewährungsaufstieg9. Im Gegenzug entwickelte sich auch das Beamtenrecht 
materiell auf das Tarifrecht zu, da die Tarifabschlüsse ohne Änderungen auf 
die Besoldung übertragen10 und die Teilzeitarbeit für Beamte dem tariflichen 
Vorbild nachempfunden und – konträr zum bis dahin verbreiteten Verständnis 
der beamtenrechtlichen „vollen Hingabe“ (§36 BRRG a.F.) auch im zeitlichen 
Umfang – eingeführt wurde. Hintergrund dieser Entwicklung war die gewerk-
schaftliche Strategie, nach dem Günstigkeitsprinzip die jeweils vorteilhaftere 
(Teil-)Regelung für eine Statusgruppe auch für die anderen Gruppen zu 
übernehmen11. Die formelle Abgrenzung beider Rechtsgebiete bzw. auch der 
damals noch drei Statusgruppen blieb jedoch über die gesamte Zeitdauer 
unverändert.  
                                                           

7  Vgl. Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts: Bericht der 
Kommission, Baden-Baden 1973, S. 40.  

8  Wagener, Frido (b): Der öffentliche Dienst im Staat der Gegenwart. In: 
Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 37 (1979), 
S. 215 - 266, hier S. 223 f.  

9  Vgl. Brandes, Wolfgang/Buttler, Friedrich u.a.: Der Staat als Arbeitgeber. Frankfurt 
a. M./New York 1990, S. 69 ff. 

10  Brandes/Buttler: S. 225. 

11  Henneberger: S. 29. 
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In der Praxis verdichteten sich diese Entwicklungen zu einem Gleichklang 
der Beschäftigungssysteme. Deren – inzwischen überholtes – Leitbild bestand 
darin, die Beschäftigten als Alleinernährer einer Familie anzusehen und sie 
nicht nur für die Hingabe ihrer Arbeitskraft (BeamtInnen) bzw. tatsächlich 
geleistete Arbeit (Tarifbeschäftigte) zu entgelten, sondern ihnen auch die 
Sorge um das Wohl ihrer Familienangehörigen mittels Familienzuschlägen 
abzunehmen. Nachdem noch bis in die 1960er Jahre hinein Beamtinnen nach 
Verheiratung aus dem Dienstverhältnis ausscheiden mussten, wurde die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen im öffentlichen Dienst zwar spätestens seit 
Beginn der 1970er Jahre politisch propagiert, faktisch blieb aber der 
alleinernährende Mann die Norm. Dieses Leitbild verstärkte sich durch die 
krisenhafte wirtschaftliche Entwicklung und die steigende Arbeitslosigkeit der 
1980er Jahre noch weiter, da „Doppelverdiener“ politisch und gesellschaftlich 
diffamiert wurden12. Eine erhöhte Erwerbsbeteiligung von Frauen durch eine 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie wurde in den 1980er Jahren auch 
im öffentlichen Dienst eher bekämpft13, obwohl man durch die Bildungsex-
pansion in bis dahin als traditionell „weiblich“ angesehene Aufgabenbereiche 
vorgestoßen war. Die Beschäftigung im öffentlichen Dienst blieb für Frauen – 
und im Übrigen auch für Ausländer – faktisch und formal mit hohen Hürden 
verbunden14.  

Die Forderung nach ununterbrochener und uneingeschränkter Verfüg-
barkeit der Arbeitskraft seitens der Arbeitgeber folgte der ökonomischen 
Logik der Beschäftigungssysteme. Beide waren darauf angelegt, dass 
Beschäftigte aller Qualifikationsstufen durch training on the job betriebs-
spezifisches Humankapital akkumulieren und es dem Dienstherrn im Laufe des 
Berufslebens wiederum in kontinuierlich steigendem Maße zur Verfügung 
stellen. Dieser honorierte diese Akkumulation seinerseits durch eine 
Senioritätsentlohnung, die unter der Heranziehung von Dienstaltersstufen 
pauschale Zugewinne an Humankapital unterstellte. Zur Sicherstellung der 
Arbeitsleistung griff zudem ein System der sog. Tournamententlohnung bei 

                                                           

12  Vgl. bspw. Langkau-Herrmann, Monika et al.: Frauen im öffentlichen Dienst. Bonn 
1983, S. 10 ff. 

13  So bspw. durch politische Initiativen, den Bewerberüberhang durch Zwangs-
Teilzeit zulasten der im öffentlichen Dienst beschäftigten „Doppelverdiener“ 
abzubauen. Vgl. Roellecke, Gerd: Bewerberüberhang und „Doppel-Verdiener-
Ehen“ im öffentlichen Dienst. Mannheim 1988.  

14  Vgl. ebd. S. 48 ff. 
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Beförderungen, während Wechsel aus dem öffentlichen Dienst in die 
Privatwirtschaft durch prohibitiv hohe Transaktions- und Opportunitätskosten 
(u.a. Wegfall der Versorgungsansprüche) zur Sicherung der Humankapital-
investitionen verhindert wurden. Auf diese Weise entstand ein geschlossenes, 
für Arbeitnehmer und Arbeitgeber zwar durchaus rationales, aber auch höchst 
unflexibles Beschäftigungssystem15. Zwischen 1960 und 1975, also in den 
Zeiten konstanter oder steigender Nachfrage nach öffentlichen (Dienst-) 
Leistungen, war es für die Arbeitgeber höchst funktional. Unter veränderten 
Rahmenbedingungen, also bspw. dauerhaft fallender Nachfrage oder durch 
Budgetrestriktionen veranlasste eingeschränkte Leistungsangebote, konnten 
– anders als in der Privatwirtschaft – personelle Überhänge dann allerdings 
nicht durch Kurzarbeit oder gar betriebsbedingte Kündigungen ausgeglichen 
werden. Und auch für die Arbeitnehmerseite verliert dieses Beschäftigungs-
modell an Attraktivität, wenn, bspw. in einer Phase dauerhaften wirtschaft-
lichen Aufschwungs und Vollbeschäftigung, die Entgelte im öffentlichen 
Dienst von den Entgelten der Privatwirtschaft weit übertroffen werden. Das 
formal zweispurige, bis dahin aber faktisch eher eingleisige Beschäfti-
gungssystem des öffentlichen Diensts besaß also nur sehr begrenzte 
Möglichkeiten, veränderten Rahmenbedingungen Herr zu werden. 

2.2  Rahmenbedingungen des öffentlichen Diensts seit 1990  

Seit dem Jahr 1990 prägten mehrere politische Ereignisse, wirtschaftliche 
Entwicklungen und gesellschaftliche Trends den öffentlichen Dienst in 
Deutschland. Hierzu zählen: 

 die deutsche Einheit, 

 die Krise der öffentlichen Haushalte, 

 die politische Dezentralisierung, 

 der managerialistische Zeitgeist und 

 die demografische Entwicklung der deutschen Bevölkerung 

Von allen Genannten stellte der Fall der Berliner Mauer und der Beitritt 
der DDR zur Bundesrepublik Deutschland die größte, weil nie zuvor 
dagewesene Herausforderung für die staatlichen Institutionen Deutschlands 
dar. Der gescheiterte sozialistisch-planwirtschaftliche Apparat der DDR 
musste abgewickelt, neue rechtstaatliche und marktwirtschaftliche 

                                                           

15  Vgl. Henneberger: S. 69 ff. u. S. 307.  
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Strukturen aufgebaut und der wirtschaftliche Rückstand nach mehr als 40 
Jahren SED-Diktatur aufgeholt werden. Die völkerrechtlichen Grundlagen, der 
Zwei-Plus-Vier-Vertrag, der Staatsvertrag über die Wirtschafts-, Währungs- 
und Sozialunion sowie schließlich der Einigungsvertrag sahen vor, dass die 
Bundesrepublik nicht nur Vermögen und Schulden der DDR, sondern zunächst 
auch die etwa zwei Millionen Beschäftigten des dortigen öffentlichen Diensts 
übernahm – freilich unter der Anwendung großzügig bemessener 
Vorruhestands- und Kündigungsregelungen16.  

Allerdings waren es neben der hohen Zahl und dem enormen Umfang der 
zu bewältigenden Aufgaben insbesondere die finanziellen Lasten der Einheit, 
welche die weitere Entwicklung des öffentlichen Diensts im wiedervereinigten 
Deutschland beeinflussten. Obschon die genauen Kosten der Einheit in ihrer 
Höhe auch bis heute noch umstritten sind17, wurde schon zu einem frühen 
Zeitpunkt deutlich, dass sie nicht nur über die Kürzung und Umschichtung von 
Ausgaben, sondern auch zu einem großen Teil über die Kreditaufnahme 
öffentlicher Kern- und Nebenhaushalte finanziert werden würden18. Dabei 
befanden sich die öffentlichen Haushalte der westlichen Gebietskörper-
schaften schon vor der Wiedervereinigung unter Konsolidierungsdruck, da 
sich die öffentliche Verschuldung schon im Laufe der 1980er Jahre mehr als 
verdoppelt hatte, auch da seit dem Jahr 1969 kein ausgeglichener oder gar 
positiver Finanzierungssaldo mehr erreicht werden konnte19. Die Finanzierung 
der deutschen Einheit und die damit verbundenen Änderungen der Finanz-
verfassung, insbesondere aber die langfristige Erhöhung der Zinsausgaben 
sowie die Tilgungslast für den Erblastentilgungsfonds belasteten die Haushalte 
des Bundes und der westdeutschen Gebietskörperschaften in der Konsequenz 
über viele Jahre. Gleichzeitig verringerte sich der finanzielle Spielraum in den 

                                                           

16  Keller, Berndt/Henneberger, Fred: Beschäftigung und Arbeitsbeziehungen im 
öffentlichen Dienst der neuen Bundesländer. In: Gewerkschaftliche Monatshefte 
6 (1992), S. 331 - 342.  

17  Bundeszentrale für politische Bildung: Die Frage nach den Kosten der 
Wiedervereinigung. Berlin 2015, URL: <http://www.bpb.de/geschichte/ deutsche-
einheit/zahlen-und-fakten-zur-deutschen-einheit/212659/die-frage-nach-den-
kosten-der-wiedervereinigung> (abgerufen am 15. September 2017). 

18  Deutsche Bundesbank (a): Die Bedeutung von Nebenhaushalten im Zuge der 
Vereinigung. In: Dies. [Hrsg.] Monatsbericht Mai 1993, Frankfurt 1993, S. 43 - 57. 

19  Vgl. Statistisches Bundesamt (a): Fachserie 14, Reihe 3.1: Rechnungsergebnisse 
des öffentlichen Gesamthaushalts 1990. Wiesbaden 1991, S. 18. 
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Personalbudgets und Stellenplänen erheblich. Parallel zur Finanzierung der 
Wiedervereinigung erodierte in Folge der Urteile des Bundesverfassungs-
gerichts zur Besteuerung des Existenzminimums, später auch in Folge weiterer 
Senkungen der Einkommensteuer und der miserablen Wirtschaftslage 
zunehmend die Steuerbasis der Gebietskörperschaften, was weitere Defizite 
verursachte. 

Die Belastung des Bundeshaushalts stieg darüber hinaus im Jahr 2001 im 
Zuge der Verabschiedung des Solidarpakts II noch weiter an, da die 
Zuweisungen an die neuen Länder für die Teilungslasten und den Struktur-
wandel noch weiter erhöht wurden. Diese Sonderbedarfs-Ergänzungs-
zuweisungen wurden degressiv angelegt und laufen erst im Jahr 2020 
endgültig aus, sodass bis zu diesem Datum weitere ca. 8,5 Mrd. Euro 
einigungsbedingte Kosten auf den Bundeshaushalt zukommen. Die geplante 
Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab 2020 sieht zwar keine 
weiteren Sonderzahlungen an die Neuen Bundesländer vor, da nur noch die 
Finanzkraft entscheidendes Kriterium für Ausgleichszahlungen im Länder-
finanzausgleich sein soll, doch sind aufgrund der strukturellen Schwäche 
Ostdeutschlands weitere langjährige Transferzahlungen von West nach Ost 
absehbar.  

Nach der Bundestagswahl 2002 wurde beschlossen, die Kompetenzen im 
deutschen Föderalismus neu zu ordnen20. Die Länder forderten, wieder mehr 
Gesetzgebungskompetenzen auf sich zu verlagern und die Rahmengesetz-
gebung des Bundes, die im Bereich des Beamtenrechts mit dem Beamten-
rechtsrahmengesetz faktisch zu einer Vollgesetzgebung des Bundes geworden 
war21, abzuschaffen. Im Jahr 2005 kam es dann zur bis dahin umfangreichsten 
Verfassungsänderung der Nachkriegszeit. Die Föderalismusreform I verlagerte 
die Zuständigkeit für das Dienst-, Besoldungs- und Versorgungsrecht der 
Beamten vom Bund auf die Länder. Die bis dahin zentralisierten 
verfassungsrechtlichen Strukturen des Beamtenrechts wurden zugunsten 
eines dezentralen und eher wettbewerbsorientierten Modells aufgegeben. 
Der Bund regelte mit dem Beamtenstatusgesetz zum 1. April 2009 nur noch 
die wichtigsten rechtlichen Grundlagen für das Berufsbeamtentum.  

                                                           

20  Die erste Initiative ging dabei von den Ländern aus: Siehe dazu u.a. den Beschluss 
der Ministerpräsidentenkonferenz vom 16. Dezember 1999, eine Arbeitsgruppe 
einzusetzen und sie mit der Erstellung eines Konzepts für die Neuordnung der 
Kompetenzen zu beauftragen. 

21  Meyer, Hans: Die Föderalismusreform 2006. Berlin 2008, S. 291.  
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Eine ähnliche Dezentralisierung zeigte sich zeitgleich auch im Tarifrecht, 
wo mit dem Abschluss des TVöD (2005) und des TV-L (2006) jahrzehntelang 
einheitliche tarifvertragliche Strukturen aufgebrochen wurden. Zum Zeitpunkt 
der Wiedervereinigung gründete sich die privatrechtliche Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst zunächst auf einem über Jahrzehnte ausgebauten und 
verfeinerten Tarif- und Zusatzversorgungsrecht22. Unter Berücksichtigung der 
ostdeutschen Gegebenheiten wurde es in modifizierter Form auch auf den 
öffentlichen Dienst im Beitrittsgebiet übertragen und unter Beibehaltung der 
stark zentralisierten und bundesweit einheitlichen Strukturen fortgeführt, 
obwohl es bereits seit den 1980er Jahren Kritik an den unflexiblen und in 
Teilen sogar diskriminierenden Vorschriften gegeben hatte23. Trotz aller 
Unzulänglichkeiten wurde zunächst weiter an BAT, MTArb und BMT-G II 
festgehalten, ehe im Jahr 2001 auf gewerkschaftliche Initiative hin24 der 
Beschluss gefasst wurde, in Zusammenarbeit mit den öffentlichen Arbeit-
gebern auf einen neuen Tarifvertrag hinzuwirken. Die divergierenden 
Positionen auf Seiten der Arbeitgeber schlugen sich schließlich in einem zwei-
geteilten Tarifwerk nieder, dem TVöD (ab 1. Oktober 2005) und dem TV-L (ab 
1. November 2006). Berlin, das schon im Jahr 1994 aus der Tarifgemeinschaft 
der Länder (TdL) ausgeschlossen worden war, und auch Hessen, das im Jahr 
2004 austrat, nutzten den BAT jedoch zunächst weiter. Mit Ausnahme der 
Wiederaufnahme Berlins in die TdL zum 1. Januar 2013 hat diese Dezentrali-
sierung im Tarifbereich bis heute Bestand.  

Die Privatisierungen im öffentlichen Sektor standen in einem engen 
Zusammenhang mit dem managerialistischen Zeitgeist und dem vermeint-
lichen Erfolg der meist als angebotsorientiert bezeichneten Wirtschaftspolitik 
in Großbritannien und den USA der 1980er Jahre25. Das Postulat der 
Überlegenheit privat- weil betriebswirtschaftlicher gegenüber staatlicher 
Leistungserbringung erreichte ab 1990 in verstärktem Maße auch den bis 

                                                           

22  Zum Tarifrecht: Bredemeier, Jörg/Neffke, Reinhard: BAT/BAT-O. München 2003. 
Zur Zusatzversorgung: Preller, Stefan: Nachhaltige Finanzierung der Zusatz-
versorgung im öffentlichen Dienst. Diss. Speyer 2012, S. 16. 

23  Keller, Berndt: Arbeitsbeziehungen im öffentlichen Dienst. Frankfurt a. M. 1983, S. 
303 ff. 

24  Schmidt, Werner; Müller, Andrea/Trittel, Nele: Der Konflikt um die Tarifreform des 
öffentlichen Dienstes. Berlin 2011, S. 222. 

25  Herbert, Ulrich: Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert. München 2014, S. 
1208 ff. 
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dahin als reformresistent geltenden öffentlichen Sektor Deutschlands26. Dies 
äußerte sich einerseits in Bemühungen, den Einfluss des Staats auf das 
Wirtschaftsgeschehen durch Liberalisierung und Deregulierung zu reduzieren, 
andererseits in Versuchen, durch Kostenkontrolle und ergebnisorientierte 
Steuerung eine Binnenmodernisierung zu erreichen27. Der managerialistische 
Zeitgeist beförderte die Vertreter des New Public Management und erlaubte 
es ihnen, die Debatte über Reformen im öffentlichen Sektor in den 1990er 
Jahren zu dominieren28. Das Platzen der „New Economy“-Blase im März 2000 
und spätestens die Weltfinanz- und -wirtschaftskrise ab 2008 veränderten die 
Debatte jedoch dahingehend, dass staatliches Handeln wieder positiver 
konnotiert und das gesellschaftlich erwünschte Leistungsspektrum 
öffentlicher Dienste wieder erweitert wurde29. Da die Aufgabenerfüllung 
durch Private und auch Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) weiterhin 
eine große Rolle in der Diskussion um den öffentlichen Dienst spielen30, kann 
jedoch (noch) nicht von einem Richtungswechsel gesprochen werden. 
Vielmehr wird die Frage „Staat oder Privat“ insbesondere in Ländern31 und 

                                                           

26  Zwar kündigte Helmut Kohl bereits in einer Regierungserklärung im Jahr 1983 an, 
den Staat auf den Kern seiner Aufgaben zurückführen zu wollen, doch kam es bis 
1989 zu keinen nennenswerten Privatisierungen. 

27  Vgl. u.a. Bogumil, Jörg/Jann, Werner: Verwaltung und Verwaltungswissenschaft in 
Deutschland. Wiesbaden2 2009, S. 237 ff. 

28  Ebd.: S. 239, ähnlich Czerwick, Edwin: Die Ökonomisierung des öffentlichen 
Dienstes. Wiesbaden 2007, S. 31 ff. 

29  Vgl. Wollmann, Hellmut: Die Erbringung öffentlicher und sozialer Dienstleistungen 
zwischen Kommunen, Staat, Privaten und Drittem Sektor. In: Döhler, Marian; 
Franzke, Jochen u. Wegrich, Kai [Hrsg.]: Der gut organisierte Staat. FS Werner Jann, 
Baden-Baden 2015, S. 531 - 558, hier S. 544 ff. Ähnlich Barkowsky, Kai: Reform der 
Kommunalverwaltung in England und Deutschland. Diss. Potsdam 2013, S. 234 - 
235. 

30  So zuletzt in der Diskussion um die Abgabe der Zuständigkeit für die Planung und 
den Bau der Autobahnen von den Ländern an den Bund. 

31  Vgl. bspw. Stoiber, Michael/Töller, Annette Elisabeth: Ursachen der Privatisierung 
des Maßregelvollzugs in Deutschland. In: Zeitschrift für Vergleichende 
Politikwissenschaft 10 (2016), S. 9 - 36.  
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Gemeinden32 seither häufig in Abhängigkeit von den jeweils gegebenen politi-
schen, (haushalts-) wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen beantwortet.  

Doch nicht nur finanz- und wirtschaftspolitische Entwicklungen, sondern 
auch der demografische Wandel setzten den öffentlichen Dienst seit 1990 
veränderten Rahmenbedingungen aus. Die Bevölkerung der Bundesrepublik 
ist heute im Durchschnitt älter, profitiert von einer höheren durchschnitt-
lichen Lebenserwartung und besitzt immer häufiger einen Migrations-
hintergrund. So stieg einerseits das Durchschnittsalter der deutschen Bevöl-
kerung seit 1990 kontinuierlich um 4,3 Jahre auf 45,6 Jahre (Frauen) bzw. um 
5,7 Jahre auf 42,8 Jahre (Männer) im Jahr 201533, während das Medianalter 
sogar noch deutlicher um 7,3 Jahre auf 47,2 Jahre (Frauen) bzw. 8,8 Jahre auf 
44,3 Jahre (Männer) im Jahr 2015 zulegte34. Gleichzeitig stiegen auch die 
durchschnittliche sowie die fernere Lebenserwartung von Mädchen und 
Jungen35 bzw. Frauen und Männern36 deutlich an. Schließlich zeigte auch die 
Zahl der in Deutschland lebenden Ausländer seit 1990 einen deutlichen 

                                                           

32  Vgl. Höffler, Felix et al.: Rekommunalisierung: Renaissance öffentlicher 
Unternehmen? In: Wirtschaftsdienst 2 (2013), S. 71 - 86.  

33  Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (a): Durchschnittsalter der Bevölkerung 
in Deutschland, 1871 bis 2015. Wiesbaden 2017, URL: <http://www.bibdemo 
grafie.de/DE/ZahlenundFakten/02/Abbildungen/a_02_15_durchschnittsalter_d_
ab1871.html> (abgerufen am 15. September 2017). 

34  Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (b): Medianalter der Bevölkerung in 
Deutschland, 1950 bis 2060. Wiesbaden 2017, URL: <http://www.bib-demografie. 
de/DE/ZahlenundFakten/02/Abbildungen/a_02_16_mediananter_d_1950_2060.
html> (abgerufen am 15. September 2017). 

35  Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (c): Lebenserwartung bei Geburt in 
Deutschland nach Geschlecht, Sterbetafel 1871/1881 bis 2013/2015. Wiesbaden 
2017, URL: <http://www.bibdemografie.de/DE/ZahlenundFakten/08/Abbildung 
en/a_08_23_lebenserwartung_geburt_d_geschlecht_ab1871.html> (abgerufen 
am 15. September 2017).  

36  Vgl. Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (d): Fernere Lebenserwartung im 
Alter 65 in West- und Ostdeutschland nach Geschlecht, Sterbetafel 1948 bis 2014. 
URL: <http://www.bibdemografie.de/DE/ZahlenundFakten/08/Abbildungen/a_ 
08_27_fernere_lebenserwartung_alter65_geschlecht_w_o_1958_2014.html> 
(abgerufen am 15. September 2017). 
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Zuwachs, ihre Zahl vergrößerte sich von ca. 5,34 Mio. Menschen im Jahr 1990 
auf ca. 9,1 Mio. Menschen im Jahr 201537.  

Durch die innerdeutsche Migrationsbewegung im direkten Anschluss an 
die deutsche Einheit änderte sich auch die Bevölkerungsverteilung zwischen 
den Bundesländern. Besonders viele Menschen unter 30 Jahren und darunter 
besonders häufig junge Frauen verließen die Neuen Bundesländer38. Zudem 
erreichte in Folge der wirtschaftlichen und sozialen Umbrüche dieser Zeit auch 
die Geburtenziffer in den Neuen Bundesländern mit 0,77 Geburten pro Frau 
historische Tiefststände. Da die innerdeutsche Wanderungsbilanz für die 
neuen Bundesländer auch in den Folgejahren durchweg negativ blieb, 
erfuhren sie einen bis dahin beispiellosen Bevölkerungsschwund. Weil aber 
auch die Zuwanderung aus dem Ausland in die Neuen Bundesländer bis in das 
Jahr 2015 nur sehr schwach ausfiel39, sank die dortige Bevölkerungszahl 
seither kontinuierlich bis zum Jahr 2015. Insgesamt lebten im früheren 
Bundesgebiet zuletzt ca. 69,6 Mio. Menschen und damit etwa ca. 7% mehr als 
noch im Jahr 1990. In den Neuen Bundesländern lebten hingegen noch etwa 
12,6 Mio. Menschen, was einem Rückgang i.H.v. 15% seit 1990 entspricht. 

Die demografische Entwicklung setzte den öffentlichen Dienst seit 1990 in 
vielerlei Hinsicht unter Anpassungsdruck. Denn eine veränderte Bevölke-
rungsstruktur bewirkt stets auch eine veränderte Nachfrage nach öffentlichen 
(Dienst-)Leistungen, da Letztere vielfach einen hohen Bezug zu Personen und 
deren Lebenssituation aufweisen40. Die zunehmend alternde, nur noch durch 
Zuzug aus dem Ausland wachsende Bevölkerung in früheren Bundesgebiet, 
besonders aber die seit 1990 stark geschrumpfte Bevölkerung in den Neuen 
Bundesländern bewirkte somit eine nachhaltige Umschichtung der Nachfrage 
nach öffentlichen Leistungen. Dies äußerte sich insbesondere darin, dass 

                                                           

37  Statistisches Bundesamt (b): Fachserie 1, Reihe 2. Bevölkerung und 
Erwerbstätigkeit 2016. Wiesbaden 2017. 

38  Werz, Nikolaus: Abwanderung aus den neuen Bundesländern. In: Aus Politik und 
Zeitgeschichte 39-40 (2001), S. 23 - 31.  

39  Vgl. Statistisches Bundesamt (c): Datenbank des Statistischen Bundesamts. URL: 
<https://www-genesis.destatis.de/genesis/online/link/tabellen/12521*> 
(abgerufen am 15. September 2017). 

40  Vgl. bspw. Lutz, Burkart: Konsequenzen der demografischen Entwicklung für den 
öffentlichen Dienst. In: Sackmann, Reinhold; Jonda, Bernadette u. Reinhold, Maria 
[Hrsg.]: Demographie als Herausforderung für den öffentlichen Sektor. Wiesbaden 
2008, S. 17 - 23.  
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Dienstleistungen und Infrastruktur im Bereich der Erziehung und Bildung für 
deutlich weniger „Nachfrager“ bereitgestellt werden mussten41, während die 
Bereiche Gesundheit und Pflege deutlich stärker nachgefragt wurden42. Eine 
ähnliche Annahme ist im Übrigen auch für Aufgaben im Bereich Migration und 
Integration zu treffen, die nicht nur andere Leistungen benötigen, sondern 
auch andere Kompetenzen des Personals voraussetzen43. Andere Aufgaben-
bereiche, so bspw. die Landesverteidigung oder die technische Gefahren-
abwehr, die unabhängig von demografischen Entwicklungen ihrer Natur nach 
stets gewährleistet werden müssen, verzeichneten seit 1990 dagegen kaum 
nennenswerte oder sogar gar keine demografisch bedingte Nachfragever-
änderung.  

Innerhalb des öffentlichen Diensts bewirkte der demografische Wandel 
zwei besondere Herausforderungen: 

 Einerseits verschärfte sich die – bereits im Jahr 1990 bekannte44 – 
Belastung der öffentlichen Versorgungssysteme noch weiter, da nicht 
nur die Zahl der Zugänge in die Versorgungssysteme als Folge des 
Stellenwachstums der 1970er und 1980er Jahre stark zunahmen, 
sondern auch deren Leistungen wegen der wachsenden Lebens-
erwartung durchschnittlich über einen längeren Zeitraum in Anspruch 
genommen werden. Diese Entwicklung betrifft die Neuen Bundesländer 

                                                           

41  Für die Neuen Bundesländer: Sackmann, Reinhold: Demographischer Wandel und 
der Arbeitsmarkt des öffentlichen Sektors. In: Ders.; Jonda, Bernadette/Reinhold, 
Maria [Hrsg.]: Demographie als Herausforderung für den öffentlichen Sektor. 
Wiesbaden 2008, S. 47 - 69. 

42  Vgl. Statistisches Bundesamt (d): Krankenhausstatistik. Einrichtungen, Betten und 
Patientenbewegungen. Wiesbaden 2017, URL: <https://www.destatis.de/DE/ 
ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Gesundheit/Krankenhaeuser/Tabellen/GDKrank
enhaeuserJahreOhne100000.htm> (abgerufen am 15. September 2017). Für den 
Bereich der Pflege vgl. zudem Statistisches Bundesamt (e): Pflegestatistik 2015. 
Wiesbaden 2017, S. 28 ff.  

43  Zu denken ist hier bspw. an Lehrpersonal mit der Zusatzqualifikation „Deutsch als 
Fremdsprache“ (vgl. Jung, Matthias; Middeke, Annegret u. Panferov, Julia: Zur 
Ausbildung von Lehrkräften als Fremd- und Zweitsprache an deutschen 
Hochschulen. Göttingen 2017), an vereidigte Dolmetscher oder auch Betreuer 
minderjähriger unbegleiteter Flüchtlinge bei kommunalen Jugendämtern. 

44  Vgl. Färber, Gisela (b): Probleme der Finanzpolitik bei schrumpfender 
Bevölkerung. Frankfurt am Main u.a.O. 1988.  
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allerdings in deutlich geringerem Maße, da dort erst im Laufe der 
1990er Jahre erste Versorgungsansprüche gesammelt werden konnten.  

 Andererseits sehen sich öffentliche Arbeitgeber immer stärker 
geräumten Arbeitsmärkten gegenüber, da durch die niedrige Geburten-
ziffer c.p. langfristig und dauerhaft ein geringeres Arbeitskräfte-
potential in den Arbeitsmarkt ein- als durch Verrentung der geburten-
stärkeren Jahrgänge aus ihm austritt. Zwar können auch Zuwanderer 
diese Lücken füllen, doch sind viele Aufgabenbereiche des öffentlichen 
Diensts nicht nur durch hohe Anforderungen an die formale 
Qualifikation und vor allem an Kenntnisse der deutschen Sprache 
gekennzeichnet, sondern in Teilen auch gemäß § 7 Abs. 2 BeamtStG 
sogar nur mit Deutschen zu besetzen. Eine „Überbrückung“ der 
demografischen Lücke durch ausländische ArbeitnehmerInnen ist im 
öffentlichen Dienst nur in eingeschränktem Maße möglich. 

Insgesamt ist also festzuhalten, dass das auf einen „lebenslang“ 
beschäftigten und alimentierten Alleinernährer zugeschnittene Beschäfti-
gungssystem des öffentlichen Diensts nach 1990 unter großen 
Anpassungsdruck geriet. Die – insbesondere finanziellen – Belastungen in 
Folge der Einheit begrenzte den Entscheidungsspielraum der Haushalts- und 
Personalverantwortlichen in zuvor nicht dagewesener Weise, während die 
Rolle des Staats innerhalb und außerhalb des öffentlichen Diensts zunehmend 
im Sinne eines privatwirtschaftlichen Dienstleisters aufgefasst wurde. Der 
Zwang zu Kürzungen und Flexibilisierungen auf der Angebotsseite setzte nicht 
nur das Alimentations- wie auch das Lebenszeitprinzip unter Druck, sondern 
auch die zuvor einheitlichen Beschäftigungsbedingungen. Deren Dezen-
tralisierung brachte nach 2007 zwar neue dienstrechtliche Spielräume mit 
sich, entfachte jedoch auch einen Besoldungswettbewerb, der Anpassungen 
bei Entgelten und Zusatzleistungen erforderte. Darüber hinaus veränderte 
sich auch die Nachfrage nach öffentlichen Dienstleistungen in einer alternden 
Gesellschaft, während die Herausforderungen durch Immigration und 
innerdeutsche Wanderungsbewegungen kontinuierlich zunahmen. Eine 
Umschichtung der personellen Ressourcen im öffentlichen Dienst wurde 
damit ebenso erforderlich wie eine konsequente Anpassung der 
Stellenstruktur, um diesen veränderten Rahmenbedingungen gerecht zu 
werden. Nicht zuletzt bewirkte auch die steigende Lebenserwartung 
Anpassungsbedarf bei den Alterssicherungssystemen des öffentlichen 
Diensts.  
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3.  Entwicklungen im öffentlichen Dienst seit 1990 

Innerhalb des öffentlichen Diensts Deutschlands kam es seit 1990 zu einer 
Vielzahl von Veränderungen, die sich auf den Umfang, die Stellenstruktur und 
die Zahl der Beschäftigten in den Aufgabenbereichen sowie auf die Entgelt- 
und Alterssicherungssysteme nachhaltig auswirkten.  

3.1  Die Entwicklung der Beschäftigung 

Die Beschäftigungsentwicklung im öffentlichen Dienst seit 1990 verlief nicht 
linear und zeigt zudem nach Ebenen, Beschäftigungsverhältnissen und 
Aufgabenbereichen einen unterschiedlichen Verlauf.  

3.1.1 Die Beschäftigungsentwicklung nach Ebenen und im Ost-West-

Vergleich 

Während die 1980er Jahre noch mehrheitlich durch einen moderaten, aber 
konstanten jährlichen Stellenaufbau von ca. 0,5 Prozent gekennzeichnet 
waren, zeigt die Personalstatistik des öffentlichen Diensts ab 1990 einen 
weitaus unstetigeren Verlauf (vgl. Abb. 1). Der einmalige wiedervereinigungs-
bedingte Zufluss von mehr als 1,8 Mio. Beschäftigten in den öffentlichen 
Dienst blähte die Personalstatistik im Jahr 1991 zunächst auf ca. 6,7 Mio. 
Beschäftigte auf, ehe bis zum Jahr 1995 insgesamt ca. 1,35 Mio. Beschäftigte 
weniger im öffentlichen Dienst beschäftigt waren.  
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Abbildung 1: Personal des öffentlichen Diensts 1990 - 2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt 

Auch nach 1995 offenbart die Statistik einen spürbaren Beschäftigungs-
rückgang, der allerdings weitaus langsamer als zuvor von statten ging und 
schließlich im Jahr 2008 bei einer Zahl von ca. 4,5 Mio. Beschäftigten seinen 
Tiefpunkt erreichte. Seitdem ist wieder ein kontinuierlicher leichter 
Beschäftigungszuwachs im öffentlichen Dienst feststellbar, wenn auch der 
moderate Beschäftigungsrückgang im Jahr 2015 dabei eine Ausnahme bildet. 
Somit lässt sich die Beschäftigungsentwicklung ebenenübergreifend grob in 
drei Phasen einteilen, wobei zu prüfen ist, ob diese Einteilung auf allen Ebenen 
der Gebietskörperschaften evident ist oder jeweils individuelle Dynamiken 
vorlagen.  

Im Kontext der deutschen Einheit ist jedoch nicht nur die 
Beschäftigungsentwicklung nach Ebenen, sondern auch im Ost-West-
Vergleich zu untersuchen, da die in Kap. 2 aufgeführten Rahmenbedingungen 
grundsätzlich unterschiedliche Dynamiken erwarten lassen. Die Berliner 
Gebietsreform im Jahr 2001, welche die 23 historischen Bezirke durch 12 neue 
Großbezirke ersetzte, erschwert diesen Vergleich jedoch dahingehend, dass 
Ost-Berlin bis 2001 statistisch zu den Neuen Bundesländern, danach im 
Verbund mit West-Berlin zum früheren Bundesgebiet gezählt wird. Damit ist 
die durchgängige Vergleichbarkeit zwar nicht gegeben, die Größenordnung 
der zu analysierenden Beschäftigungsentwicklung jedoch weiterhin klar 
ersichtlich. Die grafische Betrachtung (vgl. Abb. 2 u. Tab. 2) verdeutlicht, dass 
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in den Neuen Bundesländern auch nach 1995, als die gröbsten Einheitsfolgen 
überwunden waren, ein stärkerer Beschäftigungsrückgang als im früheren 
Bundesgebiet stattfand. 

Im Einzelnen zeigt sich zwischen 1991 und 1995 zunächst ein Beschäf-
tigungsrückgang i.H.v. 725.000 Beschäftigten in West- sowie 642.000 
Beschäftigten in Ostdeutschland, der in den Neuen Bundesländern aber mit 
etwa 36% proportional deutlich stärker als im früheren Bundesgebiet (ca. 
15%) ausfiel. Auch nach 1995 zeichnet die Personalstatistik ein ähnliches Bild: 
Bis in das Jahr 2016 ist in den Neuen Bundesländern ein Beschäftigungsrück-
gang feststellbar, der sich nach jüngsten Zahlen auf ca. 446.000 Beschäftigte 
beläuft – ein Verlust von etwa 39%. Zum Vergleich: Im früheren Bundesgebiet 
war er mit insgesamt 236.000 Beschäftigten in absoluten Zahlen beinahe nur 
halb so groß (prozentual: 5,5%). In der Relation fand in den Neuen Bundes-
ländern seit 1995 folglich ein um das mehr als Siebenfache (!) stärkerer 
Beschäftigungsrückgang als im früheren Bundesgebiet statt. Legt man diesem 
Vergleich die Daten von 2002 zugrunde, da seit diesem Zeitpunkt die 
verzerrende Wirkung der Beschäftigungsentwicklung Berlins entfällt, zeigen 
sich sogar vollkommen unterschiedliche Entwicklungsrichtungen. So betrug 
der Beschäftigungsrückgang zwischen 2002 und 2016 in den Neuen 
Bundesländern etwa 17% (bzw. ca. 143.000 Beschäftigte), während im 
früheren Bundesgebiet gleichzeitig ein leichter Beschäftigungszuwachs i.H.v. 
23.000 Beschäftigten bzw. ca. 0,6% zu verzeichnen ist. Die personelle 
Überbesetzung, die den öffentlichen Dienst in den Neuen Bundesländern im 
Vergleich zum früheren Bundesgebiet nach der Wiedervereinigung kenn-
zeichnete45, hat sich im Jahr 201546 ins Gegenteil verkehrt. Die Personalstärke 
im Bezug zur Bevölkerungszahl (Beschäftigte je 100.000 Einwohner) lag im 
früheren Bundesgebiet bei 5.677, in den Neuen Bundesländern hingegen mit 
5.520 leicht darunter.  

 

                                                           

45  Vgl. Keller/Henneberger: S. 325. 

46  Neuere bevölkerungsstatistische Daten lagen zum Bearbeitungsschluss noch nicht 
vor.  
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Abbildung 2: Beschäftigte des öffentlichen Diensts im früheren Bundesgebiet 
und in den Neuen Bundesländern 1990 - 2016 sowie Beschäftigte je 100.000 
Einwohner im Ost-West-Vergleich 1990 - 2015* 

 
* Neue Bundesländer bis 2001 inkl. Berlin-Ost. Für die Jahre 1993 bis 2010 
mussten die angegebenen Werte durch die geänderte statistische Erfassung 
von rechtlich selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet 
werden, fehlende Werte wurden hier zudem grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Im Zuge der Wiedervereinigung übernahm der Bund einen bedeutenden Teil 
des Personalkörpers der ehemaligen DDR. Etwa 420.000 Tarifbeschäftigte, die 
zu diesem Zeitpunkt noch je nach Tätigkeitsmerkmalen als Angestellte oder 
Arbeiter bezeichnet wurden, wurden in den Bundesdienst übernommen. 
Darunter waren neben ca. 220.000 Beschäftigten der ehemaligen Reichsbahn 
sowie ca. 125.000 Beschäftigten der ehemaligen Deutschen Post auch ca. 
18.000 SoldatInnen der Nationalen Volksarmee47. Die weitere Beschäfti-

                                                           

47  Große Teile des Offiziers- und Unteroffizierskorps der NVA wurden schon im Laufe 
des Jahres 1990 entlassen. Die DDR-Regierung unter Lothar de Maizière hatte sie 
bis Oktober 1990 von ca. 183.000 SoldatInnen Anfang 1989 auf unter 90.000 
SoldatInnen reduziert, von denen sich ca. 25.000 bei der Bundeswehr um Weiter-
beschäftigung bewarben. Die zuvor übergangsweise bei der Bundeswehr beschäf-
tigten ehemaligen NVA-SoldatInnen und die später abgelehnten Bewerber 
schieden schon Ende 1990 aus der Bundeswehr aus, so dass sie in Folge der 
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gungsentwicklung im Bereich des Bundes war zwischen 1991 und 1995 dann 
durch einen rasanten, vor allem privatisierungsbedingten Beschäftigungs-
rückgang gekennzeichnet, der etwa 1,1 Mio. Beschäftigte aus dem 
öffentlichen Dienst ausscheiden ließ (vgl. Abb. 3 und Tab. 1 im Anhang). Davon 
waren mit einer Zahl von ca. 726.000 deutlich mehr Tarifbeschäftigte als 
BeamtInnen48 (ca. 365.000, davon ca. 63.000 SoldatInnen) betroffen.  

 
Abbildung 3: Beschäftigte im Bundesbereich nach Statusgruppen 1990 - 2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Auch nach 1995 ist im Bundesbereich ein weiterer Beschäftigungsrückgang 
feststellbar, der allerdings weitaus langsamer und kontinuierlicher verlief. 
Neben dessen beinahe linearem Fortgang ist insbesondere die 
unterschiedliche Entwicklung beider Statusgruppen bemerkenswert. 
Bedeutete der Rückgang im Bereich der Tarifbeschäftigten seit 1995 mit ca. 

                                                           

Erhebungssystematik nie in der Beschäftigungsstatistik des öffentlichen Diensts 
erscheinen konnten. Vgl. Schlaffer, Rudolf Josef: „Armee der Einheit“. Die 
Transformation der deutschen Streitkräfte im Zuge der Wiedervereinigung. URL: 
<http://www.bpb.de/politik/grundfragen/deutscheverteidigungspolitik/199278/
wie dervereinigung> (abgerufen am 15. September 2017). 

48  Zur Statusgruppe der BeamtInnen zählen im Sinne der der amtlichen Statistik auch 
die RichterInnen und SoldatInnen. Ist hier und im Folgenden von der Statusgruppe 
die Rede, sind sie darin einbezogen. Ausnahmen sind im Text als solche 
gekennzeichnet. 
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91.000 Beschäftigten einen Beschäftigungsverlust von ca. 38%, so betrug 
dieser bei den BeamtInnen lediglich ca. 24%, auch wenn der absolute 
Beschäftigungsrückgang dort mit ca. 107.000 deutlich höher ausfiel. Seit 1991 
ist im Bundesbereich kein Jahr vergangen, in dem die Beschäftigung nicht 
weiter zurückging. 

Im Ost-West-Vergleich zeigen sich seit 1990, insbesondere aber seit 
Beginn der 2000er Jahre weitere bemerkenswerte Entwicklungen (vgl. Abb. 
4). Während die Verteilung des Personals im Bundesbereich durch die 
größtenteils historisch bedingte Lage der Bundesbehörden beeinflusst ist (und 
der Ost-West-Vergleich damit kaum aussagekräftig bleibt), ist dennoch 
auffällig, wie stark der Personaleinsatz des Bundes zwischen West- und 
Ostdeutschland immer noch divergiert. Seit 1994 ist auf früherem 
Bundegebiet eine dauerhaft höhere personelle Präsenz des Bundes als in den 
Neuen Bundesländern feststellbar. 
 
Abbildung 4: Beschäftigte im Bundesbereich im früheren Bundesgebiet und in 
den Neuen Bundesländern 1990 - 2016 sowie Beschäftigte je 100.000 
Einwohner im Ost-West-Vergleich 1990 - 2015* 

 
* Neue Bundesländer bis 2001 inkl. Berlin-Ost. Für die Jahre 1993 bis 2010 
mussten die angegebenen Werte durch die geänderte statistische Erfassung 
von rechtlich selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet 
werden, fehlende Werte wurden hier zudem grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 
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Im Landesbereich ist es durch den Zutritt der Neuen Bundesländer im Jahr 
1991 ebenfalls zu einem hohen Beschäftigungszuwachs gekommen – 
insgesamt belief sich der Zuwachs auf ca. 633.000 Tarifbeschäftigte (vgl. Abb. 
5). Im weiteren Zeitverlauf sind zwei Entwicklungstendenzen bemerkenswert: 
Einerseits das dauerhaft konstant hohe Beschäftigungsniveau, das auf seinem 
Tiefpunkt im Jahr 2008 lediglich um 12% unter dem Niveau des Jahres 1991 
lag und seitdem wieder ansteigt, andererseits aber auch der insgesamt stark 
unregelmäßige und stets schwankende Beschäftigungsverlauf, der auf dieser 
aggregierten Datenbasis  keiner offensichtlichen Systematik folgt.  

 
Abbildung 5: Beschäftigte im Landesbereich nach Statusgruppen 1990 - 2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Der Ost-West-Vergleich und die gesonderte statistische Betrachtung der 
Statusgruppen schafft hier Abhilfe: Im personalstarken Landesbereich steht 
eine bei einem Wert leicht unter 3.000 Beschäftigten beinahe konstante 
Beschäftigtenzahl je 100.000 Einwohner auf früherem Bundesgebiet einer 
monoton fallenden Quote in den Neuen Bundeländern gegenüber (vgl. Abb. 
6). Zwar ist die Verzerrung durch die geänderte statistische Erfassung Ost-
Berlins im Jahr 2002 in diesem Bereich deutlich stärker als im Bund, doch ist 
klar erkennbar, dass die Neuen Bundesländer – trotz deutlich sichtbarer 
Kürzungen – bis 2005 eine vergleichsweise höhere personelle Ausstattung 
besaßen. Seither liegt die Zahl der Beschäftigten je 100.000 Einwohner in den 
Neuen Bundesländern stets um etwa 200 Beschäftigte unter der der alten 
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Bundesländer, da der Beschäftigungsrückgang in den Neuen Bundesländern 
schneller als der dortige Bevölkerungsschwund vonstattenging. 

 
Abbildung 6: Beschäftigte im Landesbereich im ehem. Bundesgebiet und in 
den Neuen Bundesländern 1990 - 2016 sowie Beschäftigte je 100.000 
Einwohner im Ost-West-Vergleich 1990-2015* 

 
* Neue Bundesländer bis 2001 inkl. Berlin-Ost. Für die Jahre 1993 bis 2010 
mussten die angegebenen Werte durch die geänderte statistische Erfassung 
von rechtlich selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet 
werden, fehlende Werte wurden hier zudem grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Im Vergleich der Statusgruppen fallen zudem die ca. 150.000 zusätzlichen 
BeamtInnen ins Auge, deren Stellen zwischen 1991 und 1995 geschaffen 
wurden. Der Ost-West-Vergleich (Abb. 7 u. 8) verdeutlicht, dass etwas mehr 
als 100.000 dieser Stellen auf die Neuen Bundesländer entfielen, die ihre 
Verwaltungs- und Beschäftigungsstrukturen an die ihrer westdeutschen 
Partner anpassten. In den Folgejahren fand in den Neuen Bundesländern – 
anders als im früheren Bundesgebiet – ein auch in absoluten Zahlen starker 
Beschäftigungsrückgang statt, der sich bis heute fortsetzt. Er betraf durchweg 
die Stellen von Tarifbeschäftigten, da bis 2005 weitere ca. 40.000 Beamten-
stellen geschaffen wurden. Dabei ist auch erkennbar, dass Beamtenstellen im 
Ost-West-Vergleich in stark unterschiedlichem Maße eingesetzt werden: War 
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in den Neuen Bundesländern seit 1995 im Durchschnitt etwa jeder dritte 
Beschäftigte verbeamtet, lag dieser Wert „im Westen“ stets deutlich über 50 
Prozent. Die verbreitete Skepsis gegenüber dem Instrument der 
Verbeamtung, welche in den Neuen Bundesländern im Anschluss an die 
Wiedervereinigung zunächst weit verbreitet war49, findet hierin ihren 
Niederschlag. 

 
Abbildung 7: Beschäftigte im Landesbereich nach Statusgruppen in den 
Neuen Bundesländern, 1990 - 2016* 

 
* Neue Bundesländer bis 2001 inkl. Berlin-Ost. Für die Jahre 1993 bis 2010 
mussten die angegebenen Werte durch die geänderte statistische Erfassung 
von rechtlich selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet 
werden. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

  

                                                           

49  Vgl. Schwanengel, Wito: Die Einführung des Berufsbeamtentums in den neuen 
Ländern. Diss. Speyer 1998, S. 104 ff.  
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Abbildung 8: Beschäftigte im Landesbereich nach Statusgruppen im früheren 
Bundesgebiet  1990 - 2016* 

 
* Früheres Bundesgebiet ab 2002 inkl. Berlin-Ost. Für die Jahre 1993 bis 2010 
mussten die angegebenen Werte durch die geänderte statistische Erfassung 
von rechtlich selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet 
werden. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Abschließend traten auch im Bereich der Kommunen im Zuge der deutschen 
Einheit etwa 693.000 Tarifbeschäftigte in den öffentlichen Dienst ein (vgl. Abb. 
9) – und damit deutlich mehr Beschäftigte, als in den Bundes- oder in den 
Landesdienst eintraten. Der Grund hierfür lag in der Verwaltungsgliederung 
der DDR und deren Neustrukturierung nach der Wiedervereinigung, in deren 
Zuge die ostdeutschen Kommunen nach westdeutschem Vorbild gestaltet 
wurden. Zum einen entfielen auf die neu gebildeten Kommunen große 
ehemals „volkseigene Vermögenswerte“, meist Verkehrs- und Versor-
gungsbetriebe und deren Beschäftigte. Zum anderen gestaltete sich die 
Übernahme des vorhandenen DDR-Personals in den kommunalen 
Aufgabenbereichen deutlich weniger problematisch als bspw. in den Polizei- 
oder Hochschuldienst der neu geschaffenen ostdeutschen Bundesländer50.  
                                                           

50  So wurden in der DDR seit der Hochschulreform des Jahres 1968 alle Professoren 
vor allem nach politischen Gesichtspunkten ausgewählt. Zur Kontinuität des 
kommunalen Verwaltungspersonals in Ostdeutschland nach der Wieder-
vereinigung ausführlicher u.a. Wollmann, Hellmut/Jaedicke Wolfgang: Neubau 
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Abbildung 9: Beschäftigte im kommunalen Bereich nach Statusgruppen 1990 
- 2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Während die Zahl der Beschäftigten im Jahr 1992 sogar erneut zulegte, 
reduzierte sie sich im weiteren Zeitablauf um insgesamt ca. 35% (bzw. 720.000 
Beschäftigte) und erreicht im Jahr 2008 – ebenso wie im Landesbereich – 
einen Tiefpunkt. Danach zeigt die Statistik wieder einen beinahe linearen 
Beschäftigungszuwachs im kommunalen Bereich auf aktuell ca. 1,46 Mio. 
Beschäftigte. Die dort aufgabenbedingt geringe Zahl von BeamtInnen 
schwankte seit der Wiedervereinigung kaum, ein leichter Zuwachs von ca. 5% 
zwischen 1991 und 1995 sowie ca. 2% zwischen 2004 und 2005 bleiben die 
einzigen quantitativ nennenswerten Veränderungen. Dagegen hatte die um 
ein Vielfaches größere Statusgruppe der Tarifbeschäftigten eher die Funktion 
einer „Manövriermasse“ inne.  

Im Ost-West-Vergleich wird zudem deutlich, dass Kommunen in den 
Neuen Bundesländern bis heute – und damit anders als im Bundes- und 
Landesbereich – im Vergleich zur Gesamtbevölkerung personell geringfügig 
besser ausgestattet sind als ihre Konterparts im früheren Bundesgebiet (vgl. 

                                                           

der Kommunalverwaltung in Ostdeutschland - zwischen Kontinuität und Umbruch. 
In: Seibel, Wolfgang; Benz, Arthur u. Mäding, Heinrich [Hrsg.]: Verwaltungsreform 
und Verwaltungspolitik im Prozeß der deutschen Einigung. Baden-Baden 1993, S. 
98 - 116. 
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Abb. 10), während Letztere andererseits seit 1990 deutliche Rückgänge 
verzeichneten. Zwar begünstigt der Bevölkerungsschwund in den Neuen 
Bundesländern (vgl. Kap. 2.2) diese Entwicklung, doch ist der 
Beschäftigungsrückgang in absoluten Zahlen in den ostdeutschen Kommunen 
seit 1991 dennoch bemerkenswert. So reduzierte sich der Personalbestand 
schon bis 1995 um beinahe ein Drittel, um im Jahr 2000 schließlich nur noch 
die Hälfte des Werts von 1991 zu erreichen (vgl. Abb. 10 u. 11).  

 

Abbildung 10: Beschäftigte im kommunalen Bereich im früheren 
Bundesgebiet und in den Neuen Bundesländern 1990 - 2016 sowie 
Beschäftigte je 100.000 Einwohner im Ost-West-Vergleich 1990 - 2015* 

 
* Neue Bundesländer bis 2001 inkl. Berlin-Ost. Für die Jahre 1993 - 2010 
mussten die angegebenen Werte durch die geänderte statistische Erfassung 
von rechtlich selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet 
werden fehlende Werte wurden hier zudem grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 
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Abbildung 11: Beschäftigte im kommunalen Bereich nach Statusgruppen in 
den Neuen Bundesländern, 1990 - 2016* 

 
* Neue Bundesländer bis 2001 inkl. Berlin-Ost. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Abbildung 12: Beschäftigte im kommunalen Bereich nach Statusgruppen im 
früheren Bundesgebiet, 1990 - 2016* 

 
* Früheres Bundesgebiet ab 2002 inkl. Berlin-Ost. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 
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Zuletzt ist auch die weiterhin stark unterschiedliche Verbeamtungspraxis im 
kommunalen Bereich – wie auch im Landesbereich – bemerkenswert, da in 
Ostdeutschland durchschnittlich etwa 6%, in Westdeutschland hingegen ca. 
16% aller kommunalen Beschäftigten verbeamtet waren. Die fortgesetzte 
politische Skepsis gegenüber dem Instrument der Verbeamtung, aber auch 
eine Kontinuität des im Anschluss an die Wiedervereinigung alternativlosen 
Einsatzes von Tarifbeschäftigten51 in den Gemeinden der Neuen Bundesländer 
ist also auch hier statistisch klar erkennbar. 

Insgesamt wird deutlich, dass Bund, Länder und Gemeinden seit 1990 
höchst unterschiedliche Entwicklungen hinsichtlich der Beschäftigung in ihren 
Bereichen nahmen, den expansiven Trend der 1970er und 1980er Jahre aller-
dings stoppten. Dies gilt nicht nur aus gesamtdeutscher Perspektive, wo der 
starke Beschäftigungsrückgang des Bundes und der Gemeinden einem nur 
leicht verminderten Beschäftigungsstand im Landesbereich gegenübersteht, 
sondern insbesondere auch im Ost-West-Vergleich. Im Bundesbereich ist der 
vergleichsweise stärkste Beschäftigungsrückgang feststellbar, welcher dazu 
beitrug, die personelle Überbesetzung in den Neuen Bundesländern schnell zu 
korrigieren. Im Gegensatz hierzu benötigten die ostdeutschen Länder und 
Gemeinden – auch aufgrund schwindender Bevölkerungszahlen – deutlich 
länger, um ihren Beschäftigungsstand an das frühere Bundesgebiet anzuglei-
chen. Im laufenden Jahrzehnt zeigen sich im Bundesbereich weitere marginale 
Beschäftigungsrückgänge, während bei Ländern und Gemeinden eine gleich-
sam geringfügige, jedoch entgegengesetzte Entwicklung zu Tage tritt. Die Zahl 
der Beschäftigten je 100.000 Einwohner der Gebietskörperschaften variierte 
im Ost-West-Vergleich währenddessen nur noch wenig und ließ keine weitere 
Annäherungstendenz erkennen. Die vormalige Spaltung Deutschlands lässt 
sich in diesem Zeitraum nur noch an der geübten Verbeamtungspraxis von 
Ländern und Gemeinden erkennen, da sie in den Neuen Bundesländern 
weitaus seltener als im früheren Bundesgebiet Anwendung findet. 

3.1.2 Die Beschäftigungsentwicklung nach Beschäftigungsverhältnissen 

Das unbefristete Normalarbeitsverhältnis in Vollzeit prägte über viele Jahr-
zehnte das Bild des öffentlichen Diensts. Seit 1990 haben jedoch neben einem 
Zuwachs bei der Teilzeitbeschäftigung vermehrt auch sog. atypische Beschäf-

                                                           

51  Vgl. Schwanengel: S. 105. 
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tigungsformen in Form von befristeter und geringfügiger Beschäftigung Einzug 
gehalten. 

3.1.2.1 Beschäftigung in Teilzeit 

Die Beschäftigung auf Grundlage von Teilzeitarbeitsverhältnissen ist seit 1990 
im öffentlichen Dienst beinahe ununterbrochen gewachsen (vgl. Abb. 13 u. 
Tab. 1). Stieg der Anteil der Vollzeitbeschäftigung durch die erstmalige 
statistische Erfassung der Beschäftigten in den Neuen Bundesländern im Jahr 
1991 zunächst einigungsbedingt wieder auf ca. 84,2% an, so gibt sie seitdem 
kontinuierlich nach, zuletzt auf nur noch 67,9% im Jahr 2016. Der Anteil der 
Teilzeitbeschäftigung an der Gesamtbeschäftigung im öffentlichen Dienst 
(Teilzeitquote) hat sich somit von ca. 15,8% im Jahr 1991 auf ca. 32,1% im Jahr 
2016 mehr als verdoppelt.  

 
Abbildung 13: Anteile der Voll- und Teilzeitbeschäftigung an der 
Gesamtbeschäftigung im öffentlichen Dienst 1990 - 2016* 

 
* Für die Jahre 1993 - 2010 mussten die angegebenen Werte durch die 
geänderte statistische Erfassung von rechtlich selbstständigen Anstalten, 
Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts auf Basis von 
Schätzungen näherungsweise berechnet werden, fehlende Werte wurden 
hier zudem grafisch interpoliert.  
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 
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Im Vergleich zwischen den Statusgruppen zeigt sich zudem eine in ihrer Höhe 
divergierende, aber parallel wachsende Teilzeitquote (vgl. Abb. 14). So waren 
im öffentlichen Dienst im letzten Jahr der „Bonner Republik“ im Durchschnitt 
lediglich ca. 8,6% aller BeamtInnen und 24,4% aller Tarifbeschäftigten in 
Teilzeit tätig. Im Deutschland des Jahres 2016 waren es dagegen schon ca. 
22,1% aller BeamtInnen und ca. 38,5% aller Tarifbeschäftigten.  

 
Abbildung 14: Teilzeitquoten im öffentlichen Dienst nach Statusgruppen 
sowie im Ost-West-Vergleich 1990 - 2016* 

 
* Im Vergleich zwischen Ost- und Westdeutschland mussten die angegebenen 
Werte durch die geänderte statistische Erfassung von rechtlich selbst-
ständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet werden, fehlende 
Werte wurden hier zudem grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Der regionale Vergleich zwischen den Neuen Bundesländern und dem 
früheren Bundesgebiet offenbart hingegen, dass sich die Neuen Bundesländer 
in Ihrer Personalpolitik schnell an ihre westdeutschen Partner anglichen. Erst 
seit 2011 ist dort wieder eine entgegengesetzte Tendenz feststellbar, da sich 
die Teilzeitquote in den Neuen Bundesländern verringert, im früheren 
Bundesgebiet hingegen sogar minimal erhöht hat. 
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Im Bereich des Bundes, wo Teilzeitbeschäftigung traditionell nur in 
wenigen Aufgabenbereichen verbreitet war (vgl. Kap 3.2), blieb sie auch nach 
1990 ein Randphänomen. Zwar konnte sie sich, auch befördert durch die 
Einführung der voraussetzungslosen Teilzeit durch das Dienstrechtsreform-
gesetz von 1997 und die Öffnung der Teilzeitbeschäftigung auch für 
SoldatInnen durch das am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Gesetz zur 
Durchsetzung der Gleichstellung von Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr (SDGleiG), als Beschäftigungsform auch für BeamtInnen und 
SoldatInnen etablieren, doch auf einem vergleichsweise unterdurchschnitt-
lichem Niveau. Arbeiteten sie bis 1997 nur höchst selten (1,1%) in Teilzeit, so 
stieg ihr Anteil an der Gesamtbeschäftigung in den Folgejahren deutlich an 
und erreichte im Jahr 2016 einen Wert von ca. 5,4% (vgl. Abb. 15). Tarif-
beschäftigte im Bundesdienst hingegen weisen schon vor 1997 höhere Werte 
an Teilzeitbeschäftigung auf, jedoch lagen und liegen sie stets unterhalb von 
10% der Gesamtbeschäftigung. Die Beschäftigung im öffentlichen Dienst des 
Bundes war und ist im Regelfall also mit einer Vollzeitbeschäftigung ver-
bunden – in den Neuen Bundesländern jedoch in weit geringerem Maße als 
im früheren Bundesgebiet. Die Teilzeitquote beider Regionen unterscheidet 
sich im Zeitablauf stark, wobei ein in etwa paralleler Verlauf erkennbar wird. 
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Abbildung 15: Anteile der Voll- und Teilzeitbeschäftigung an der Gesamt-
beschäftigung im öffentlichen Dienst im Bundesbereich nach Statusgruppen 
sowie Teilzeitquote nach Regionen 1990 - 2016* 

 
* Im Vergleich zwischen Ost- und Westdeutschland mussten die angegebenen 
Werte durch die geänderte statistische Erfassung von rechtlich 
selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet werden, 
fehlende Werte wurden hier zudem grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Im Landesbereich hingegen befand sich die Beschäftigung in Teilzeit bereits 
im Jahr 1990 auf einem vergleichsweise hohen Niveau – etwa jeder fünfte 
Beschäftigte arbeitete dort in einem solchen Beschäftigungsverhältnis (vgl. 
Abb. 16). Der hohe Anteil der Vollzeitbeschäftigung in den Neuen 
Bundesländern bewirkte dann im Jahr 1991 zunächst einen Strukturbruch, ehe 
die Teilzeitbeschäftigung im weiteren Zeitverlauf mit einem Anteil von ca. 25% 
zum Ende der 1990er Jahre, dann mit einem Anteil von ca. 32% zum Ende der 
2000er Jahre sukzessive auf ihr heutiges Niveau kletterte. Dabei war und ist 
Teilzeitbeschäftigung im Landesbereich besonders unter Tarifbeschäftigten 
verbreitet, ihr Anteil lag seit 1990 stets höher als der der teilzeitbeschäftigten 
BeamtInnen. Im Jahr 2016 war etwa jeder dritte Tarifbeschäftigte in Teilzeit 
beschäftigt, während dies nur bei ca. jedem vierten Beamten der Fall war. 
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Abbildung 16: Anteile der Voll- und Teilzeitbeschäftigung an der Gesamt-
beschäftigung im öffentlichen Dienst im Landesbereich nach Statusgruppen 
sowie Teilzeitquote nach Regionen 1990 - 2016* 

 
* Im Vergleich zwischen Ost- und Westdeutschland mussten die angegebenen 
Werte durch die geänderte statistische Erfassung von rechtlich selbst-
ständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet werden, fehlende 
Werte wurden hier zudem grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Im Ost-West-Vergleich zeigen die Neuen Bundesländer eine dauerhaft 
niedrigere Teilzeitquote als jene im früheren Bundesgebiet. Bemerkenswert 
ist, dass die Teilzeitquote im Westen auch in jüngerer Vergangenheit erneut 
gewachsen ist, während sie in Ostdeutschland in die entgegengesetzte 
Richtung tendierte.  

Im kommunalen Bereich war Teilzeitbeschäftigung im Jahr 1990 
ebenfalls bereits auf einem überdurchschnittlichen Niveau vorhanden, 
allerdings lediglich im Bereich der Tarifbeschäftigten (vgl. Abb. 17). Im Zuge 
der Wiedervereinigung ging sie zum Zeitpunkt der erstmaligen statistischen 
Erfassung der Neuen Bundesländer im Jahr 1991 zunächst leicht zurück, da die 
dortige Teilzeitquote deutlicher niedriger als im früheren Bundesgebiet lag, 
um bis zum Jahr 2010 beinahe monoton anzusteigen. Seit 2010 zeigt die 
Teilzeitarbeit im kommunalen Bereich wieder eine rückläufige Tendenz, was 
insbesondere auf ihren Rückgang in den Neuen Bundesländern zurück-

0%

5%

10%

15%

20%

25%

30%

35%

40%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%
1

9
9

0

1
9

9
1

1
9

9
2

1
9

9
3

1
9

9
4

1
9

9
5

1
9

9
6

1
9

9
7

1
9

9
8

1
9

9
9

2
0

0
0

2
0

0
1

2
0

0
2

2
0

0
3

2
0

0
4

2
0

0
5

2
0

0
6

2
0

0
7

2
0

0
8

2
0

0
9

2
0

1
0

2
0

1
1

2
0

1
2

2
0

1
3

2
0

1
4

2
0

1
5

2
0

1
6

Te
ilz

ei
tq

u
o

te
 (

in
 P

ro
ze

n
t)

A
n

te
il 

(i
n

 P
ro

ze
n

t)

Jahr

BeamtInnen Vollzeit BeamtInnen Teilzeit Tarifbeschäftigte Vollzeit

Tarifbeschäftigte Teilzeit Teilzeitquote Länder West Teilzeitquote Länder Ost



46 

zuführen war. Insgesamt war und ist der kommunale Bereich von allen Ebenen 
derjenige, der die höchsten Teilzeitquoten aufweist. Wie im Landesbereich ist 
auch hier die Ursache die hohe Zahl der in Teilzeit beschäftigten 
Tarifbeschäftigten: Im Jahr 2016 waren im kommunalen Bereich ca. 41% aller 
Tarifbeschäftigten, aber nur ca. 23% aller BeamtInnen in Teilzeit beschäftigt.  

 
Abbildung 17: Anteile der Voll- und Teilzeitbeschäftigung an der 
Gesamtbeschäftigung im öffentlichen Dienst im kommunalen Bereich nach 
Statusgruppen sowie Teilzeitquote im Ost-West-Vergleich 1990 - 2016* 

 
* Im Vergleich zwischen Ost- und Westdeutschland mussten die angegebenen 
Werte durch die geänderte statistische Erfassung von rechtlich selbst-
ständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
auf Basis von Schätzungen näherungsweise berechnet werden, fehlende 
Werte wurden hier zudem grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Zusammenfassend ist also festzuhalten, dass Teilzeitarbeit im öffentlichen 
Dienst je nach Ebene, Landesteil und Statusgruppe in höchst unterschiedli-
chem Maße auftritt. Seit 1990 hat sie auf allen Ebenen an Bedeutung 
gewonnen, in Westdeutschland jedoch geringfügig stärker als in 
Ostdeutschland. BeamtInnen arbeiten ebenenübergreifend deutlich seltener 
in Teilzeit als Tarifbeschäftigte, wobei Landes- und KommunalbeamtInnen 
öfter in Teilzeit arbeiten als ihre Pendants auf Bundesebene (und darunter 
insbesondere die SoldatInnen).  
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3.1.2.2 Beschäftigung mit Zeitvertrag 

Für Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst ist auch die Beschäftigung auf 
Grundlage von Zeitverträgen schon vor 1990 gang und gäbe gewesen52. Seit 
der Wiedervereinigung wurde befristete Beschäftigung im öffentlichen Dienst 
dann aber in unterschiedlichem Maße genutzt (vgl. Abb. 18). Während sich für 
die Jahre 1990 bis 2004 eine fallende Entwicklung zeigt, ist seit 2004 eine 
starke Zunahme befristeter Beschäftigung im öffentlichen Dienst feststellbar, 
insbesondere bis ins Jahr 2010. Im Jahr 2016 erreichte die Beschäftigung mit 
Zeitvertrag dann einen Höchststand, da 442.000 Beschäftigte einen solchen 
Arbeitsvertrag besaßen. 
  

                                                           

52  Keller, Berndt/Seifert, Hartmut: Atypische Beschäftigungsverhältnisse im 
öffentlichen Dienst. In: WSI Mitteilungen (2014), S. 628 - 638, hier S. 630. Da sie in 
der amtlichen Personalstatistik nicht gesondert ausgewiesen werden, werden 
Beamtenverhältnisse auf Zeit hier nicht weiter betrachtet. Beamtenverhältnisse 
auf Probe zählen in der Statistik zu den dauerhaften Beschäftigungsverhältnissen. 
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Abbildung 18: Beschäftigte mit Zeitvertrag sowie Zeitvertragsquote im 
öffentlichen Dienst 1990 - 2016* 

* Ab 1994 inkl. Neue Bundesländer. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Die Zeitvertragsquote, also der Anteil der Beschäftigten mit Zeitvertrag an der 
Gesamtzahl der Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst, sank nach der 
deutschen Einheit zunächst stark, um dann – nach der erstmaligen Erfassung 
der Neuen Bundesländer – im Jahr 1994 wieder auf das Niveau des Jahres 
1990 anzusteigen. Im Zeitraum von 1995 und 2005 schwankte sie zwischen ca. 
9,7% auf ca. 10,1%, ehe sie bis 2010 zunächst auf ca. 14,7%, im Jahr 2016 
schließlich auf einen Höchstwert von ca. 15,5% kletterte. Zuletzt war also etwa 
jeder sechste Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst befristet beschäftigt, 
während dies im Jahr 1995 nur bei etwa jedem Zehnten der Fall gewesen war. 

Da die vorhandenen statistischen Daten über den gesamten 
Untersuchungszeitraum weder nach Ebenen, noch im Ost-West-Vergleich 
durchgängig vergleichbar sind53 und ein Vergleich allenfalls nur in weniger als 
der Hälfte der untersuchten Jahre erfolgen könnte, wird an dieser Stelle auf 
weiteren dahingehende Auswertungen verzichtet. Für die jüngere 
Vergangenheit seit 2011 ist allerdings zu konstatieren, dass Bund und Länder, 

                                                           

53  Ursache hierfür ist v.a. die Umstellung der Haushaltssystematik im Jahr 2011 und 
die insbesondere zw. 2000 und 2010 stark verzerrend wirkende (und nicht 
rechnerisch zu korrigierende) statistische Erfassung der rechtlich selbstständigen 
Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts.  
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Letztere aber aufgabenbereichsbedingt, in weiter zunehmendem Maße auf 
Beschäftigung mit Zeitverträgen bauen, während die Gemeinden diese 
Beschäftigungsform im selben Zeitraum beinahe unverändert oft nutzten. 
Diese Entwicklung spiegelt sich auch in den Zeitvertragsquoten der 
Gebietskörperschaften wider (vgl. Abb. 19). Im Bundesbereich zeigt sich eine 
deutlich wachsende Tendenz auf insgesamt niedrigem Niveau, während sich 
im Landesbereich eine langsam wachsende Tendenz auf vergleichsweise 
hohem Niveau abzeichnet. Lediglich die Kommunen haben ihre Zeitver-
tragsquote in jüngerer Vergangenheit leicht verringert, wobei allerdings 
ausschließlich der zuletzt wieder gewachsene Personalkörper zur Senkung 
dieser Quote beitrug (vgl. auch Kap. 3.1.1). 

 
Abbildung 19: Zeitvertragsquote im öffentlichen Dienst nach Ebenen 2011 - 
2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

3.1.2.3 Geringfügige Beschäftigung 

Geringfügige Beschäftigung ist, obwohl sie in den Stellenplänen der Haushalte 
nicht enthalten ist, ebenfalls eine im öffentlichen Dienst verbreitete 
Beschäftigungsform. Als Beschäftigungsform existierte sie schon vor 1990, 
wird jedoch erst seit 2006 in der Personalstatistik des Statistischen 
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Bundesamts – freilich lediglich nachrichtlich – für solche Beschäftigte 
ausgewiesen, deren einzige Erwerbsquelle sie ist. Sie ist insofern zum amtlich 
publizierten Beschäftigungsstand hinzuzuzählen, als dass diese Beschäftigten 
ihre Arbeitsleistung für die in diesem Beitrag untersuchten Gebiets-
körperschaften erbringen. Die vorhandenen Daten zeigen einen deutlichen 
Anstieg dieser Beschäftigungsform im öffentlichen Dienst, der insbesondere 
auf den Anstieg im Landesbereich zurückzuführen ist (vgl. Abb. 20). 

 
Abbildung 20: Geringfügig Beschäftigte im öffentlichen Dienst nach Ebenen 
2006 - 2016* 

 
* Durch geänderte statistische Erfassung von rechtlich selbstständigen 
Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts erfolgte die 
Zuordnung nach Ebenen für die Jahre 2006 - 2010 auf Grundlage einer 
Überschlagsrechnung, die insbesondere die Zahl der studentischen Hilfskräfte 
an Hochschulen (Fachserie 11, Reihe 4.4) berücksichtigte. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Während sich geringfügige Beschäftigung im Landesbereich zu großen Teilen 
auf studentische Hilfskräfte an Hochschulen und Forschungsinstituten verteilt, 
findet sie im kommunalen Bereich in vielen Aufgabenbereichen inzwischen 
nicht mehr nur zur Bewältigung saisonaler Spitzenlasten Verwendung54.  

                                                           

54  So z.B. bei der Gebäudereinigung, in Kindertagesstätten, im Aufgabenbereich 
„Schulträgeraufgaben“ und in kommunalen Bauhöfen. Vgl. u.a. Schmid, 
Katrin/Wilke, Peter: Branchenanalyse Kommunale Verwaltung. Düsseldorf 2016.  
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3.1.2.4  Veränderungen der Beschäftigungsstrukturen 

Das Normalarbeitsverhältnis auf Grundlage einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung in Vollzeit ist im öffentlichen Dienst heute insgesamt 
also weitaus seltener anzutreffen als noch im Jahr 1990. Insbesondere die 
Teilzeitarbeitsverhältnisse und die befristete Beschäftigung haben im Jahr 
2016 Dimensionen erreicht, in deren Angesicht von einem Randphänomen 
nicht mehr die Rede sein kann. Zwar sind hier, wie Kap. 3.2 noch zeigen wird, 
in Teilen aufgabenbereichsbedingte Besonderheiten – z.B. der Hochschul-
bildung – bei der Gesamtbeurteilung zu beachten, doch ist der Trend zu diesen 
Beschäftigtenformen dennoch klar erkennbar und zudem ungebrochen. 
Dieser Entwicklung liegen allerdings vielfältige Ursachen zugrunde. Einerseits 
ist die Nutzung von Teilzeitarbeitsverhältnissen im öffentlichen Dienst auch 
schon vor 1990 stets ein Mittel zur Einsparung von Personalkosten gewesen55, 
ohne dass die Funktion des Beschäftigungssystems beeinträchtigt wurde. Die 
Substitution von Vollzeit- durch Teilzeitstellen ermöglicht der Arbeitge-
berseite die Beibehaltung der kontinuierlichen Akkumulation von Human-
kapital zu geringeren Kosten, während andererseits gleichzeitig durch deren 
Verbreitung über alle Statusgruppen und Ebenen hinweg zusätzliches 
Erwerbspotential erschlossen wurde. Dieses bestand – dem hergebrachten 
Leitbild zufolge – meist aus verheirateten HinzuverdienerInnen – meist Frauen 
– in den Aufgabenbereichen der Länder und Kommunen, deren Lebens-
unterhalt durch einen Ehegatten bereits gesichert wurde und deren Karriere-
ambitionen allenfalls als nachrangig angesehen wurden (vgl. auch Kap. 
3.1.3.4). Es bedurfte nicht selten höchstrichterlicher europäischer Recht-
sprechung, um die vielfältige mittelbare Diskriminierung von Frauen im 
öffentlichen Dienst zurückzudrängen56. 

Die Nutzung befristeter Beschäftigungsverhältnisse im öffentlichen Dienst 
dient hingegen mehreren Zwecken, obwohl sie insbesondere dem tradierten 
Lebenszeitprinzip der Beschäftigung entgegenläuft. Sie wurde und wird 
ursprünglich speziell in solchen Aufgabenbereichen genutzt, deren 
Funktionieren von einer ständigen Erneuerung des Personalkörpers 
wesentlich beeinflusst wird, so u.a. in der Wissenschaft. Des Weiteren dient 
sie im öffentlichen Dienst besonders häufig als Ersatz für Ausfälle in der 
Stammbelegschaft und zur Deckung zusätzlicher Bedarfe. Nicht zuletzt ist sie 

                                                           

55  Vgl. Brandes/Buttler: S. 37. 

56   Vgl. Henneberger: S. 60 f. 
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auch dort verbreitet, wo die Finanzierung der Stellen nur über einen gewissen 
Zeitraum sichergestellt ist, also ebenso bspw. in der Wissenschaft57. 
Ökonomische Erwägungen, wie bspw. Unsicherheit über die wirtschaftliche 
Lage oder die Erprobung der Beschäftigten spielen hingegen seltener einer 
Rolle. Ihr kommt eher die Funktion einer „Notlösung“ zu, wenn zu wenige 
Stellen vorhanden oder Stellen nicht dauerhaft zugewiesen werden58 und der 
Betrieb anders nicht aufrechterhalten werden kann. Diese Art der 
Stellenbewirtschaftung im nicht-wissenschaftlichen Bereich ist wiederum 
deutlicher Ausfluss personalwirtschaftlicher Sparanstrengungen im öffent-
lichen Dienst, die zur Haushaltsentlastung beitragen und der massiven 
Neuverschuldung im Anschluss an die Wiedervereinigung Abhilfe schaffen 
sollte.  

An den Rändern der öffentlichen Beschäftigung von Ländern und 
Kommunen existiert außerdem seit längerem ein stetig wachsender 
Personalkörper geringfügig Beschäftigter, der außerhalb der Stellenpläne der 
öffentlichen Haushalte an Bedeutung gewinnt. Auch hier gilt der Vorbehalt 
des Aufgabenbereichs, bspw. bei den aktuell etwa 85.000 studentischen 
Hilfskräften59, doch fehlt es an weiterführenden amtlichen Daten, um die 
tatsächliche Nutzung dieser Beschäftigungsform genauer zu untersuchen. 
Abseits der Ausnahme im Wissenschaftsbereich ist aber auch die gesteigerte 
Nutzung geringfügiger Beschäftigung klarer Ausdruck gesteigerten 
Flexibilisierungs- und Einsparungsbedarfs. 

3.1.3  Änderungen der Stellenstruktur nach Laufbahngruppen, Alter, 

Geschlecht und Herkunft 

Die Stellenstruktur im öffentlichen Dienst veränderte sich seit auch 1990 
deutlich im Hinblick auf die Zusammensetzung nach Laufbahngruppen bzw. 
der Eingruppierung. Dies betraf nicht nur die Anteile der Statusgruppen an der 
Gesamtbeschäftigung, sondern auch Beschäftigungsrückgänge in den unteren 
zugunsten der höheren Laufbahngruppen. Darüber hinaus sind auch Verände-

                                                           

57   Vgl. Hohendanner, Christian; Ostmeier, Esther u. Ramos Lobato, Philipp: Befristete 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst. IAB Forschungsbericht 12/2015, Nürnberg 
2015, S. 50. 

58   Vgl. ebd. S. 57 ff.  

59   Vgl. Statistisches Bundesamt (f): Fachserie 11, Reihe 4.4. Wiesbaden 2017, S. 35. 
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rungen hinsichtlich der Altersstruktur und der Geschlechterverteilung 
feststellbar, die im Folgenden nach Ebenen und, sofern durch die Datenlage 
möglich, für Ost- und Westdeutschland getrennt untersucht werden. 
Abschließend werden auch jüngste Erkenntnisse über Beschäftigte mit 
Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst diskutiert.  

3.1.3.1 Anteile der Statusgruppen 

BeamtInnen und Tarifbeschäftigte sind im öffentlichen Dienst nicht nur auf 
Basis verschiedener Rechtsgrundlagen beschäftigt, sondern üben im Regelfall 
auch unterschiedliche Tätigkeiten aus, da ausschließlich Beamte per Art. 33 
Abs. 4 GG in hoheitlichen Aufgabenbereichen eingesetzt werden dürfen. Der 
Anteil der Beamten an der Gesamtbeschäftigung ist deshalb ein weiterer 
Indikator dafür, ob, und wenn ja, wie stark sich die Gebietskörperschaften seit 
1990 auf die hoheitlichen Verwaltungsbereiche konzentrierten und ergänzt 
insofern die Erkenntnisse der Analyse in Kap 3.2. Die Abbildung 21 zeigt 
besagte Anteile seit 1990. 

 
Abbildung 21: Anteile der BeamtInnen an der Gesamtbeschäftigung im 
öffentlichen Dienst nach Ebenen 1990 - 2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 
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Während die Abbildung die beschäftigungsstatistischen Folgen der Einheit 
sowie der Bahn- und Post-Privatisierungen zwischen 1991 und 1995 deutlich 
abbildet, ist ihre Entwicklung seit 1995 ebenso aussagekräftig wie 
bemerkenswert. Alle drei Ebenen zeigen gestiegene Beamtenanteile, die 
unter den oben erläuterten Bedingungen des allgemeinen Beschäftigungs-
rückgangs im Bundesbereich einerseits auf eine gesteigerte Konzentration auf 
hoheitliche Verwaltungsbereiche schließen lassen; andererseits auch auf 
Privatisierungen hinweisen, in deren Zuge insbesondere Stellen von 
Tarifbeschäftigten ausgelagert wurden. Im seit Ende der 2000er Jahre 
wachsenden Landes- und kommunalen Bereich hingegen liegt der Schluss auf 
eine konstant beibehaltene „Grundausstattung“ an Beamten nahe. 

3.1.3.2  Anteile der Laufbahngruppen 

Die Anteile der Laufbahngruppen an der Gesamtbeschäftigung im öffentlichen 
Dienst verdeutlichen, dass die Befriedigung der Nachfrage nach öffentlichen 
Dienstleistungen zunehmend wissensbasierter wurde, die vergleichsweise 
einfacheren Tätigkeiten andererseits tendenziell ausgelagert oder 
rationalisiert wurden. In direkter Konsequenz ist der Stellenwert hoher 
Formalqualifikation im öffentlichen Dienst gestiegen (vgl. Abb. 22). 
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* In Folge der verzerrenden statistischen Erfassung von rechtlich 
selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts zwischen 1993 und 2010 mussten die Werte für das Jahr 2005 
näherungsweise berechnet werden. Die aufgegebene statistische Erfassung 
der Laufbahngruppen nach 2011 erforderte eine Laufbahngruppenbildung 
nach Einstufungen, die bspw. durch Verzahnungsämter und abweichende 
Laufbahngestaltungen in den Bundesländern nach der Föderalismusreform I 
im Jahr 2006 verzerrt wird. Zudem ohne Einbezug der Beamten des BEV. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Im Bundesbereich ist die „Veredelung“ des Personalkörpers insbesondere 
zwischen den Jahren 2005 und 2015 weit vorangeschritten, der Anteil der 
höheren Laufbahngruppen verdoppelte sich beinahe auf etwa 47 % (vgl. Abb. 

Abbildung 22: Anteile der Laufbahngruppen an der Gesamtbeschäftigung im 
öffentlichen Dienst von Bund, Ländern und Kommunen 1995, 2005 und 2015* 
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23). Da der Bund bisher an den tradierten Laufbahngruppen festhält, ist dieser 
Befund kaum verzerrt. 

* In Folge der verzerrenden statistischen Erfassung von rechtlich selbst-
ständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
zwischen 1993 und 2010 mussten die Werte für das Jahr 2005 näherungsweise 
berechnet werden. Die aufgegebene statistische Erfassung der Laufbahn-
gruppen nach 2011 erforderte eine Laufbahngruppenbildung nach Einstufung-
en i.V.m. § 23 BBesG und Teil I EGO TVöD-Bund, die im Bundesbereich bspw. 
durch Verzahnungsämter verzerrt wird. Zudem ohne Einbezug der Beamten 
des BEV. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Im Landesbereich, wo aufgabenbedingt schon immer höher qualifizierte 
Beschäftigte tätig sind, zeigt sich hingegen eine weitaus dynamischere 
Entwicklung (vgl. Abb. 24). Durch die seit der Föderalismusreform I 
bundesweit inzwischen stark variierende Laufbahngesetzgebung ist dieser 
Vergleich jedoch verzerrungsanfällig – insbesondere ob der Zielsetzung dieser 
Maßnahme, nämlich der Erhöhung der Verwendungsbreite der BeamtInnen 
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Abbildung 23: Anteile der Laufbahngruppen an der Gesamtbeschäftigung im 
öffentlichen Dienst im Bundesbereich 1995, 2005 und 2015* 
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und einer Stärkung der beruflichen Weiterqualifikation60. Auch unter 
Anbetracht dieser Verfälschung zeichnet sich dennoch ein überdeutlicher 
Bedeutungsgewinn der höheren Laufbahngruppen ab. Gehörten im Jahr 1995 
noch etwa 57% aller Beschäftigten dem gehobenen oder höheren Dienst an, 
lag dieser Anteil im Jahr 2015 bereits bei ca. 76%. Somit besaß zuletzt nicht 
einmal mehr jeder vierte Beschäftigte im Landesdienst keinen Fachhochschul 
oder Hochschulabschluss. Diese Veredelung ist im Übrigen nicht allein dem 
personellen Wachstum der (Hoch-)Schulen zuzuschreiben (s. Kap 3.1.3), da 
deren Anteil an der Gesamtbeschäftigung im Landesbereich stets bei lediglich 
etwa 50% lag.  
  

                                                           

60  Vgl. Lorig, Wolfgang H.: Das Laufbahnwesen nach der Föderalismusreform. In: 
Koch, Rainer; Conrad, Peter u. Ders. [Hrsg.]: New Public Service. Wiesbaden2 2011, 
S. 181 - 211. 
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*In Folge der verzerrenden statistischen Erfassung von rechtlich 
selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts zwischen 1993 und 2010 mussten die Werte für das Jahr 2005 
näherungsweise berechnet werden. Die aufgegebene statistische Erfassung 
der Laufbahngruppen nach 2011 erforderte eine Laufbahngruppenbildung 
nach Einstufungen auf Grundlage der jew. Einstiegsbesoldungen und, sofern 
möglich, nach Teil I EGO TV-L, die im Landesbereich durch abweichende 
Laufbahngestaltungen in den Bundesländern nach der Föderalismusreform I 
im Jahr 2006 verzerrt werden.  
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Abschließend zeigt auch der kommunale Bereich eine starke 
Veredelungstendenz (vgl. Abb. 25). Der Anteil der Beschäftigten im 
gehobenen oder höheren Dienst stieg von ca. 22% im Jahr 1995 auf ca. 36% 
im Jahr 2015, was einem Anstieg i.H.v. 58% entspricht. Anders als im Bundes- 
und Landesbereich ist der Anteil der Laufbahngruppen des einfachen und 
mittleren Diensts im kommunalen Bereich jedoch seit 1995 recht konstant 
geblieben. Ursächlich hierfür ist der hohe Anteil vergleichsweise einfacher 
Tätigkeiten am Aufgabenprofil der Kommunen, insbesondere Tätigkeiten von 
Tarifbeschäftigten im Bereich Kinderbetreuung, Sport, Kultur und den 
Baubetriebshöfen. Durch die zum 1. Januar 2017 in Kraft getretene EGO TVöD-
VKA sind in diesem Bereich in naher Zukunft allerdings eine Vielzahl von 
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Abbildung 24: Anteile der Laufbahngruppen an der Gesamtbeschäftigung im 
öffentlichen Dienst im Landesbereich 1995, 2005 und 2015* 
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Umgruppierungen zu erwarten61, die mit der Beschäftigungsstatistik für das 
Jahr 2017 erstmals erfasst werden können und somit erst zu diesem Zeitpunkt 
einen klarer Blick auf die Beschäftigungsstruktur nach Laufbahngruppen im 
kommunalen Bereich möglich sein wird.  

 
* In Folge der verzerrenden statistischen Erfassung von rechtlich 
selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts zwischen 1993 und 2010 mussten die Werte für das Jahr 2005 
näherungsweise berechnet werden. Die aufgegebene statistische Erfassung 
der Laufbahngruppen nach 2011 erforderte eine näherungsweise 
Laufbahngruppenbildung nach Einstufungen auf Grundlage des BBesG. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

3.1.3.3  Altersstruktur 

Die Altersstruktur der Beschäftigten im öffentlichen Dienst gibt nicht nur 
näherungsweise Auskunft darüber, wie hoch der zukünftige personelle 
                                                           

61  Vgl. Teil I EGO TVöD-VKA. 
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Ersatzbedarf c.p. durch Pensions- und Renteneintritte sein wird, sondern 
auch, mit welchem Krankenstand in Zukunft zu rechnen sein wird. Der Grund: 
Ältere Beschäftigte tendieren allgemein zu längerfristigen krankheits-
bedingten Ausfallzeiten62. Problematisch ist jedoch, dass zu diesem wichtigen 
personalwirtschaftlichen Indikator weder vollständige, noch durchgängig 
vergleichbare Daten vorliegen. So sind einerseits die Beschäftigten der Neuen 
Bundesländer erst in der Beschäftigungsstatistik für das Jahr 1998 erstmals 
nach Altersgruppen erfasst, andererseits verhindert die seit 2011 gewählte 
Systematik die genauere Untersuchung der Altersgruppe der unter 25-
jährigen Beschäftigten, da diese seither statistisch zusammengefasst werden. 
Auch eine Untersuchung der Beschäftigten nach Alter und Beschäftigungs-
bereichen ist erst seit 2011 durchgängig möglich, so dass die folgende Analyse 
in ihrer Aussagekraft beschränkt ist.  
 
Abbildung 26: Personal des öffentlichen Diensts nach Altersgruppen, 1990, 
1998, 2011 und 2016* 

 
* 1990 ohne Soldaten, 1990 und 1998 mit Personal in Ausbildung 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Trotz aller Verzerrungen zeigt die Grafik der Beschäftigten nach 
Altersgruppen, wie die in den 1990er Jahren noch recht homogene Verteilung 

                                                           

62  Vgl. u.a. Bundesministerium des Innern (a): Gesundheitsförderungsbericht 2015. 
Berlin 2016, S. 44 ff.  

0

50.000

100.000

150.000

200.000

250.000

300.000

350.000

25 -
27

27 -
29

29 -
31

31 -
33

33 -
35

35 -
37

37 -
39

39 -
41

41 -
43

43 -
45

45 -
47

47 -
49

49 -
51

51 -
53

53 -
55

55 -
57

57 -
59

59 -
61

61 -
63

63
und
älter

B
es

ch
äf

ti
gt

e 

Altersgruppen (von ... bis unter ... Jahre)1990 1998

2011 2016



61 

 

 

der Altersgruppen zu einem Übergewicht der über-40-jährigen Beschäftigten 
im Jahr 2016 mutierte. Erkennbar ist auch, dass die Zahl der aktiven 
Beschäftigten über 55 Jahre, insbesondere aber über 60 Jahre deutlich 
zugenommen hat. Ein weiterer Anstieg des Krankenstandes im öffentlichen 
Dienst, welcher schon länger im Durchschnitt deutlich über dem der 
Privatwirtschaft liegt63, ist damit c.p. ebenso absehbar wie damit verbundene 
zunehmende ausfallbedingte Leistungsverluste.  

Im Hinblick auf die Entwicklung der Altersstruktur seit 2011 zeigen die 
untersuchten Gebietskörperschaften dann zwar ähnliche, im Detail aber 
unterschiedlich starke Tendenzen der Überalterung. Im Bundesbereich ist der 
hohe Anteil von Beschäftigten bis 35 Jahre durch die Berufs- und Zeitsoldaten 
der Bundeswehr bedingt, während die Zahl der Beschäftigten über 36 (2011) 
bzw. 41 Jahre (2016) durch die dem BEV zugeordneten Beschäftigten weiter 
verzerrt wird. Die Untersuchung der Altersstruktur im Bundesbereich muss 
folglich separat erfolgen. Sie zeigt, dass die Bundesverwaltung schon in naher 
Zukunft einer Pensionierungswelle gegenüberstehen wird (vgl. Abb. 27). Etwa 
28% aller Beschäftigten des Bundes (ohne Soldaten und BEV) waren im Jahr 
2016 den rentennahen Jahrgängen der über 55jährigen zuzurechnen, 
während der Anteil der über 45jährigen im Bundesdienst auf inzwischen ca. 
64% zulegte. 

 

                                                           

63  Vgl. u.a. Brandl, Sebastian/Stelzl, Bernhard: Arbeitsbedingungen und Belastungen 
im öffentlichen Dienst. Arbeitspapier Nr. 290 der Hans-Böckler-Stiftung, 
Düsseldorf 2013, S. 47 ff. sowie HKK Krankenkasse: Gesundheitsreport 2016. 
Bremen 2016.  
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Abbildung 27: Altersstruktur der Beschäftigten des öffentlichen Diensts im 
Bundesbereich 2011 und 2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Im Landesbereich zeigt sich eine ähnliche Problematik, auch hier war die 
Altersgruppe der 53-55-jährigen Beschäftigten im Jahr 2016 die Größte (vgl. 
Abb. 28). In der Abbildung „unsichtbar“ ist die hohe Zahl des (meist zu 
Qualifikationszwecken) befristet beschäftigten wissenschaftlichen und 
künstlerischen Personals an Hochschulen, das i.d.R. ein vergleichsweise 
niedriges Durchschnittsalter aufweist. Sie betrug im Jahr 2016 schon ca. 
155.000 Beschäftigte64 und ist insofern aus der Betrachtung der Altersstruktur 
rechnerisch „auszublenden“, als dass nur eine kleine Minderheit dieses 
Personals nach Abschluss der Qualifikation im öffentlichen Dienst verbleibt. 
Unter der naheliegenden Annahme, dass dieses Personal überwiegend der 
Altersgruppe der unter 30jährigen zuzuordnen ist, zeigt sich auch im 
Landesbereich eine dramatisch verschobene Altersstruktur. Etwa 29% aller 
Beschäftigten im Landesbereich werden innerhalb der kommenden 12 Jahre 
die Regelaltersgrenze für den Renten- bzw. Ruhestandeintritt erreichen. Die 
Gruppe der über 45jährigen macht derweil bereits einen Anteil von ca. 61% 
aus.  

 

                                                           

64  Vgl. Statistisches Bundesamt (f): S. 36. 
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Abbildung 28: Altersstruktur der Beschäftigten des öffentlichen Diensts im 
Landesbereich, 2011 und 2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Schließlich fördert die Untersuchung des kommunalen Bereichs ebenso 
deutliche Niveauverschiebungen der Altersstruktur zu Tage (vgl. Abb. 29).  

 
Abbildung 29: Altersstruktur der Beschäftigten des öffentlichen Diensts im 
kommunalen Bereich, 2011 und 2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 
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Hier kulminiert die c.p. für die nächsten zehn bis zwölf Jahre absehbare 
Pensionierungs- bzw. Renteneintrittswelle ebenfalls in der Altersgruppe der 
53-55-Jährigen. Im Detail gehören aktuell etwa 29% aller kommunalen 
Beschäftigten den renten- bzw. pensionsnahen Jahrgängen an. Gleichzeitig 
besitzt auch die Gruppe der über 45jährigen ein sehr hohes quantitatives 
Gewicht, da sie inzwischen ca. 63% aller Beschäftigten auf sich vereint. 

Insgesamt weisen die Gebietskörperschaften unter Ausblendung 
verzerrender Effekte in ihren Personalkörpern also eine sehr ähnliche 
Altersstruktur auf, die für die nahe Zukunft somit auch ähnliche Problemlagen 
und Lösungsstrategien erwarten lässt. Da allerdings die besonders 
personalintensiven pädagogischen Aufgabenbereiche bei Ländern und 
Gemeinden angesiedelt sind, ist hier mit einer verschärften Problematik zu 
rechnen. Deren genauere Untersuchung wäre zwar auch auf Grundlage der 
nach §6 FPStatG erhobenen amtlichen statistischen Daten möglich, allerdings 
werden diese Informationen aktuell nicht publiziert.  

3.1.3.4  Anteile der Geschlechter 

Der Anteil der Geschlechter an der Gesamtbeschäftigung im öffentlichen 
Dienst zeigte seit 1990 einige Schwankungen, wobei die Anzahl der weiblichen 
Beschäftigten seit 2005 kontinuierlich steigt (vgl. Abb. 30). Einerseits be-
standen und bestehen jedoch weiterhin große Unterschiede hinsichtlich der 
Ebenen, die insbesondere auf die jeweilige Aufgabenstruktur zurückzuführen 
sind65, andererseits auch hinsichtlich der Entwicklungsdynamik im Einzelfall.  

Im Bundesbereich war die Deutsche Bundespost bis 1995 mit zuletzt etwa 
250.000 weiblichen Beschäftigten ein bedeutender Arbeitgeber für Frauen im 
öffentlichen Dienst, deren Wegfall durch die Privatisierung statistisch im Jahr 
1995 deutlich zum Tragen kommt. Seitdem hat sich der Anteil weiblicher 
Beschäftigter zwar um ca. 49% auf nun ca. 27,5% erhöht, doch bleibt der 
Bundesbereich damit zunächst weit unter dem Durchschnitt von Ländern und 
Gemeinden. Die isolierte Betrachtung des Bundes ohne die (weiterhin 
männlich dominierten) Verteidigungsstreitkräfte und den „Altbestand“ des 
BEV, erreicht der Bund ca. 31 - 37% leicht höhere Werte.  

                                                           

65  Vgl. bspw. Tepe, Markus/Kroos, Daniela: Lukrativer Staatsdienst? Lohndifferenzen 
zwischen öffentlichem Dienst und Privatwirtschaft. In: WSI-Mitteilungen 1 (2010), 
S. 3 - 10, hier S. 6. 
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Abbildung 30: Anteile weiblicher Beschäftigter an der Gesamtbeschäftigung 
im öffentlichen Dienst nach Ebenen, 1990 - 2016* 

 
* fehlende Werte wurden grafisch interpoliert 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Die bereits im Jahr 1990 vergleichsweise hohen Anteile weiblicher 
Beschäftigter an der Gesamtbeschäftigung im öffentlichen Dienst auf Landes- 
und kommunaler Ebene zeigen bis in das Jahr 2005 gegenläufige 
Entwicklungen. Ebenenspezifische Umstrukturierungen bei der Aufgaben-
wahrnehmung (Privatisierung der kommunalen Krankenhäuser, Schul- bzw. 
Hochschulausbau) sind hierfür ebenso ursächlich wie für dessen seitdem 
feststellbares konstantes Wachstum (Ausbau der Kindertagesstätten, 
Beschäftigungszuwachs bei den Hochschulen und Forschungsinstituten). In 
beiden Bereichen sind Frauen mit einem Anteil von ca. 57% (Landesbereich) 
bzw. ca. 61% (kommunaler Bereich) im Jahr 2016 deutlich überrepräsentiert.  

Insgesamt ist der öffentliche Dienst seit der Wiedervereinigung also 
deutlich „weiblicher“ geworden, wozu auch eine Vielzahl gesetzgeberischer 
Gleichstellungsinitiativen beigetragen hat. Dabei ist jedoch nicht zu vergessen, 
dass Frauen im öffentlichen Dienst weiterhin häufiger in niedrigeren 
Laufbahngruppen und in Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen arbeiten66, ihre 
Beschäftigung somit weitaus häufiger Prekariatsrisiken aufweisen. Jüngere 

                                                           

66  Keller/Seifert: S. 629 ff.  
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Studien über den öffentlichen Dienst in Nordrhein-Westfalen weisen in 
diesem Zusammenhang auf fortbestehende Diskriminierungen bei Beförde-
rungen, aber auch Geringschätzung der eigenen Karrieremöglichkeiten 
weiblicher Beschäftigter hin67. 

3.1.3.5  Beschäftigte mit Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst 

Obwohl amtliche Daten zu Beschäftigten mit Migrationshintergrund im 
öffentlichen Dienst nicht vorliegen68, erlauben einzelne Erhebungen und 
Studien jüngeren Datums zumindest einen Einblick in die Thematik. Erste 
Erhebungen auf Basis des Mikrozensus, der weder eine genauere Zuordnung 
nach Ebenen noch nach Regionen erlaubt, nennen für den gesamten 
öffentlichen Dienst im Jahr 2005 einen Anteil von 9,3% (Ausländeranteil: 
3,9%)69, im Jahr 2010 bereits einen Anteil von 9,9% (Ausländeranteil: 4%)70. 
Damit waren sie allerdings im Verhältnis zu ihrem Anteil an der 
Gesamtbevölkerung deutlich unterrepräsentiert (vgl. Kap 2).  

Weitere Untersuchungen zu diesem Thema liegen lediglich für einzelne 
Bundesländer und Kommunen vor und kommen zu ähnlichen Befunden71. Der 
im Jahr 2016 veröffentlichte Ergebnisbericht der Erhebung des Anteils von 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund in der Bundesverwaltung72 erlaubte 
jüngst erste Hochrechnungen für diesen Bereich, doch blieb er aufgrund der 
Ausschöpfungsrate von lediglich 51,4% verzerrungsanfällig. Die Erhebung 

                                                           

67  dbb NRW: Pressemitteilung vom 22. September 2017. URL: < http://www.dbb-
nrw.de/dbb/pressekommunikation/pressemitteilungen/detailansicht/article/hau
ptversammlung-der-dbb-bundesfrauenvertretung-in-duesseldorf/> sowie FHöV 
NRW: Abschlussbericht Forschungszentrum Personal und Management 
2016/2017. S. 52. 

68  Vgl. auch BT-Drs. 17/12889. 

69  Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration (a): 
Erster Integrationsindikatorenbericht. Berlin 2009. 

70  Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration (b): 
Zweiter Integrationsindikatorenbericht. Berlin 2011. 

71  So bspw. für die Stadt München, die Stadtstaaten Bremen und Hamburg und die 
Bundesländer Bayern, Nordrhein-Westfalen sowie Niedersachsen. 

72  Ette, Andreas et al.: Erhebung des Anteils von Beschäftigten mit  Migrations-
hintergrund in der Bundesverwaltung. Wiesbaden 2016. 
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amtlicher Daten im Rahmen der Beschäftigungsstatistik tut in diesem 
Zusammenhang besonders Not. 

Unter anderem die Unterrepräsentanz von Menschen mit Migrations-
hintergrund und insbesondere auch von Ausländern im öffentlichen Dienst 
bewegte einige Dienstherrn jedoch dazu, ihre Personalgewinnungs-
maßnahmen genauer auf diese Zielgruppe auszurichten73. Während zwar der 
Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund an allen Auszubildenden im 
öffentlichen Dienst bspw. in Berlin74 oder Hamburg75 kontinuierlich steigt, 
gehören sie ebenenübergreifend weiterhin seltener den höheren Laufbahn-
gruppen an, sind seltener verbeamtet und häufiger befristet beschäftigt76. 

3.1.3.6  Veränderungen der Stellenstruktur 

Seit 1990 sind insgesamt also vielfältige Veränderungen der Stellenstruktur zu 
beobachten gewesen, die in vielen Fällen auf veränderte Rahmen-
bedingungen des öffentlichen Diensts zurückzuführen sind. Der gestiegene 
Anteil von BeamtInnen an der Gesamtbeschäftigung im öffentlichen Dienst ist 
klare Folge der Privatisierungen, in deren Zuge eine große Zahl von Stellen von 
Tarifbeschäftigten aus dem öffentlichen Dienst ausgegliedert wurde77. Auch 
der gestiegene Anteil höherer Laufbahngruppen an der Gesamtbeschäftigung 
ist auf sie zurückzuführen, da speziell Tätigkeitsbereiche des einfachen und 
mittleren Diensts (Bundesbahn und -post, Krankenpflege, Gärten und 
Grünanlagen etc.) formell oder gar materiell privatisiert wurden78. In einem 

                                                           

73  Z.B. die Kampagne „Vielfalt macht bei uns Karriere - Willkommen im öffentlichen 
Dienst“ des Landes Baden-Württemberg, die Kampagne „Migranten in den 
öffentlichen Dienst“ des Landes Nordrhein-Westfalen oder der „Nationale 
Aktionsplan Integration“ der Bundesregierung. 

74  BQN Berlin: Pressemitteilung vom 16. Juni 2017. URL: <https://www.berlin.de/ 
sen/ias/presse/pressemitteilungen/2017/pressemitteilung.600171.php> 
(abgerufen am 15. September 2017). 

75  HH-Drs. 21/10200: Personalbericht 2017, S. 24 ff. 

76  Vgl. bspw. Ette: S. 29 ff, Bremische Senatorin für Finanzen: Bremische 
Beschäftigtenstruktur und Migrationshintergrund. Bremen 2011. 

77  Vgl. Czerwick: S. 136 ff.  

78  Vgl. u.a. Henneberger: S. 50. 
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ähnlichen Kontext steht auch die steigende Zahl weiblicher Beschäftigter im 
öffentlichen Dienst, da quantitativ deutlich bedeutendere „männliche“ 
Aufgabenbereiche privatisiert, der eher „weibliche“ Bereich der Bildung und 
Erziehung hingegen gestärkt wurden (vgl. Kap. 3.2). 

Die starke (Über-)Alterung des Personalkörpers hat ihre Ursachen dagegen 
im tradierten Beschäftigungssystem des öffentlichen Diensts, welches unter 
dem Druck zu Kürzungen in den Personalbudgets nicht auf „betriebsbedingte“ 
Kündigungen zurückgreifen konnte. Einsparungen konnten durch die faktische 
Unkündbarkeit beider Statusgruppen nur über sog. „kw-Vermerke“ erreicht 
werden, durch die Stellen nach dem Renten- bzw. Pensionseintritt des 
Inhabers wegfielen. Die damit entfallende Neubesetzung verringerte den 
Zustrom junger Menschen in den öffentlichen Dienst deutlich. Der 
Kürzungszwang besitzt darüber hinaus auch eine gewisse Erklärungskraft für 
die steigende Erwerbsbeteiligung von Frauen und Menschen mit 
Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst, da sie häufiger in atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen als „Randbelegschaft“ fungieren.  

3.2 Die Beschäftigungsentwicklung nach Aufgabenbereichen 

Die ebenenübergreifende Untersuchung der Personalstatistik im Hinblick auf 
die Beschäftigungsentwicklung nach Aufgabenbereichen beantwortet 
abschließend die Frage, in welchen Bereichen der in Kap. 3.1.1 gezeigte 
Beschäftigungsrückgang besonders stark ausfiel. Diese Betrachtungsweise 
bliebe jedoch ohne den Einbezug der steigenden Teilzeitquote (Kap. 3.1.2) 
unvollständig. Folglich bietet sich die Betrachtung auf Grundlage der 
Vollzeitäquivalente (VZÄ) an, die jedoch personalstatistisch erst ab 1998, im 
Hinblick auf Aufgabenbereiche sogar erst seit 200579 durchgängig erfasst sind. 
Aus diesem Grund erfolgt die Untersuchung zunächst nach Beschäftigten-
zahlen ab 1990, dann nach Vollzeitäquivalenten ab 200580. Ein Ost-West-
Vergleich ist in diesem Zusammenhang aufgrund fehlender amtlicher Daten 
nicht möglich. 

Im Bereich des Bundes zeigt die Beschäftigungsstatisik die einschnei-
denden Folgen der Bahn- und Post-Privatisierungen. Etwa 895.000 aktive 
Beschäftigte schieden durch die Privatisierungen der ehemaligen Deutschen 
                                                           

79  Vesper, Dieter (a): Aktuelle Entwicklungstendenzen und zukünftiger Personal-
bedarf im öffentlichen Dienst. IMK Study 51, Berlin 2016, S. 11 ff, insbes. S. 13. 

80  Vgl. dazu auch Tab. 3 u. 4 im Anhang. 
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Bundespost (inkl. der von ihr übernommenen ehemaligen Deutschen Post der 
DDR) sowie der Deutschen Bundesbahn (und der durch sie übernommenen 
ehemaligen Deutschen Reichsbahn der DDR) bis 1995 aus dem öffentlichen 
Dienst aus. Eine ähnlich umfassende Kürzung betraf im Kernhaushalt des 
Bundes auch die Bundeswehr, deren Größe von ca. 463.000 Beschäftigten im 
Jahr 1991 durch das Ende des Ost-West-Konflikts einerseits und die 
Bedingungen des Zwei-Plus-Vier-Vertrags andererseits reduziert werden 
konnte bzw. musste. Die übrigen Aufgabenbereiche des Bundes erfuhren 
dagegen zunächst kaum nennenswerte Veränderungen, lediglich kleinere 
Variationen bei der Finanzverwaltung (minus 7% bzw. ca. 3.700 Beschäftigte), 
der politischen Führung (minus 9% bzw. ca. 2.800 Beschäftigte) und den 
auswärtigen Angelegenheiten (plus 9% bzw. ca. 500 Beschäftigte) sind 
feststellbar (vgl. Abb. 31). Insgesamt schrumpfte die Zahl der Beschäftigten im 
Bundesbereich zwischen 1991 und 1995 um mehr als 60 Prozent. 

Auch nach 1995 setzte sich der Beschäftigungsrückgang im Bundesbereich 
fort. Die großzügigen Regelungen zur Frühpensionierung im BEV81 trugen dazu 
ebenso bei wie der rigide Stellenabbau in den Aufgabenbereichen des 
Kernhaushalts. So schrumpfte der Aufgabenbereich Verteidigung bis ins Jahr 
2016 sukzessive um mittlerweile etwa 30 Prozent (ca. 103.000 Beschäftigte) 
auf ca. 247.000 Beschäftigte, wobei der Löwenanteil dieses Rückgangs auf die 
Bundeswehrverwaltung entfiel (minus 52% bzw. ca. 83.000 Beschäftigte). 

                                                           

81  Zu den Übergangsregelungen für das Personal detailliert Panke, Claudia: 
Privatisierungsfolgenmanagement im Personalbereich am Beispiel der Deutschen 
Bahn AG. Diss. Speyer 2005, S. 98 ff.  
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Abbildung 31: Beschäftigte des öffentlichen Diensts im Kernhaushalt des 
Bundes nach ausgewählten Aufgabenbereichen 1990 - 2016* 

 

* Fehlende Werte wurden grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Weitere von – quantitativ zwar geringfügigen, in der Relation jedoch enormen 
– Kürzungen betroffene Aufgabenbereiche waren das Verkehrs- und Nachrich-
tenwesen (minus 10.000 Beschäftigte bzw. ca. 33%), Bildung und Kultur 
(minus 5.900 Beschäftigte bzw. ca. 33%) und die Finanzverwaltung (minus 
2.600 Beschäftigte bzw. ca. 5%). Die übrigen Bereiche der allgemeinen Dienste 
und die weiteren Aufgabenbereiche des Bundes konnten dagegen sogar in 
geringem Umfang personelle Zuwächse verzeichnen. Zuletzt kam es im Zuge 
des Stellenaufbaus beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sogar zu 
einer Verdoppelung der Beschäftigtenzahl in der sozialen Sicherung82. 

Währenddessen stellte sich die Entwicklung im Landesbereich ganz anders 
dar. Hier wurden zwischen 1991 und 1995 per Saldo lediglich 59.000 Stellen 
abgebaut, was einem Rückgang von ca. 2,5 Prozent entspricht. Hierbei wurden 

                                                           

82  Vgl. Haushalt des Bundes 2016, Kap. 0633. 
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Kernbereiche staatlichen Handelns83, wie z.B. die zentrale Verwaltung, die 
Öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die Steuerverwaltung personell 
eher gestärkt84, während die ersten Privatisierungen im Gesundheits- und 
Sozialbereich erfolgten (vgl. Abb. 32).  

 
Abbildung 32: Beschäftigte des öffentlichen Diensts im Landesbereich nach 
ausgewählten Aufgabenbereichen 1990 - 2016* 

 
* Fehlende Werte wurden grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

                                                           

83  Hier verstanden als die Bereiche staatlicher Verwaltungstätigkeit, die aufgrund 
besonderer Eingriffsbefugnisse von privaten Anbietern nicht erbracht werden 
dürfen bzw. aufgrund von Marktversagen von privaten Anbietern nicht erbracht 
werden können. Dazu gehören alle allgemeinen und fachspezifischen 
Verwaltungsbereiche (Rechtspflege), die Bundeswehr, die Justiz und die Polizei. 
Siehe auch Bundesverfassungsgericht (b): Beschluss vom 30. April 1963 (BVerfGE 
16,27), Rn. 162.  

84  Vgl. Statistisches Bundesamt (g): Fachserie 14 Reihe 6 (1991): S. 30 u. Dass. (h): 
Fachserie 14 Reihe 6 (1995), S. 72. 
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Nach 1995 zeigt die Personalstatistik der Bundesländer zwei bemerkenswerte 
Entwicklungen. Einerseits sticht der Beschäftigungszuwachs im Aufgaben-
bereich Hochschulen hervor, der insbesondere seit 2005 erneut an Dynamik 
gewann und bis heute andauert, andererseits ist auch die Beschäftigungs-
entwicklung in den Aufgabenbereichen „Gesundheit“ und „Soziale Sicherung“ 
hervorzuheben. Letztere verliefen zwischen 1995 und 2010 beinahe konstant 
fallend, da sie beide besonders häufig von Privatisierungen betroffen waren85. 
Seit 2010 weisen die Aufgabenbereiche der Länder – mit Ausnahme der 
Hochschulen – dann beinahe konstante Beschäftigtenzahlen auf. Geringfügige 
Einschnitte im Aufgabenbereich „Finanzverwaltung“ stehen leichten 
Beschäftigungszugewinnen im Aufgabenbereich „Sicherheit und Ordnung“ 
gegenüber. 

Im kommunalen Bereich zeigt sich abschließend ein höchst heterogenes 
Bild (vgl. Abb. 33). Lediglich die zentrale Verwaltung und, bedingt durch den 
KiTa-Ausbau86, auch der Aufgabenbereich „Soziales und Jugend“ konnten im 
Vergleich zum Jahr 1990 Beschäftigungszuwächse verzeichnen. Demgegen-
über bewirkten die Privatisierungen und Ausgliederungen im Bereich der 
kommunalen Krankenhäuser, aber auch der lokalen Energie- und Wasser-
versorgung, der Park- und Landschaftspflege sowie der Wirtschaftsförderung 
– um nur einige Beispiele zu nennen – einen starken Beschäftigungsrückgang. 
Die schrumpfende Beschäftigung im Aufgabenbereich „Schule und Kultur“ (ca. 
105.000 Beschäftigte) hingegen ist der – aufgrund fehlender Daten nicht zu 
korrigierenden – geänderten statistischen Erfassung der Kindertagesstätten 
zuzuschreiben, die ab 2001 dem Aufgabenbereich „Soziales und Jugend“ 
(zuvor: „Schule und Kultur“) zugeordnet wurden87.  

 

                                                           

85  Insbesondere Landeskrankenhäuser, -altenheime und psychiatrischen Kliniken 
wurden seit Mitte der 1990er Jahre sukzessive an private Anbieter verkauft, 
welche im Falle Letzterer sogar mit der Befugnis zur Wahrnehmung hoheitlicher 
Aufgaben im Maßregelvollzug beliehen wurden.  

86  Vgl. u.a. Deutsche Bundesbank (b): Personalausgaben des Staats: Entwicklung und 
Perspektiven. In: Dies. [Hrsg.] Monatsbericht Oktober 2015, Frankfurt 2015, S. 33 
- 55, hier S. 45. 

87  Vgl. Statistisches Bundesamt (i): Fachserie 14, Reihe 6 (2000 - 2001), jew. S. 8 ff. 
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Abbildung 33: Beschäftigte des öffentlichen Diensts im kommunalen Bereich 
nach ausgewählten Aufgabenbereichen 1990 - 2016* 

 
* Fehlende Werte wurden grafisch interpoliert. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass innerhalb der Aufgabenbereiche von 
Bund, Ländern und Kommunen stark divergierende Beschäftigungsent-
wicklungen festzustellen sind. Während der Beschäftigungsrückgang im 
Bundesbereich beinahe vollständig durch die Privatisierungen von Post und 
Bahn, aber auch die Stellenkürzungen im Verteidigungsbereich zu erklären ist, 
ist die Beschäftigungsentwicklung im Landesbereich im Wesentlichen 
unterschiedlichen Dynamiken im Hochschulbereich (Ausbau) bzw. 
„Gesundheit“ und „Soziale Sicherung“ (Abbau) geschuldet. Die komplexeste 
Entwicklung wies der kommunale Bereich auf, wo in einzelnen Aufgaben-
bereichen Privatisierungen und Stellenkürzungen, in anderen wiederum 
Stellenaufbau und (Re-)Kommunalisierung88 wirkten.  

Über den quantitativen Beschäftigungsrückgang hinaus lässt sich in der 
Beschäftigungsstatistik des öffentlichen Diensts aber auch ein qualitativer 
Rückgang hinsichtlich des Arbeitspensums beobachten. Die Betrachtung der 
Beschäftigungsentwicklung in staatlichen Aufgabenbereiche auf Grundlage 
von Vollzeitäquivalenten zeigt, dass der öffentliche Dienst im Landes- und im 
kommunalen Bereich auch abseits der Sondereffekte der deutschen Einheit 

                                                           

88  Vgl. Schmid/Wilke: S. 19 ff.  
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und der Privatisierungen deutlich Einbußen an Arbeitskraft hinnehmen 
musste. Der Bundesbereich bildet hier allerdings eine Ausnahme. Bedingt 
durch die durchgängig geringe Teilzeitquote im Bereich des Bundes (Kap 
3.1.2.1) zeigt die Beschäftigungsentwicklung nach Vollzeitäquivalenten einen 
zur Beschäftigungsstatistik parallelen Verlauf (vgl. Abb. 34).  

 
Abbildung 34: Vollzeitäquivalente des öffentlichen Diensts im Kernhaushalt 
des Bundes nach ausgewählten Aufgabenbereichen 2005 - 2016 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 14 Reihe 6 (2005 - 2016) u. eigene 
Berechnungen 

Der Rückgang an Arbeitskraft betraf im Wesentlichen den Aufgabenbereich 
„Verteidigung“, der durch mehrere Stellenkürzungsprogramme sowohl in der 
Verwaltung, als auch bei den aktiven Streitkräften personell stark verkleinert 
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wurde. Weitere Einschnitte betrafen den Aufgabenbereich „Verkehrs- und 
Nachrichtenwesen“, wo insbesondere in der bundeseigenen Wasserstraßen-
verwaltung, aber auch im Kraftfahrt-Bundesamt Stellenkürzungen vorge-
nommen wurden89. Die übrigen Aufgabenbereiche des Bundes verzeichneten 
hingegen leichte Zugewinne, die über den Zeitraum 2005 - 2016 etwa jeweils 
10 Prozent betrugen. Hierdurch profitierten insbesondere auch zentrale 
Bereiche der hoheitlichen Verwaltungstätigkeit von personellen Zugewinnen. 
Die verfügbare Arbeitskraft in Relation zur Bevölkerungszahl (Vollzeit-
äquivalente je 100.000 Einwohner) blieb im Bundesbereich – unter 
Ausklammerung der Landesverteidigung – zwischen 2005 und 2015 mit 
jeweils etwa 210 VZÄ je 100.000 Einwohner konstant, ehe sie durch den 
Sondereffekt der Flüchtlingskrise im Jahr 2016 auf 220 VZÄ je 100.000 
Einwohner anstieg (vgl. Abb. 35).  

 
Abbildung 35: Vollzeitäquivalente des öffentlichen Diensts im Kernhaushalt 
des Bundes nach ausgewählten Aufgabenbereichen je 100.000 Einwohner 
2005 - 2016 

 
Quelle: Eigene Berechnungen i.V.m. Tab. 3 

                                                           

89  Vesper, Dieter (b): Finanzpolitische Entwicklungstendenzen und Perspektiven des 
Öffentlichen Dienstes in Deutschland. IMK Study 25, Berlin 2012, S. 17.  
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Der Landesbereich zeichnet dagegen ein weitaus heterogeneres Bild: 
Deutliche Zuwächse im Bildungsbereich, sowohl bei den allgemeinbildenden 
Schulen als insbesondere auch bei den Hochschulen sowie im Bereich der 
zentralen Verwaltung stehen Einschnitten in den Aufgabenbereichen 
„Finanzverwaltung“, „Rechtsschutz“, „Soziale Sicherung“ und „Wohnen, 
Städtebau, Raumordnung, kommunale Gemeinschaftsdienste“ gegenüber 
(vgl. Abb. 36). Die verfügbare Arbeitskraft in den Aufgabenbereichen 
„Öffentliche Sicherheit und Ordnung“ sowie „Gesundheit, Umwelt, Sport und 
Erholung“ blieb hingegen nahezu konstant.  

 
Abbildung 36: Vollzeitäquivalente des öffentlichen Diensts im Landesbereich 
nach ausgewählten Aufgabenbereichen 2005 - 2016 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 14 Reihe 6 (2005 - 2016) u. eigene 
Berechnungen 

Die Zahl der Vollzeitäquivalente je 100.000 Einwohner zeigte derweil in den 
personalintensivsten Aufgabenbereichen „Allgemeinbildende Schulen“ und 
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„Hochschulen“ durchweg steigende Werte, im Erstgenannten stieg sie von 
847 zunächst auf 906 Vollzeitäquivalente je 100.000 Einwohner im Jahr 2012, 
bevor die zuletzt gestiegene Bevölkerungszahl diese Quote wieder auf 873 
VZÄ senkte. Der Hochschulbereich legte durch den sukzessiven Stellenaufbau 
von 426 VZÄ im Jahr 2005 auf 524 VZÄ im Jahr 2016 zu. Die politisch aktuell 
stark debattierte quantitative personelle Unterausstattung der Polizei ist – 
jedenfalls im Mittelwert der deutschen Bundesländer – nicht erkennbar. Hier 
betrug die Zahl der Vollzeitäquivalente je 100.000 Einwohner zum 30. Juni 
2005 314 VZÄ, zum 30. Juni 2016 hingegen 313 VZÄ (vgl. Abb. 37).  

 
Abbildung 37: Vollzeitäquivalente des öffentlichen Diensts im Landesbereich 
nach ausgewählten Aufgabenbereichen je 100.000 Einwohner, 2005 - 2016 

 
Quelle: Eigene Berechnungen i.V.m. Tab. 4 

Schließlich zeigten die Kommunen seit 2005 eine klare Tendenz zum 
Beschäftigungsaufbau im zentralen Verwaltungsteil, darunter besonders in 
ihren inneren Verwaltungen. Hier legte die verfügbare Arbeitskraft nach VZÄ 
seit 2005 um beinahe 20% zu, im Aufgabenbereich „Sicherheit und Ordnung“ 
immerhin noch um ca. 15% (vgl. Abb. 38). Während die Aufgaben-
kommunalisierung in Folge von Funktionalreformen in einigen Bundesländern 
zu diesem Anstieg beitrug, ist auch die Funktion dieser Aufgabenbereiche als 
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statistisches „Sammelbecken“90 insbesondere in kleinen Gemeinden ein 
verzerrender Faktor. Der tatsächliche Arbeitskraftgewinn in diesen 
Aufgabenbereichen ist deshalb deutlich niedriger anzusetzen. Die übrigen 
zentralen Aufgabenbereiche kommunaler Rechtspflege blieben hingegen 
entweder konstant oder verzeichneten gar, wie im Falle der 
Infrastrukturverwaltung, konstante Rückgänge. Besonders augenfällig ist die 
beinahe parallele Entwicklung der Arbeitskraft im Aufgabenbereich „Soziales 
und Jugend“ mit den darin erfassten kommunalen Kindertagesstätten und im 
Aufgabenbereich „Gesundheit und Sport“ mit den darin erfassten 
kommunalen Krankenhäusern. Der KiTa-Ausbau und die fortgesetzten 
Privatisierungen (bzw. auch Rationalisierungen91) kommunaler Kranken-
häuser erklären die beobachtbare Veränderung in diesen Bereichen.  
  

                                                           

90  Schmid/Wilke: S. 17.  

91  Vgl. bspw. Klenk, Tanja: Krise und Krisenmanagement in kommunalen 
Krankenhäusern. In: Haus, Michael /Kuhlmann, Sabine [Hrsg.]: Lokale Politik und 
Verwaltung im Zeichen der Krise? Wiesbaden 2013, S. 215 ff.  
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Abbildung 38: Vollzeitäquivalente des öffentlichen Diensts im kommunalen 
Bereich nach ausgewählten Aufgabenbereichen 2005 - 2016 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 14 Reihe 6 (2005 - 2016), Dass.: 
Sonderauswertung Vollzeitäquivalente der Beschäftigten im kommunalen 
Bereich am 30.06.2005 u. eigene Berechnungen 

Im Bezug zur Gesamtbevölkerung zeigt die Zahl der Vollzeitäquivalente des 
öffentlichen Diensts im kommunalen Bereich je 100.000 Einwohner auf den 
ersten Blick einen beinahe identischen Verlauf (vgl. Abb. 38 u. 39). Der Stellen-
aufbau in dem besonders personalintensiven Bereich der Kindertagesstätten 
bewirkte trotz zuletzt wieder gestiegener Bevölkerungs-zahlen eine im 
Vergleich zum Jahr 2005 um ca. 60% gesteigerte Pro-Kopf-Versorgung, 
während diese Quote im gesamten Sozialbereich um 40% anstieg. Die 
gesteigerte Bedeutung des Sozialbereichs bei gleichzeitigem Bedeutungs-
verlust der Infrastrukturinvestitionen, die sich anhand der kommunalen 
Ausgaben nachvollziehen lässt92, spiegelt sich auch in der Personalstatistik 
wider.  

                                                           

92  Siehe bspw. Boettcher, Florian et al.: Kommunaler Finanzreport 2017. Gütersloh 
2017.  
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Abbildung 39: Vollzeitäquivalente des öffentlichen Diensts im kommunalen 
Bereich nach ausgewählten Aufgabenbereichen je 100.000 Einwohner 2005 - 
2016 

 
Quelle: Eigene Berechnungen iV.m. Tab. 5 

Insgesamt zeigt die Analyse der Beschäftigungsentwicklung seit 1990, dass die 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst im Wesentlichen durch die Beschäf-
tigungsrückgänge im Bundes- und im kommunalen Bereich bis in die Mitte der 
2000er Jahre sukzessive schrumpfte. Ausschlaggebend hierfür waren 
insbesondere die Privatisierungen der ehemaligen Bundesbahn- und Post, 
aber auch vieler kommunaler Einrichtungen und Unternehmen, die formal 
oder materiell privatisiert wurden. Zudem trugen auch systematische 
Stellenkürzungen, besonders im Aufgabenbereich „Verteidigung“ auf 
Bundesebene, zu dieser Entwicklung bei. Besonders auffällig ist außerdem der 
sukzessive Beschäftigungsrückgang im Bereich der Verkehrsinfrastruk-
turverwaltung auf Landes- und kommunaler Ebene. Der Anstieg der 
Beschäftigung seit dem Jahr 2005, das hat die Analyse der Vollzeitäquivalente 
nach Aufgabenbereichen ergeben, ist dann beinahe ausschließlich Folge des – 
gesetzlich verordneten – Ausbaus kommunaler Kindertagesstätten sowie des 
weiter starken Wachstums der Hochschulen in der Zuständigkeit der 
Bundesländer.  
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Gemäß dem Prinzip „Personal folgt Aufgabe“ zeigt sich hierin eine 
deutliche Veränderung, insbesondere aber eine Verkleinerung des tradierten 
Aufgabenprofils, welches im öffentlichen Dienst vor 1990 noch stets erweitert 
worden war. Der Staat zog sich formell und materiell aus der Produktion bis 
dahin öffentlicher Leistungen zurück, darunter insbesondere die öffentliche 
Infrastruktur, gleichzeitig jedoch vertiefte er sein Leistungsangebot in anderen 
Aufgabenbereichen deutlich. Das im Jahr 2008 verkündete Ziel einer 
„Bildungsrepublik Deutschland“ zeichnet sich in der Personalstatistik zwar 
deutlich ab, ebenso allerdings auch die jahrzehntelange Vernachlässigung der 
Instandhaltung bzw. Erneuerung der öffentlichen Infrastruktur. 

3.3  Entwicklungen bei Tarifentgelten, Besoldung, Arbeitszeiten und 

Alterssicherung 

Im Folgenden werden die maßgeblichen Entwicklungen bei Besoldung und 
Tarifentgelten, aber auch der ihnen gegenüberstehenden Arbeitszeiten 
analysiert. Seit der Wiedervereinigung war der öffentliche Dienst nicht nur 
Objekt einer Vielzahl von Reformen, die einschneidende Wirkung auf die 
Arbeitslast der Beschäftigten entfalteten, sondern auch von solchen, die die 
Entgelte, Sozial- und Zusatzleistungen betrafen.  

3.3.1  Entgelte 

3.3.1.1  Tarifbeschäftigte 

Zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung gründete sich die privatrechtliche 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst auf einem über Jahrzehnte ausgebauten 
und verfeinerten Tarif- und Zusatzversorgungsrecht93. Unter Berücksichtigung 
der ostdeutschen Gegebenheiten wurde es in modifizierter Form auf den 
öffentlichen Dienst im Beitrittsgebiet übertragen und unter Beibehaltung der 
stark zentralisierten und bundesweit einheitlichen Strukturen fortgeführt, 
obwohl es bereits seit den 1980er-Jahren Kritik an den unflexiblen und in 

                                                           

93  Zum Tarifrecht: Bredemeier, Jörg/Neffke, Reinhard: BAT/BAT-O. München 2003. 
Zur Zusatzversorgung: Preller, Stefan: Nachhaltige Finanzierung der 
Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst. Diss. Speyer 2012, S. 16. 
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Teilen sogar diskriminierenden Vorschriften des BAT und des MTArb gegeben 
hatte94. Die Überleitung der Beschäftigten in das neue Tarifsystem sollte 
besitzstandswahrend vollzogen werden, doch konnten sich die Arbeitgeber 
mit ihren Forderungen nach stärkerer Flexibilisierung und Leistungsorien-
tierung bei gleichzeitiger Kostenneutralität durchsetzen. Die Beschäftigten 
mussten bei der Überleitung auf die Berücksichtigung der Ortszuschläge über 
Stufe 2 verzichten, zudem wurde die Jahressonderzahlung gekürzt und das 
Urlaubsgeld entfiel. Dies hatte zur Folge, dass insbesondere Beschäftigte in 
höheren Entgeltgruppen, deren JSZ besonders starken Kürzungen unterlag, im 
Jahresbruttoeinkommen spürbare Einbußen hinnehmen mussten95. Die aus 
den eingesparten Mitteln finanzierte neu eingeführte leistungsorientierte 
Bezahlung96 entpuppte sich jedoch schon bald als wenig zweckmäßig97: 
Probleme bei der Leistungsmessung und die geringe Akzeptanz unter den 
Beschäftigten führten dazu, dass die LOB schon zum 1. Januar 2009 ersatzlos 
aus dem TV-L gestrichen wurde. Ähnlich negativ fällt auch die Bilanz bei Bund98 
und Kommunen99 aus, wo sie dennoch weiterhin praktiziert wird. 

Der Effekt der Tarifreform spiegelt sich in der Entwicklung der linearen 
Tarifabschlüsse für die Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst wider, da sie 
faktisch einer Nullrunde gleichkamen (vgl. Abb. 40). Zwar ist die Abbildung 
durch die fehlende Betrachtung der von den Tarifparteien häufig genutzten 
Einmalzahlungen, Pauschal- und Sockelbeträgen sowie der Veränderungen 
bei der allgemeinen Zulage und den Sonderzahlungen verzerrt, doch zeigt sie 

                                                           

94  Keller: S. 303 ff. 

95  So bspw. ein Beschäftigter in E14 (ehem. Ib) im TV-L (höchste Lebensaltersstufe): 
Sonderzahlung + Urlaubsgeld 2005 = 4072,26 €, Jahressonderzahlung 2006 
(individuelle Endstufe) = 1626,26 €. 

96  Sitzer, Adina: Monetäre Leistungsanreize im öffentlichen Dienstrecht. Diss. Trier 
2015, S. 177. 

97  Ebd., S. 158.  

98  So entfiel zum 1.1.2014 im Bereich des TVöD-Bund die Pflicht, ein Leistungsentgelt 
nach §18 TVöD zu bezahlen. Grundlage war eine vorausgegangene, eher kritische 
Evaluation der LOB. Vgl. Kuhlmann, Sabine et al.: Evaluation der Erfahrungen mit 
dem Leistungsentgelt nach TVöD im Bundesbereich. Berlin 2009.  

99  Schmidt, Werner/Müller, Andrea: Leistungsentgelt in den Kommunen: Praxis einer 
umstrittenen Regelung. In: WSI Mitteilungen 2 (2014), S. 105 - 112. 
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bereits an, dass die Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst stets nur höchst 
geringfügige Reallohngewinne durch Tarifabschlüsse verzeichnen konnten. 

 

Abbildung 40: Prozentuale Tarifabschlüsse und Lebenshaltungskosten seit 
1990 (1990 = 100)* 

 
* Ohne Einmalzahlungen, Pauschal- und Sockelbeträge, ohne Veränderungen 
der allg. Zulage und der JSZ 
Quelle: eigene Berechnungen. 

Noch deutlicher wird diese Entwicklung unter Heranziehung von 
Vergleichsentgelten beispielhaft ausgewählter Entgeltgruppen im öffentli-
chen Dienst (vgl. Abb. 41 - 46). Sie zeigen eindrücklich, welche Wirkung die 
„soziale Staffelung“ vieler Tarifabschlüsse (besondere Aufschläge für untere 
und mittlere Vergütungsgruppen, verzögerte Anwendung der Tarifeinigung 
auf hohe Vergütungsgruppen etc.) und auch die Entgeltgruppen der neuen 
Tarifverträge (u.a. Abschläge bei der Jahressonderzahlung) besaß. Der 
Vergleich beschränkt sich auf das Tarifgebiet West, da hier keine Sonder-
regelungen im Zuge der Wiedervereinigung galten und das Ergebnis somit 
nicht verzerrt wird.  

Der Vergleich zeigt, dass insbesondere die Eingangsstufen der Entgelt-
gruppen durch die Tarifreform so stark herabgesetzt wurden, dass bis in das 
Jahr 2016 hinein Reallohnverluste zu verzeichnen sind. Auch in den jeweiligen 
Endstufen haben die Beschäftigten Gehaltseinbußen hinnehmen müssen, 
wobei diese für niedrigere Entgeltgruppen tendenziell geringer ausfielen und 
dort deshalb in jüngster Vergangenheit erstmals wieder Reallohngewinne zu 
verzeichnen waren – die historisch geringe Inflation der Jahre 2014 - 2016 trug 
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allerdings stark zu diesem Ergebnis bei. Beschäftigte in Endstufen von Entgelt-
gruppen des „höheren Dienstes“ gehören somit zu den großen Verlierern der 
Tarifreform, da sie durch das Erreichen der Endstufe keine Einkommens-
verbesserungen über höhere Erfahrungsstufen mehr realisieren können. Die 
Ausnahme bilden kommunale Beschäftigte im Geltungsbereich des VKA, die 
im Übrigen auch in allen anderen Vergleichen vorne liegen, das dortige 
Entgeltniveau im Tarifbereich also durchgängig höher als bei Bund und 
Ländern ist.  

Trotz eingeschränkter Vergleichbarkeit des Nominallohnindexes durch die 
statistischen Umstellungen im Jahr 2007 und 2011/2012 zeigt er dennoch 
deutlich, dass die Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst wiederum 
insbesondere in den Eingangsstufen inzwischen massiv hinter dem 
durchschnittlichem Verdienstniveau der deutschen Wirtschaft zurückstehen. 
Die Abstände reichen im Jahr 2016 in den Eingangsstufen von 16 - 23 
Indexprozentpunkten, in den Endstufen sogar von 6 - 26 Indexprozentpunkten 
(TV-L West) zum Nominallohnindex. Als Arbeitgeber ist der öffentliche Dienst 
im Gehaltsvergleich der Berufseinsteiger hierdurch kaum noch konkurrenz-
fähig und bietet allenfalls noch in den unteren Entgeltgruppen eine attraktive 
Senioritätsentlohnung an. Durch die Verkürzung der Erfahrungsstufen auf 11 
bzw. 15 Jahre muss das Erreichen der Unkündbarkeit nach 15 Jahren Betriebs-
zugehörigkeit als letzte Honorierung des akkumulierten Humankapitals 
angesehen werden – sie erfolgt i.d.R. 27 Jahre vor dem Renteneintritt eines 
Tarifbeschäftigten. Vor dem Hintergrund des Lebenszeitprinzips ist dies 
insofern dysfunktional, als dass mit der Tournamententlohnung der Höher-
gruppierung lediglich ein weiteres Mittel der Honorierung zur Verfügung 
steht, welches allerdings aufgrund der Stellenkegel stets umkämpft und 
schwer erreichbar ist. Unterlegene Tarifbeschäftigte erleiden deshalb nun 
schon relativ früh in ihrem Berufsleben potentiell demotivierende Rücksetzer.  
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Abbildung 41: Entgeltentwicklung der jeweiligen Eingangsstufe BAT VII bzw. 
E5 TVöD-Bund, TVöD-VKA und TV-L, 1990 - 2016 (1990 = 100, inkl. Familien-
zuschlag St. 2 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

Abbildung 42: Entgeltentwicklung der jeweiligen Endstufe BAT VII bzw. E5 
TVöD-Bund, TVöD-VKA und TV-L, 1990 - 2016 (1990 = 100, inkl. Familien-
zuschlag St. 2 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
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Abbildung 43: Entgeltentwicklung der jeweiligen Eingangsstufe BAT III bzw. 
E11 TVöD-Bund, TVöD-VKA und TV-L, 1990 - 2016 (1990 = 100, inkl. Familien-
zuschlag St. 2 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

Abbildung 44: Entgeltentwicklung der jeweiligen Endstufe BAT III bzw. E11 
TVöD-Bund, TVöD-VKA und TV-L, 1990 - 2016 (1990 = 100, inkl. Familien-
zuschlag St. 2 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
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Abbildung 45: Entgeltentwicklung der jeweiligen Eingangsstufe BAT Ib bzw. 
E14 TVöD-Bund, TVöD-VKA und TV-L, 1990 - 2016 (1990 = 100, inkl. Familien-
zuschlag St. 2 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

Abbildung 46: Entgeltentwicklung der jeweiligen Endstufe BAT Ib bzw. E14 
TVöD-Bund, TVöD-VKA und TV-L, 1990 - 2016 (1990 = 100, inkl. Familien-
zuschlag St. 2 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
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Die gezeigten Einschnitte im Grundgehalt verstärkten sich allerdings noch 
zusätzlich durch die Reformen, die seit 1990 bei den Zusatzver-
sorgungssystemen des öffentlichen Diensts stattfanden (vgl. dazu auch Kap. 
3.3.3). Diese zunächst nur im Tarifgebiet West existierenden umlagefinanzier-
ten Systeme waren im Laufe der 1990er-Jahre großen Belastungsproben 
unterworfen. Der Grund: Die Finanzierung der Zusatzversorgung geriet durch 
eine Vielzahl externer Einflussfaktoren, beispielsweise durch die steigende 
Zahl der Renten u.a. in Folge der gestiegenen Lebenserwartung, insbesondere 
aber durch den – auch von Privatisierungen und Stellenabbau verursachten – 
Rückgang der Zahl der Pflichtversicherten in Schieflage100. Die zum 1. Januar 
1997 eingeführte Zusatzversorgung für das Tarifgebiet Ost wurde dennoch 
zunächst ebenfalls als Umlagesystem konzipiert, ehe es ab 1. Januar 2004 in 
ein kapitalgedecktes System übergeleitet wurde.  

Zur möglichst nachhaltigen Finanzierung beider Zusatzversorgungs-
systeme waren Beitragserhöhungen schon in den 1990er Jahren unausweich-
lich101. So stiegen bspw. die Umlagen im Bereich der VBL, welche weiterhin die 
mit Abstand größte Zusatzversorgungskasse in Deutschland ist, seit 1990 
kräftig an. Von einem Umlagesatz in Höhe von 4,5% im Jahr 1990 – ohne 
Eigenbeteiligung der Versicherten – kletterte die Gesamtbelastung der 
zusatzversicherten Entgelte durch Sanierungsgelder und Beiträge zu neu 
eingeführten Kapitaldeckungsverfahren bis 2010 je nach Kasse auf mehr als 
das Doppelte102  Zwar wurden inzwischen einige Sanierungsgelder wieder an 
die Arbeitgeber zurückgezahlt und deren Hebesätze auch im Bereich der VBL 
deutlich reduziert, doch verharrt die Gesamtbelastung auch weiterhin auf 
einem hohen Niveau. Zuletzt wurden im Zuge der Tarifeinigungen vom 28. 
März 2015 (TdL) und vom 29. April 2016 (Bund u. VKA) weitere Erhöhungen 
des zusätzlichen Arbeitnehmerbeitrags zur Umlage (Tarifgebiet West) sowie 
des Arbeitgeberanteils an der Umlage und der Arbeitnehmerbeiträge zum 
Kapitaldeckungsverfahren (Tarifgebiet Ost) beschlossen. Da auch Teile des 
Arbeitgeberanteils für die Beschäftigten steuer- und sozialversicherungs-
pflichtig sind bzw. sein können, erwachsen ihnen hieraus weitere Einbußen im 
Jahresbruttoeinkommen. Transparentere Finanzierungsverfahren, die das 

                                                           

100 Vgl. Preller: S. 72 ff. 

101  Vgl. ebd.: S. 64. 

102  Ebd.: S. 171 ff. 
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System der Zusatzversorgung nachhaltig sichern könnten103, bleiben dagegen 
Desiderate. 

3.3.1.2  Beamtenbezüge 

Durch die Urteile des Bundesverfassungsgerichts zur R- und A-Besoldung104 im 
Jahr 2015 rückten die Bezüge der Beamten in den Mittelpunkt des 
öffentlichen Interesses. Das Gericht hatte festgestellt, dass verschiedene 
Besoldungsordnungen zu bestimmten Zeitpunkten verfassungswidrig waren, 
da die darin vorgesehenen Bezüge mehrere – durch das BVerfG selbst 
entwickelte – Parameter der Verfassungsmäßigkeit verletzten. Die Urteile 
bildeten gewissermaßen den vorläufigen Schlusspunkt einer jahrzehnte-
langen Folge von Einschnitten bei der Besoldung, der Versorgung und bei der 
Beihilfe der Beamten, die in den 1990er-Jahren ihren Anfang nahm. Zum 
Zeitpunkt der Wiedervereinigung waren wesentliche Elemente des Beamten-
rechts, ähnlich wie auch das Tarifrecht, bundeseinheitlich geregelt. Durch 
seine Rahmengesetzgebungskompetenz nach Art. 75 GG a.F. i.V.m. Art. 74a 
GG a.F. hatte der Bund Regelungen über den Beamtenstatus, die Laufbahnen, 
sowie die Besoldung und Versorgung getroffen. Die Beihilfe hingegen wurde 
von Bund und Ländern individuell per Rechtsverordnung geregelt, da die 
Kompetenz des Art. 74a GG a.F. durch den Bund nicht ausgeschöpft worden 
war105.  

Im Bereich der Besoldung aktiver Beamter übernahm der Bund in den 
1990er-Jahren tendenziell die Tarifabschlüsse des öffentlichen Diensts und 
übertrug sie meist zeitgleich oder zeitnah auf die Beamten106, verlangte ihnen 
jedoch stets einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung bzw. zur Deckung der 
Kosten der Wiedervereinigung ab107. Besonders häufig waren hiervon die 

                                                           

103  Vgl. Preller: S. 296 ff. 

104  Bundesverfassungsgericht (c): Urteil vom 5. Mai 2015, 2 BvL 17/09 u. Dass. (d): 
Beschluss vom 17. November 2015, BVerfGE 140, 240 - 316. 

105  Jachmann, Monika: Zur Rechtsnatur von Beihilfevorschriften. In: ZBR 11 (1997),  
S. 342 - 350, hier S. 343.  

106  Vgl. u.a. LT-Drs. (BW) 15/3512. 

107  von Zwehl, Herwig: Zum Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 
1994 sowie weitere Änderungen. In: ZBR 10 (1994), S. 293 - 299.  
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höheren Besoldungsgruppen der A-Besoldung sowie die „starren“ Besol-
dungsordnungen B, C und R betroffen, deren Sonderopfer oft nicht nur aus 
einer verspäteten linearen Besoldungserhöhung, sondern auch aus der Nicht-
berücksichtigung bei Einmalzahlungen bestand108. Weitere Einschnitte bei der 
Besoldung bewirkten die Einführung der Pflegeversicherung im Jahr 1995, 
deren Leistungen die Beamten zuvor über die Beihilfe ohne Eigenbeitrag 
beanspruchen konnten, das Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstrechts 
im Jahr 1997, welches die Erfahrungsstufen streckte und deren Abstände 
untereinander vergrößerte sowie das Versogungsreformgesetz im Jahr 1998, 
welches den aktiven und auch den bereits pensionierten BeamtInnen erstmals 
Eigenbeiträge zur Finanzierung der Versorgungslasten aufbürdete. Auch nach 
dem Regierungswechsel im Jahr 1998 setzten sich Einsparmaßnahmen bei der 
Beamtenbesoldung fort, wobei die verspätete Übernahme des Tarifergebnis-
ses zum Regelfall109 und die allgemein schlechte Wirtschafts- und Haushalts-
lage stets zu deren Begründung herangezogen wurde.  

Im Jahr 2001 beschloss die damalige Bundesregierung schließlich, den 
jahrzehntealten Zentralismus bei der Besoldungsgesetzgebung aufzubrechen 
und die Eigenverantwortung der Bundesländer im Personalbereich zu stärken. 
Das Besoldungsstrukturgesetz setzte zwar nicht alle Vorschläge des 
Regierungsentwurfs um110, doch öffnete es den Bundesländern erstmals die 
Möglichkeit, über Zulagen Teile der Besoldung ihrer Beamten selbstständig zu 
regeln. Im folgenden Jahr wurde zunächst eine neue, stärker leistungs-
bezogene Professorenbesoldung beschlossen, ehe sich die Föderalisierung 
der Besoldung ebenso wie die verzögerten Übernahmen der Tarifergebnisse 
fortsetzte. Die Besoldungs- und Versorgungsanpassung 2003/2004 übernahm 
zwar die lineare Anpassung des Tarifabschlusses, doch wurde das Urlaubsgeld 
komplett gestrichen und die Regelungskompetenz über die Sonderzahlungen 
der Landesbeamten per Öffnungsklausel an die jeweiligen Bundesländer 
übertragen. In der Konsequenz trafen sie höchst unterschiedliche Regelungen, 

                                                           

108  Claus, Axel (a): Die Beamtenrechtsgesetzgebung des 12. Deutschen Bundestages 
von 1991 bis 1994: In: ZBR 1 (1995), S. 1 - 23, hier S. 3. 

109  Meier, Wolfgang (a): Das Bundesbesoldungs- und –versorgungsanpassungsgesetz 
2000. In: ZBR 10 (2001), S. 345 - 356. 

110  Vgl. Slowik, Barbara/Wagner, Norbert: Das Besoldungsstrukturgesetz. In: ZBR 12 
(2002), S. 409 - 417.  
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die zum wiederholten Male Beamte in höheren Besoldungsgruppen 
benachteiligten oder sie gar von einzelnen Zahlungen ausschloss111.  

Die Föderalismusreform I im Jahr 2006 bildete dann den Abschluss der 
Föderalisierung des Besoldungsrechts. Gegen den Rat vieler Sachverständiger 
wurden die „Zustände“ von vor 1971 erneut Realität und die Besoldung ein 
Instrument des Wettbewerbsföderalismus. Seither sind deutschlandweit 
immer stärker divergierende Besoldungsniveaus feststellbar, die so weit 
gehen, dass Laufbahnen identischer Tätigkeiten nicht nur unterschiedlich 
hoch besoldet, sondern gar unterschiedlichen Besoldungsgruppen zugeordnet 
werden112. Das erschwert den systematischen Vergleich in diesem Zusam-
menhang erheblich. Durch das Fehlen gesonderter Abschlagsregelungen sind 
die westdeutschen Flächenländer in diesem Punkt noch am besten 
vergleichbar, weshalb im Folgenden das Bundesland mit dem aktuell 
niedrigsten (Rheinland-Pfalz) bzw. höchsten (Bayern) Besoldungsniveau113 
sowie der Bund exemplarisch analysiert werden.  

 

                                                           

111  Vgl. Meier, Wolfgang (b): Die Sonderzahlungen in Bund und Ländern. In: ZBR 12 
(2005), S. 408 - 419.  

112  So entschied kürzlich bspw. der Senat Berlins, die bisher nach A12 besoldeten 
GrundschullehrerInnen ab dem Schuljahr 2017/2018 nach A13 zu besolden. 

113  Vgl. Deutscher Gewerkschaftsbund: Besoldungsreport 2017. Berlin 2017. 
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Abbildung 47: Besoldungsentwicklung der jeweiligen Eingangsstufe in 
Besoldungsgruppe A7 von Bayern, Bund und Rheinland-Pfalz, 1990 - 2016 
(1990 = 100, inkl. Orts- bzw. Familienzuschlag St. 1 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

 
Abbildung 48: Besoldungsentwicklung der jeweiligen Endstufe in 
Besoldungsgruppe A7 von Bayern, Bund und Rheinland-Pfalz, 1990 - 2016 
(1990 = 100, inkl. Orts- bzw. Familienzuschlag St. 1 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
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Abbildung 49: Besoldungsentwicklung der jeweiligen Eingangsstufe in 
Besoldungsgruppe A10 von Bayern, Bund und Rheinland-Pfalz, 1990 - 2016 
(1990 = 100, inkl. Orts- bzw. Familienzuschlag St. 1 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

 

Abbildung 50: Besoldungsentwicklung der jeweiligen Endstufe in 
Besoldungsgruppe A10 von Bayern, Bund und Rheinland-Pfalz, 1990 - 2016 
(1990 = 100, inkl. Orts- bzw. Familienzuschlag St. 1 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
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Abbildung 51: Besoldungsentwicklung der jeweiligen Eingangsstufe in 
Besoldungsgruppe A13 von Bayern, Bund und Rheinland-Pfalz, 1990 - 2016 
(1990 = 100, inkl. Orts- bzw. Familienzuschlag St. 1 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 

Abbildung 52: Besoldungsentwicklung der jeweiligen Endstufe in 
Besoldungsgruppe A13 von Bayern, Bund und Rheinland-Pfalz, 1990 - 2016 
(1990 = 100, inkl. Orts- bzw. Familienzuschlag St. 1 (verh.)) 

 
Quelle: Eigene Berechnungen 
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Die Entwicklung der Besoldung zeigt ähnliche Resultate wie die der Entgelte, 
allerdings mit regional deutlich stärker divergierenden Entwicklungs-
tendenzen. BeamtInnen des Bundeslands Rheinland-Pfalz sind über alle 
Laufbahngruppen hinweg als „große Verlierer“ der Föderalismusreform I 
anzusehen. Ihre Bezüge erreichten seither nicht einmal mehr an die Preisent-
wicklung heran, während von einer Teilhabe an der wirtschaftlichen Entwick-
lung des Landes bei einer Differenz von bis zu 28 (!) Indexprozentpunkten zum 
Nominallohnindex im Jahr 2016 (in der Endstufe A10) schon nicht mehr die 
Rede sein kann. Bayrische BeamtInnen hingegen konnten sich in einigen Fällen 
sogar über Bezügesteigerungen oberhalb der Entwicklung des Nominallohn-
index freuen, mithin die Zahlungsbereitschaft des Freistaats stärker als die des 
Durchschnitts der deutschen Wirtschaft zugelegt hat. Bemerkenswert ist 
dabei einerseits, dass das Besoldungsniveau in Bayern in einigen Besoldungs-
gruppen inzwischen deutlich über dem des Bundes liegt. Andererseits fällt 
aber insbesondere das außerordentliche Wachstum des Besoldungsniveaus in 
der Eingangsstufe der Besoldungsgruppe A13 auf. Die dort im Bund und 
Bayern seit 2011 realisierten überdurchschnittlichen Einkommenszuwächse 
für BeamtInnen weisen auf einen verschärften Wettbewerb um Personal mit 
der Laufbahnbefähigung für den höheren Dienst hin. Zuletzt zeigen die 
Abbildungen auch, dass sich die enormen Differenzen in der Vergütung in den 
vergangenen Jahren nicht verringert, sondern seit dem Jahr 2011 bzw. 2012 
tendenziell verstärkt haben. Auch deshalb ist in naher Zukunft mit weiteren 
höchstrichterlichen Urteilen zum Alimentationsprinzip zu rechnen. 

Als fester Bestandteil der Beamtenbesoldung ist abschließend auch die 
Beihilfe zu untersuchen. In diesem Bereich ist durch jahrzehntelange 
dezentrale Regelungen ein umfassender Katalog von Vorschriften entstanden, 
der von Bundesland zu Bundesland teilweise deutlich abweicht und seit 1990 
divergierende Entwicklungen nahm114. Länderübergreifend waren lediglich 
zwei Entwicklungen: Die sozialpolitisch gewünschte Übernahme der 
Leistungskürzungen in der gesetzlichen Krankenkasse in das Beihilferecht115 
und die großflächige Einführung von sog. Kostendämpfungspauschalen, die 

                                                           

114  Vgl. Deutscher Beamtenwirtschaftsring e.V.: Die Beihilfe. Düsseldorf 2009, S. 165 
ff.  

115  Nitze, Gottfried: Taschenlexikon des neuen Beihilferechts. Ausgabe 2012/2013, 
Regensburg 2012, S. 12. 
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den BeamtInnen eine Eigenbeteiligung an den Krankheitskosten auferlegte116. 
Einige Bundesländer reduzierten darüber hinaus den Katalog beihhilfefähiger 
Leistungen (Streichung der stationären Wahlleistungen), während in Baden-
Württemberg sogar der Beihilfebemessungssatz für neu in den Landesdienst 
eintretende BeamtInnen und deren EhegattInnen ab 1. Januar 2013 dauerhaft 
abgesenkt wurde117. Da der jeweilige Beihilfeverordnungsgeber aber einen 
hohen Gestaltungsspielraum besitzt, solange er das Alimentationsprinzip 
nicht aushöhlt118, scheiterten entsprechende Klagen bisher regelmäßig119.  

3.3.2  Arbeitszeiten 

Seit 1990 sind die regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeiten der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst sukzessive angestiegen, allerdings mit 
deutlichen regionalen und statusgruppenbedingten Unterschieden (vgl. Abb. 
53 u. Tab. 6). Insbesondere westdeutsche Beamte mussten deutliche 
Mehrarbeit hinnehmen. 
 

                                                           

116  Grün, Christina: Verfassungsrechtliche Vorgaben für die Beihilfe der Beamten. 
Diss. Bonn 2002, S. 124 ff. 

117  Vgl. § 14 Beihilfeverordnung Baden-Württemberg. 

118  Bundesverfassungsgericht (d): Beschluss vom 17. November 2015 (2 BvL 19/09, 2 
BvL 20/14, 2 BvL 5/13, 2 BvL 20/09). 

119  U.a. Bundesverwaltungsgericht (a): Urteile vom 3. Juli 2003 (2 C 24/02, 2 C 36/02, 
2 C 41/02, 2 C 45/0), Dass. (b): Urteil vom 20. März 2008 (2 C 49/07) u. OVG RLP: 
Urteil vom 23. Mai 2008 (2 A 10723/07.OVG). 
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Abbildung 53: Durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst der Gebietskörperschaften nach 
Statusgruppen 1990 - 2016* 

 
* Ohne Einbezug der „sozialen Staffelung“ der Arbeitszeit nach Lebensalter in 
Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen. Zudem grafische Interpolation 
fehlender Werte.  
Quelle: Beamte: In der jeweils gültigen Fassung §3 AZV-Bund, §1 AZVO-BW, 
§2 BayAzV, §4 AzUVO-BW, §2 AZV Bbg bzw. §4 AZV-Brandenburg, §2 
BREMAZV, §1 ArbZVO-Hamburg, §1 HAZVO, §3 AZVO Mecklenburg-
Vorpommern, §2 Nds. ArbZVO, §2 AZVO-NW, §2 AZV-RLP, §2 bzw. §3 AZVO-
Saarland, §1 Sächs-AZVO, §2 ArbZVO LSA, §2 SH AZVO, §1 ThürAzVO. 
Angestellte u. Arbeiter: In der jeweils gültigen Fassung §15 BAT, §15 BAT-O, 
§15 MTArb, §15 MTArb-O, §6 TVöD, §6 TV-H §6 TV-L (u. die Hinweise der 
Tarifvertragsparteien zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit in den 
Ländern im Tarifgebiet West nach §6 Abs. 1 S. 1 B. a TV-L), zudem Bochtmann, 
Günter: Die Entwicklung des Tarifrechts im Land Berlin seit dem Ausschluss 
aus den Arbeitgeberverbänden 1994. In: ZTR 8 (2011), S. 459 - 471. 

Es wird deutlich, dass bei allen Gebietskörperschaften eine Arbeits-
zeitverlängerung (ohne Lohnausgleich!) stattgefunden hat, die sich besonders 
stark auf die Beamten konzentrierte, deren Arbeitszeit seit jeher einseitig per 
Verordnung durch den Dienstherrn festgelegt wird. Während diese 
Steigerungen mit 2,5 Stunden bzw. 6,5% im Vergleich zu 1990 im Bund, Baden-
Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein die Höchsten 
waren, wiesen Bayern, Hessen und Thüringen in den 2000er-Jahren sogar 
mehrjährige Perioden von 42-Stunden-Wochen auf, die für eine um 9,1% 
gesteigerte Arbeitszeit stehen. In Verbindung mit dem oben gezeigten 
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Beschäftigungsverlusten in den hoheitlichen Kernbereichen des öffentlichen 
Diensts (Kap 3.1.3) wird klar, dass die Arbeitszeiterhöhungen für die Beamten 
hierfür offenbar bis zu einem gewissen Grad kompensatorische Wirkung 
erzielen sollte. Zwar mussten auch die Tarifbeschäftigten im Durchschnitt 
Mehrarbeit hinnehmen, jedoch in weitaus geringerem Maße. Auffällig ist bei 
ihnen lediglich die fortgesetzte tarifvertragliche Spaltung in Ost und West, die 
westdeutsche Tarifbeschäftigte auch 27 Jahre nach der Wiedervereinigung 
weiterhin besserstellt.  

3.3.3  Alterssicherungsleistungen 

Die Versorgung der pensionierten BeamtInnen als Teil des Alimenta-
tionsprinzips war seit 1976 für die „alte“ Bundesrepublik und seit 1990 für das 
vereinte Deutschland einheitlich geregelt. Änderungen bei der gesetzlichen 
Rente sollten aus sozialpolitischen Gründen unter Beachtung der Spezifika der 
Beamtenversorgung wirkungsgleich auf sie übertragen werden120. Die ersten 
derartigen Maßnahmen traten nach 1990 im Zuge der Beamtenversorgungs-
reform 1989 zum 1. Januar 1992 in Kraft. Die Streckung und Linearisierung der 
Ruhegehaltsskala und die Verminderung des Ruhegehaltssatzes bei vorzeiti-
gem Pensionseintritt um bis zu 10,8% bildeten den Auftakt für weitere 
erhebliche Einschnitte in diesem Bereich121, nachdem Ende der 1980er-Jahre 
die zukünftigen Versorgungslasten auf die politische Agenda gerückt waren122. 
Weitere gleichgerichtete „Sonderopfer“ bei den Versorgungsleistungen 
brachte, nachdem der Erste Versorgungsbericht der im Jahr 1996 vorgelegt 
worden war123, das Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstrechts (1997), 
welches die Wirkung der Versorgungsabschläge vorzog und den Erhöhungs-
betrag sowie den Versorgungsanpassungszuschlag ersatzlos strich124. Darüber 
hinaus brachte die Versorgungsreform im Jahr 1998 neben einigen kleineren 

                                                           

120  Vgl. BT-Drs. 11/5372. 

121  Dazu ausführlicher Walther, Steffen: Reformen der Beamtenversorgung aus 
ökonomischer Perspektive. Diss. Speyer 2014, S. 83 ff.  

122  Vgl. BT-Drs. 11/4125. 

123  Bundesregierung: Erster Versorgungsbericht. Bonn 1996.  

124  Beus, Hans-Bernd/Bredendiek, Knut: Das Gesetz zur Reform des öffentlichen 
Dienstrechts. In: ZBR 7 (1997), S. 201 - 206, hier S. 206.  
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Kürzungen und Abschlägen125 die Errichtung einer Versorgungsrücklage mit 
sich, welche aus einem Abschlag von 0,2% bei den Besoldungs- und 
Versorgungserhöhungen finanzierte und auf diese Weise den „Versorgungs-
berg untertunneln“ sollte. Weitere Einschnitte folgten im Jahr 2000, als die 
Versorgungsempfänger erstmals von der Einmalzahlung im Zuge der 
Besoldungs- und Versorgungsanpassung ausgeschlossen wurden, sowie im 
Jahr 2001, als man die sog. „Riester-Reform“ der Gesetzlichen Renten-
versicherung mit Wirkung zum 1. Januar 2003 auf die Beamtenversorgung 
übertrug und den Höchstsatz des Ruhegehalts schrittweise von 75% auf 
71,75% reduzierte126.  

Nach der Föderalismusreform I galt das Bundesversorgungsrecht in vielen 
Bundesländern zunächst fort, ehe im Rahmen umfangreicher Neuregelungen 
landeseigene Vorschriften erlassen wurden127, die nicht selten mit weiteren 
Kürzungen verbunden waren128. Beispielhaft ist hier die verringerte Berück-
sichtigung von Ausbildungszeiten zu nennen, die viele Bundesländer dem 
Dienstrechtneuordnungsgesetz des Bundes nachvollzogen. Im Wesentlichen 
wurden aber auch die Einsparungen im Versorgungsbereich über Besoldungs- 
und Versorgungsanpassungen unterhalb der Inflationsrate, mithin über reale 
Einkommenskürzungen vorgenommen129. 

                                                           

125  Claus, Axel (b): Die Beamtenrechtsgesetzgebung des 13. Deutschen Bundestages 
von 1994 bis 1998. In: ZBR 2 (1999), S, 37 - 52, hier S. 42. 

126  Art. 11 VersorgÄndG vom 20. Dezember 2001. Im Gegenzug wurden jedoch die 
Anpassungsminderungen für die Zuführungen zur Versorgungsrücklage 
ausgesetzt.  

127  So u.a. zum 1. April 2008 im Saarland, zum 23.11.2010 in Baden-Württemberg, 
zum 1. Januar 2011 in Bayern und Hessen, zum 1. Januar 2012 in Thüringen, zum 
1. März 2012 in Schleswig-Holstein, zum 1. Januar 2013 in Niedersachsen, zum 1. 
Juni 2013 in Nordrhein-Westfalen und zum 1. Juli 2013 in Rheinland-Pfalz. Einen 
Überblick geben Hebeler, Timo/Sitzer, Adina: Entwicklungen im Beamten-
versorgungsrecht in Bund und Ländern. In: ZBR 4 (2016), S. 115 - 122.  

128  Vgl. dbb (a): Übersicht zu den wesentlichen besoldungs- und versorgungs-
rechtlichen Entwicklungen im Bund und in den Ländern. Berlin 2013, URL: 
<https://www.dbb.de/fileadmin/pdfs/themen/bes_vers_entwicklung_bund_laen
der.pdf> (abgerufen am 15. September 2017).  

129  Vgl. Färber, Gisela; Funke, Melanie u. Walther, Steffen: Nachhaltige Finanzierung 
der Beamtenversorgung. Berlin 2011, S. 29 f. u. Walther: S. 150. 
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Größter Konfliktherd im Versorgungsrecht waren in der jüngsten 
Vergangenheit allerdings die Versorgungsrücklagen und -fonds des Bundes 
und verschiedener Bundesländer, deren Erträge aufgrund niedriger Zinsen 
schrumpften. Darüber hinaus sahen sich einzelne Haushaltsgesetzgeber 
massiver Kritik ausgesetzt, da sie die Beiträge aus der Besoldungskürzung der 
Beamten nicht mehr an den Versorgungsfonds weiterleiten wollen130 oder die 
Sondervermögen gar in verfassungswidriger Weise zur Aufnahme verdeckter 
Verschuldung nutzten131. Im Bereich der Finanzierung der Beamten-
versorgung gibt es allerdings mittlerweile eine so große Variationsbreite bei 
Bund, Ländern und Kommunen, dass belastbare Aussagen über den Stand und 
die Nachhaltigkeit der Finanzierung zukünftiger Versorgungsausgaben erst 
nach einer gründlichen Bestandsaufnahme zu diesem Thema erfolgen kann.   

Im Bereich der Zusatzversorgung des öffentlichen Diensts, welcher seit 
den Reformen des Jahres 2001 die Funktion als „Zweite Säule“ der 
Altersvorsorge der Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst zukommt, waren 
Leistungskürzungen in den 1990er Jahren vermieden worden (vgl. Kap. 3.3.1). 
So wirkte die Linearisierung der Versorgungsstaffel im Jahr 1992 noch 
kostendämpfend, ohne gleichzeitig das höchstmögliche Versorgungsniveau 
der Beschäftigten zu reduzieren. Dies stellte sich jedoch schon bald als 
unzureichend heraus, weshalb das bisherige System der Gesamtversorgung 
reformiert wurde. Die Systemumstellung auf ein beitragsorientiertes 
Punktesystem zum 1. Januar 2001 bewirkte in beiden Tarifgebieten deutlich 
spürbare Einschnitte im Leistungsniveau132. Die Unterschiede der 
Zusatzversorgung zu anderen (privatwirtschaftlichen) Betriebsrenten wurden 
durch diesen Schritt nivelliert und die Tarifbeschäftigten im öffentlichen 
Dienst im Sinne der „Riester-Reform“ zu privater Altersvorsorge 
herangezogen. Zwar wurde das Leistungsniveau der Zusatzversorgung seither 
nicht weiter verringert, doch verliert sie mit der starren und – gemessen am 
europäischen Inflationsziel von zwei Prozent p.a. – für die zusatzversorgungs-
berechtigten Rentner extrem unvorteilhaften Dynamisierung der Betriebs-

                                                           

130  So geschehen in Nordrhein-Westfalen, wo anstelle der Beiträge ab 2018 nur noch 
eine pauschale Zahlung geleistet werden soll. Vgl. LT-Drs. (NRW) 17/257. 

131  Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz: Urteil vom 22. Februar 2017. URL: 
<https://verfgh.justiz.rlp.de/fileadmin/justiz/Gerichte/Verfassungsgerichtshof/ 
Dokumente/Entscheidungen/VGH_N_2-15_Urteil_vom_22-02-2017.pdf> 
(abgerufen am 15. September 2017). 

132  Preller: S. 149. 
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renten von einem Prozent p.a.133 jährlich an Attraktivität, da reale Wert-
verluste absehbar sind.  

 

4.  Die Entwicklung der Personalausgaben der 

Gebietskörperschaften seit 1990 

Die jahrzehntelange Ausgliederungs-, Privatisierungs- und Kürzungspolitik der 
öffentlichen Arbeitgeber hatte stets zum Ziel, die Belastung der Haushalte der 
Gebietskörperschaften durch Personalkosten zu reduzieren. Diese unterteilen 
sich in Ausgaben für aktive Beschäftigte (Bezüge und Gehälter), Versorgungs-
bezüge, Beihilfen und in – quantitativ meist unbedeutende – sonstige 
personalbezogene Ausgaben. Eine Trennung der Personalausgaben nach 
Bezügen und Tarifentgelten ist seit 2011 statistisch allerdings nicht mehr 
möglich. Trotz eingeschränkter Vergleichbarkeit in Folge der fehlenden 
statistischen Erfassung der Extrahaushalte der Länder vor 2007 und der 
Gemeinden vor 2011 in den Kassenberichten134 wird deutlich, wie wirkungs-
voll die Kürzungspolitik der Haushaltsgesetzgeber seit 1990 war (vgl. Tab. 7, 8 
u. Abb. 54 u. 55).  

                                                           

133  Vgl. § 39 der VBL-Satzung. 

134  Siehe dazu die Vorbemerkungen zu Statistisches Bundesamt (j): Fachserie 14, 
Reihe 2. Vierteljährliche Kassenergebnisse des öffentlichen Gesamthaushalts 
2007. Wiesbaden 2008 u. Statistisches Bundesamt (k): Fachserie 14, Reihe 2. 
Vierteljährliche Kassenergebnisse des öffentlichen Gesamthaushalts 2011. 
Wiesbaden 2012. 
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Abbildung 54: Personalausgaben der Kern- und Extrahaushalte der 
Gebietskörperschaften 1990 - 2016, in v.H. des BIP* 

 
* Ohne sonstige personalbezogene Ausgaben und in jeweiligen Preisen. 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1990 - 2016): Fachserie 14, Reihe 2; 
Statistisches Bundesamt (1990 - 2010): Fachserie 14, Reihe 3.1 u. eigene 
Berechnungen. 

Zwischen 1995 – also nach Abschluss der Privatisierungen und weitgehend 
abgeschlossenem Verwaltungsaufbau in den Neuen Bundesländern – und 
2008 ist der öffentliche Dienst in Relation zur wirtschaftlichen Leistung der 
Bundesrepublik beinahe 19% günstiger geworden, während der seither zu 
beobachtende Anstieg der Personalausgaben immer noch um ca. 7% unter 
dem Ausgangswert des Jahres 1995 liegt. Durch die aktuell im Jahresrhythmus 
erzielten Rekorde bei den Steuereinnahmen in Folge der  „brummenden“ 
Konjunktur und durch die einzigartig günstigen Finanzierungsbedingungen für 
die deutschen Gebietskörperschaften am Kapitalmarkt wird sich die 
Beschäftigung der derzeit im öffentlichen Dienst tätigen Beschäftigten c.p. 
zudem weiter verbilligen.  

Ursächlich für diese Verbilligung waren ausschließlich Einsparungen beim 
aktiven Personal (vgl. Abb. 55), denn im Gegensatz zu den Ausgaben für aktive 
Beschäftigte stiegen die Ausgaben für bereits pensionierte Beamte seit 1990 
deutlich an (siehe Tab. 9, 10 u. Abb. 56). Zwischen 1995 und 2008 betrug der 
Rückgang ca. 28%, im Jahr 2016 waren die aktiven Beschäftigten immer noch 
ca. 17% günstiger als im Jahr 1995. 
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Abbildung 55: Ausgaben der Kern- und Extrahaushalte der Gebietskörper-
schaften für aktive Beschäftigte 1990 - 2016, in v.H. des BIP* 

 
* Ohne sonstige personalbezogene Ausgaben und in jeweiligen Preisen.  
Quelle: Statistisches Bundesamt (2016): Fachserie 18, Reihe 1.5 (2016) u. 
eigene Berechnungen i.V.m. Tab. 7. 

Zwar sind durchschnittlich nur etwas weniger als die Hälfte aller im 
öffentlichen Dienst beschäftigten Arbeitnehmer Beamte, doch belasten sie die 
öffentlichen Haushalte – anders als die Tarifbeschäftigten – durch ihre 
Versorgungsansprüche auch nach ihrem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst. 
Obwohl auch in diesem Bereich (vgl. Kap 3.3.3) umfangreiche Kürzungen 
vorgenommen wurden, hob der Mengeneffekt (vgl. Tab. 13) u.a. durch die 
gestiegene Lebenserwartung diese Einsparungen mehr als auf. In der Folge 
stieg nicht nur die nominelle, sondern auch die relative Belastung durch die 
Versorgungsbezüge seit 1990 insbesondere im Landesbereich beinahe 
kontinuierlich an. Die stärkste relative Belastungssteigerung zeigt sich im 
Bundesbereich, wo sich die Last der Versorgungsbezüge zwischen 1991 und 
2010 verdoppelte. Gleichzeitig wiesen die Kommunen allerdings eine beinahe 
konstante Belastung durch Versorgungsbezüge auf, was durch die moderate 
Verwendung von Beamten insbesondere der ostdeutschen Kommunen und 
die vergleichsweise geringfügige Veredelung des Personalkörpers (vgl. Kap. 
3.1.3.2) – anders als im Bundes- und Landesbereich – c.p. auch zukünftig der 
Fall sein wird. 
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Abbildung 56: Versorgungsausgaben der Kern- und Extrahaushalte der 
Gebietskörperschaften 1990 - 2016, in v.H. des BIP* 

 
* In jeweiligen Preisen.  
Quelle: Statistisches Bundesamt (2016): Fachserie 18, Reihe 1.5 sowie eigene 
Berechnungen i.V.m. Tab. 9. 

Ein ähnliches Wachstum zeigt sich auch bei den Beihilfezahlungen der 
Gebietskörperschaften, hier allerdings ebenenübergreifend in weitaus stärke-
rem Maße. Zwar stiegen auch die Gesundheitskosten in Deutschland seit den 
1990er Jahren nominell und auch in Relation zur Wirtschaftsleistung kontinu-
ierlich an, doch stieg ihr Anteil am BIP zwischen 1992 und 2015 um „lediglich“ 
20 % (bzw. 1,9 Prozentpunkte) von 9,4 auf 11,3 %135. Das Gewicht der Beihilfe-
ausgaben legte dagegen mehr als drei Mal so stark zu, es kletterte um ca. 68 
% (bzw. 0,19 Prozentpunkte) auf 0,47 % des BIP (vgl. Tab. 11, 12 u. Abb. 57). 
Umso bemerkenswerter ist in diesem Zusammenhang die Tatsache, dass die 
Zahl der Beihilfeberechtigten im Bundesbereich136 und auch in anderen 
Gebietskörperschaften statistisch nicht erfasst wird und eine personen-
bezogene ebenenübergreifende Auswertung somit unmöglich ist. Die Statistik 
der Privaten Krankenversicherungsunternehmen (PKV) zeigt, dass auch hier 

                                                           

135  Vgl. Statistisches Bundesamt (l): Fachserie 12 Reihe 7.1.1. Wiesbaden 2017, S. 34 
sowie Weinmann, Julia/Zifonun, Natalie: Gesundheitsausgaben und Gesundheits-
personal 2001. In: WiSta 6 (2003), S. 519 - 530.  

136  Vgl. BT-Drs. 18/11738, S. 3.  
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der Mengeneffekt der steigenden Zahl beihilfeberechtigter Versicherter – 
zumindest seit 2005 – eine Ursache ist137. Dieser wiederum ist vor allem auf 
gesteigerte Verweildauern in der privaten Krankenversicherung durch die 
gestiegene Lebenserwartung zurückzuführen, weder die Geburtenziffer noch 
die Zahl der aktiven Beamten seit 1990 steigende Versichertenzahlen 
begründen können (vgl. Kap. 2.2 u. Kap. 3.1). 

 
Abbildung 57: Beihilfeausgaben der Kern- und Extrahaushalte der 
Gebietskörperschaften 1990 - 2016, in v.H. des BIP* 

 
* In jeweiligen Preisen. 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2016): Fachserie 18, Reihe 1.5 und eigene 
Berechnungen i.V.m. Tab. 11. 

Erneut findet sich die höchste relative Steigerung im Bundesbereich, wo sich 
die Belastung durch die Beihilfeausgaben zwischen 1991 und 2010 mehr als 
verdreifachte (!), bevor sie in den Folgejahren wieder leicht zurückging. Im 
Landesbereich zeigt sie derweil eine beinahe lineare Steigerung um insgesamt 
ca. 38% seit 1991. Lediglich die Belastung der Kommunen blieb 
vergleichsweise konstant, da sie hier – wie auch bei den Versorgungsausgaben 
– von der geringen Anzahl ihrer Beamten profitierten. 

                                                           

137  Vgl. Verband der Privaten Krankenversicherung: Zahlenberichte der Privaten 
Krankenversicherung. Köln 2005 - 2016.  
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Die überdurchschnittliche Ausgabenexpansion bei Beihilfe und Versorgung 
ist Teil der „Alterslast“ des öffentlichen Diensts, in der gesamtgesellschaftliche 
demografische Entwicklungen mit Spezifika der Beschäftigungs- und Alters-
sicherungssysteme des öffentlichen Diensts kumulieren. Einerseits sorgte die 
allgemeine Verlängerung der durchschnittlichen Lebenserwartung in Deutsch-
land für verlängerte Verweildauern in den Renten- bzw. Versorgungs-
systemen, andererseits bewirkte die stark expansive Beschäftigungspolitik der 
öffentlichen Arbeitgeber in den 1960er bis 1970er Jahren einen rasanten 
Zuwachs bei den Versorgungs- bzw. Zusatzversorgungsempfängern (vgl. Tab. 
13, 14 u Abb. 58)138. 
 
Abbildung 58: Zahl der VBL-Renten und der Versorgungsempfänger 1990 - 
2016* 

 
* Inkl. Empfänger von Witwen- und Waisengeld sowie Hinterbliebenenrenten 
und Renten für freiwillig Versicherte der VBL. 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2016): Fachserie 14, Reihe 6.1, VBL-
Geschäftsberichte (2005 - 2015) und Versorgungsberichte der Bundesre-
gierung (1996 - 2016).  

Während die in Kap. 3.3 gezeigten Beitragssteigerungen und Leistungs-
kürzungen den finanziellen Belastungen im Zuge dieser Entwicklungen bereits 

                                                           

138  Färber, Gisela (b): S. 192 ff. Zudem: Altis, Alexandros u. Koufen, Sebastian: Ist die 
Beamtenversorgung langfristig noch finanzierbar? In: WiSta 3 (2014), S. 181 - 193, 
hier S. 182 und Preller: S. 179.  
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entgegenwirkten, steht der öffentliche Dienst dennoch vor der unveränderten 
Herausforderung, die zunehmende Divergenz der Zahl aktiver Beschäftigter 
und Pensions- bzw. Rentenempfängern zu kompensieren und die dadurch 
anfallenden Zahlungsverpflichtungen nachhaltig zu finanzieren139. Denn deren 
Höhe ist enorm, wie beispielsweise die Vorausberechnung des Bundes 
anzeigt. Weitere Ausgabensteigerungen in der Größenordnung von ca. 30 
(Beamtenversorgung Bund) bis 60 (VBL-Zusatzversorgung) Prozent sind in den 
kommenden zwanzig Jahren zu erwarten140. Die aktuell historisch niedrige 
Verzinsung erschwert es den – meist ursprünglich genau zu diesem Zweck 
errichteten – kapitalgedeckten Systemen jedoch, zur Entlastung der umlage-
finanzierten Versorgung beizutragen.  

 

5. Zusammenfassung der Entwicklungen im öffentlichen Dienst 

Die Untersuchung der Entwicklungen im öffentlichen Dienst seit 1990 förderte 
trotz teilweise dürftiger amtlicher Datenlage und dadurch eingeschränkter 
Vergleichbarkeit eine Vielzahl von Veränderungen zu Tage. So wurde insbe-
sondere deutlich, dass auf allen Ebenen des öffentlichen Diensts in Deutsch-
land die Tendenz bestand, den eigenen Aufgabenbestand zu verringern und 
sich nach der Maxime eines „schlanken Staats“ auf ausgewählte Aufgaben 
oder deren Gewährleistung zu beschränken. Ein Großteil des Beschäftigungs-
rückgangs im öffentlichen Dienst seit 1990 ist darauf zurückzuführen, 
während die von diesen Maßnahmen erhofften Qualitätsverbesserungen 
allerdings nicht immer eintraten. Weitere Entwicklungen waren Beschäfti-
gungszuwächse in pädagogischen Aufgabenbereichen der Leistungsverwal-
tung, während insbesondere die zentralen (Eingriffs-)Verwaltungsbereiche 
der Infrastruktur-, Verteidigungs- und Finanzverwaltungen von Beschäfti-
gungsrückgängen betroffen waren. Die „Friedensdividende“ nach Ende des 
Kalten Kriegs war hier ebenso ursächlich wie umfangreiche Rationali-
sierungen. In jüngerer Vergangenheit zeichnet sich in der Beschäftigungs-
statistik aber auch abseits des Wachstumsbereichs Bildung und Erziehung ein 
„Comeback“ staatlicher Aufgabenerfüllung ab, da wieder mehr Personal 
vorgehalten wird. Insgesamt verschwammen aber die Grenzen des öffentli-
chen Diensts nicht nur im „Konzern Kommune“ zusehends, da heute in vielen 

                                                           

139  Preller: S. 240 ff. u. Walther: S. 272 ff.  

140  Bundesministerium des Innern (b): Sechster Versorgungsbericht der Bundes-
regierung. Berlin 2016. 
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Aufgabenbereichen, so bspw. bei den Hochschulkliniken, rechtlich 
unselbstständige, selbständige oder gar privatrechtlich organisierte 
Aufgabenerfüllung koexistieren.  

Die Untersuchung der Veränderungen innerhalb der Stellenstruktur zeigte 
einerseits, dass seit 1990 eine Veredelung des Personalkörpers stattgefunden 
hat, also eine zunehmende Zahl Beschäftigter den höheren Laufbahngruppen 
angehört. Sie ist ebenfalls Folge der vielfältigen Ausgliederungen und 
Rationalisierungen, die bewirkten, dass einfache Tätigkeiten entfielen und 
entsprechend die Laufbahnen des einfachen Diensts obsolet wurden. 
Andererseits ist eine Diversifizierung im Personalkörper des öffentlichen 
Diensts feststellbar, da sukzessive mehr Frauen und mehr Menschen mit 
Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst arbeiten.  

Die Beschäftigungsverhältnisse im öffentlichen Dienst entwickelten sich 
aus Beschäftigtenperspektive seit 1990, insbesondere jedoch im Zuge der 
Dezentralisierung nach der Föderalismusreform beinahe durchweg zum 
Schlechteren: Höhere Arbeitszeiten, Reallohnverluste, erhöhte Selbst-
beteiligungen und Eigenbeiträge sowie reduzierte Versorgungs- bzw. 
Zusatzversorgungsleistungen prägten deren Entwicklung, während die 
Teilzeit- sowie die geringfügige und die befristete Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst auf Höchststände kletterte. Hierin spiegelt sich das lange 
vorherrschende Einspar- und Flexibilisierungsinteresse der öffentlichen 
Arbeitgeber, das sie auf dem Rücken ihrer Beschäftigten durchsetzten, 
deutlich wider. Zuletzt ist auch die einst ausgeglichene Altersstruktur im 
öffentlichen Dienst in Schieflage geraten, aus der ein zukünftig erhöhter 
Ersatzbedarf resultiert, während sich der aus demographischen Gründen 
verschärfte Wettbewerb um hoch qualifiziertes Personal bereits im 
Besoldungsniveau der einiger Gebietskörperschaften niederschlägt. Weniger 
finanzkräftige Dienstherren, wie es beispielsweise die bereits jetzt schon 
personell unterdurchschnittlich ausgestatteten Neuen Bundesländer, 
entsteht hieraus ein weiterer Nachteil. Im Angesicht der Nachwuchs-
problematik und der verfassungswidrigen Bemessung einiger Besoldungs-
ordnungen sind Reformen der Entgeltsysteme unter Beachtung der 
langfristigen Beschäftigungskosten angezeigt. 

Das ursprünglich beinahe gleichförmige Beschäftigungssystem des 
öffentlichen Diensts hat sich durch die Reformen und Entwicklungen seit 1990 
zu einem „Flickenteppich“ entwickelt, in dem tradierte Beschäftigungs-
merkmale wie das Lebenszeit- und das Altimentationsprinzip neben neu 
geschaffenen atypischen Beschäftigungsformen existieren. Zwar wurde das 
Tarifrecht flächendeckend reformiert und dabei wieder ein größerer 
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materieller Abstand zum Beamtenrecht realisiert, doch bleiben wichtige 
Ähnlichkeiten, wie bspw. die Unkündbarkeit, weiter bestehen. Die atypischen 
Beschäftigungsverhältnisse im öffentlichen Dienst sind als Versuch der 
öffentlichen Arbeitgeber anzusehen, die Beibehaltung der tradierten 
Beschäftigungsstrukturen mit dem lange herrschenden haushalterischen 
Zwang zu Rationalisierungen und Flexibilisierungen unter einen Hut zu 
bringen.  

Mit dem Leitbild des Beschäftigten als Alleinernährer wurde zwar nur im 
Tarifbereich durch die weggefallenen familienbezogenen Entgeltbestandteile 
weitgehend gebrochen, doch auch im Bereich der Beamten deutet bspw. die 
Zunahme der Teilzeitbeschäftigung oder die Integration der Familien-
zuschläge in die Grundbezüge auf eine solche Entwicklung hin. Problematisch 
ist nun allerdings, dass das Fortbestehen des tradierten Beschäfti-
gungssystems unter Ergänzung durch atypische Beschäftigung faktisch eine 
„Zwei-Klassen-Belegschaft“ im öffentlichen Dienst schafft. Diese äußert sich 
nicht unmittelbar in der Zugehörigkeit zu einer Statusgruppe oder in der 
Entgelthöhe, sondern erst dann, wenn nach Erreichen der jeweils höchsten 
Erfahrungsstufe nur noch durch Höhergruppierungen bzw. Beförderungen 
Einkommenssteigerungen realisiert werden können. Hier bestehen oft 
weiterhin unüberwindbare Hürden insbesondere für Teilzeitkräfte, welchen 
damit die Honorierung ihres Humankapitals vorenthalten und mithin ein 
negativer Qualifikationsanreiz zuteilwird. Ein Beschäftigungssystem, welches 
aber auf die Ansammlung eben jenes Kapitals setzt, wird dysfunktional. Zur 
Korrektur dieser Fehlfunktion bietet sich entweder eine nicht nur verfassungs-
rechtlich schwierige Neugestaltung des öffentlichen Beschäftigungssystems 
nach privatwirtschaftlichem Vorbild oder aber eine Rückbesinnung auf das 
faktisch gleichförmige Beschäftigungssystem der 1970er Jahre an, wenn denn 
die Nachfrage nach öffentlichen (Dienst-) Leistungen zumindest konstant 
gehalten werden kann.  

Der dienstrechtliche „Flickenteppich“ ist über diese Problematik hinaus 
allerdings auch im Hinblick auf die horizontale Mobilität der Beamten ein 
Hindernis141. Konnte ein Dienstherrnwechsel durch die Einheitlichkeit der 
Laufbahnen vor der Föderalismusreform I noch ohne größere formelle Hürden 
vollzogen werden – und damit die o.g. Problematik versagter Tournament-
entlohnung zumindest theoretisch entschärfen – entfällt diese Option nun 
beinahe vollständig. Zwar wurde die Verwendungsbreite der BeamtInnen 
                                                           

141  Vgl. bspw. Burmester, Carolin: Mobilität von Beamten der allgemeinen Verwaltung 
sowie von Lehrern und Polizisten. Duisburg 2015, S. 54 f. 
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durch reformierte Laufbahnordnungen innerhalb der Aufgabenbereiche der 
Gebietskörperschaften erhöht, doch endet diese nun an deren territorialen 
Grenzen. Da sich die Laufbahnreformen auch auf die Ausbildungssysteme des 
öffentlichen Diensts auswirkten und Schul- bzw. Hochschulabsolventen nun 
noch deutlich stärker als vor der Föderalismusreform mit dem Berufseinstieg 
örtlich festgelegt werden, verengt sich das akkumulierte Humankapital schon 
früh auf die „Insel“ des jeweiligen Dienstherrn.  

Die Kosten der öffentlichen Beschäftigung wurden seit 1990 insbesondere 
durch politische Sparvorgaben der Haushaltsgesetzgeber gedrückt, ohne 
jedoch deren langfristige Folgen für das Beschäftigungssystem einzubeziehen. 
Von einer Honorierung des akkumulierten Humankapitals kann bei jahrzehn-
telangen Entgeltentwicklungen unterhalb der Lebenshaltungskosten in den 
jeweiligen Endstufen nicht mehr die Rede sein, vielmehr wurde hier arbeit-
geberseitig die Teilhabe an der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschland 
gekündigt. Dies ist als ein starker negativer Leistungsanreiz für die 
Beschäftigten zu verstehen, der dringender Korrektur bedarf.  

Die durch die Demografie veränderten Rahmenbedingungen auf dem 
Arbeitsmarkt und die einschneidenden Kürzungen bei Entgelten und Alters-
sicherungsleistungen bewirken im Beschäftigungssystem des öffentlichen 
Diensts zudem den Wegfall eines wichtigen Qualitätssicherungsmechanismus, 
nämlich der hohen Selektivität. Der demografisch stark verkleinerte Bewer-
berpool reduziert die Auswahlmöglichkeiten bei der Stellenbesetzung 
erheblich und birgt für den öffentlichen Dienst – unter Annahme einer 
Normalverteilung der Bewerberqualität – nun größere Gefahren, leistungs-
schwächere Kandidaten zur Sicherstellung der eigenen Handlungsfähigkeit 
einstellen zu müssen. Die „Wucherungen“ des deutschen Bildungs-
föderalismus mit seiner Noteninflation und aktuell ca. 10.500 akkreditierten 
Studiengängen erhöhen in diesem Zusammenhang außerdem die Kosten für 
das arbeitgeberseitige screening deutlich. Da das Lebenszeitprinzip aber 
weiterhin greift, ist eine sorgfältige Personalauswahl nun bedeutsamer denn 
je. 

27 Jahre nach der Wiedervereinigung stellt sich der öffentliche Dienst in 
der Gesamtschau als eine nur noch schwer zu überblickende, stark diversi-
fizierte und in ihrem Personalkörper schwer beschädigte Unternehmung dar, 
die seither immer häufiger an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit stößt142. 
Die dezentralisierten rechtlichen und politischen Strukturen befördern für die 

                                                           

142  Vgl. bspw. jüngst Dahlkamp, Jürgen/Deggerich, Markus: Kaputtgespart und 
ausgelaugt. In: Der Spiegel 31 (2017). 
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Gesamtheit dysfunktionale Insellösungen und Improvisationen, welche 
wiederum die allgemeine Dezentralisierung weiter vertiefen. Die Zerschla-
gung der einst zentralisierten Rechtssetzung im öffentlichen Dienst verhindert 
nicht nur ein koordiniertes lösungsorientiertes Vorgehen der öffentlichen 
Arbeitgeber, sondern setzt sie auch in ein Konkurrenzverhältnis, das durch die 
personalintensive Produktion öffentlicher Güter und Leistungen stets zulasten 
der Beschäftigten gehen muss, da weitere technische Rationalisierungen nur 
selten möglich sind. Die feststellbare erhöhte Nachfrage nach – zumindest 
formal – höher qualifiziertem Personal stellt den öffentlichen Dienst als 
Arbeitgeber im Zuge der demografischen Entwicklung unter dem doppelten 
Handlungsdruck, seine zukünftige Leistungsfähigkeit nachhaltig zu sichern. 
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Anhang 

Tabelle 1: Personal des öffentlichen Diensts 1990 - 2016, in Tausend 
 1990 1991 1995a) 2000 2005 2008 2010 2015 2016 

Gesamt 4.920 6.738 5.371 4.909 4.599 4.505 4.586 4.645 4.689 

Vollzeit 4.048 5.671 4.305 3.697 3.238 3.106 3.107 3.159 3.185 

Teilzeit 873 1.067 1.067 1.212 1.362 1.399 1.479 1.487 1.504 

Bund 1.364 1.790 689 598 561 537 530 489 489 

Vollzeit 1.240 1.623 661 555 496 469 461 432 433 

Teilzeit 123 166 28 43 65 67 70 57 57 

Länder 1.936 2.572 2.516 2.391 2.298 2.263 2.318 2.347 2.364 

Vollzeit 1.536 2.129 1.994 1.805 1.610 1.553 1568 1.604 1.614 

Teilzeit 399 443 523 586 688 710 750 743 750 

Gemeinden 1.358 2.051 1.802 1.572 1.373 1.331 1.355 1.439 1.464 

Vollzeit 1.042 1.631 1.333 1.066 872 827 820 878 894 

Teilzeit 316 420 468 506 502 504 536 561 570 

Sozialversicherung 263 325 364 349 367 b) 374 383 370 371 

Vollzeit 230 288 317 271 260 257 258 245 245 

Teilzeit 34 37 48 77 108 118 124 125 126 

davon:          

Beamte, R. u. Sold. 2.086 2.101 1.895 1.871 1.877 1.856 1.873 1.837 1.836 

Vollzeit 1.907 1.917 1.695 1.590 1.493 1.450 1.454 1.433 1.430 

Teilzeit 179 184 199 281 384 407 419 405 407 

Bund 820 826 451 396 375 368 368 346 344 

Vollzeit 804 808 446 384 352 342 339 318 316 

Teilzeit 16 18 5 12 23 26 29 28 28 

Länder 1.070 1.073 1.228 1.255 1.277 1.226 1.283 1.273 1.275 

Vollzeit 915 916 1.046 1.011 958 933 944 950 950 

Teilzeit 155 157 181 244 319 333 338 323 325 
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Gemeinden 165 170 179 179 184 185 186 186 186 

Vollzeit 158 163 168 159 151 147 145 144 144 

Teilzeit 7 8 11 20 33 37 41 42 43 

Sozialversicherung 31 32 37 41 41 37 36 32 31 

Vollzeit 30 30 35 36 32 27 25 21 20 

Teilzeit 1 1 2 6 9 10 11 11 11 

          

Tarifbeschäftigte 2.835 4.637 3.476 3.038 2.723 2.649 2.713 2.808 2.853 

Vollzeit 2.142 3.753 2.609 2.107 1.745 1.656 1.653 1.726 1.756 

Teilzeit 693 883 867 931 978 993 1.060 1.082 1.097 

Bund 544 964 238 201 186 168 162 144 146 

Vollzeit 437 814 214 171 144 127 122 114 117 

Teilzeit 107 149 24 30 42 41 40 29 29 

Länder 866 1.499 1.288 1.136 1.021 997 1.035 1.074 1.089 

Vollzeit 621 1213 948 794 652 619 623 654 663 

Teilzeit 244 286 340 342 369 377 412 420 426 

Gemeinden 1.193 1.881 1.623 1.393 1.189 1.147 1.169 1.253 1.278 

Vollzeit 884 1.469 1.166 907 721 680 674 734 751 

Teilzeit 309 412 457 486 468 467 495 519 527 

Sozialversicherung 232 293 327 307 327 b) 337 347 337 340 

Vollzeit 200 257 281 236 228 230 234 224 225 

Teilzeit 33 36 46 72 99 108 114 114 115 

* an vollen Tausend fehlende oder überschüssige Werte durch Rundung 
verursacht 
a) Für 1995 mussten durch die geänderte stat. Erfassung von rechtlich 
selbstständigen Anstalten, Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts die Zahlen für Voll- und Teilzeitbeschäftigte auf Basis von Schätzungen 
näherungsweise berechnet werden. 

noch Tabelle 1 
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b) erhöhte Zunahme 2005 durch die erstmalige Erfassung der 
Betriebskrankenkassen 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 14 Reihe 6 (1990 - 2016) u. eigene 
Berechnungen 
 
Tabelle 2: Beschäftigte des öffentlichen Diensts in Ost- und Westdeutschland 
1990 - 2016 (in Tsd.)* 

Beschäftigte 1990 1991 1995 2000 2001 2002 2005 2010 2014 2015 2016 

Insg. West 4.920 4.957 4.232 3.938 3.889 3.973 3.837 3.871 3.951 3.950 3.996 

Insg. Ost 0 1.781 1.139 971 932 836 762 715 702 695 693 

            

Bund West 1.364 1.353 605 509 494 499 463 438 431 424 424 

Bund Ost 0 436 79 83 83 70 69 64 65 65 65 

            

Länder West 1.936 1.938 1.982 1.919 1.896 1.967 1.977 2.048 2.013 2.007 2.027 

Länder Ost 0 635 539 493 456 402 385 355 343 340 338 

            

Gem. West 1.358 1.390 1.354 1.237 1.219 1.212 1.096 1.071 1.197 1.210 1.234 

Gem. Ost 0 662 448 335 309 301 242 228 231 230 230 

            

Soz.Vers. 

West 

264 277 292 272 281 294 301 314 310 309 311 

Soz.Vers. Ost 0 48 74 60 74 64 66 69 62 61 60 

* gerundet 
Quelle: Statistisches Bundesamt Fachserie 14 Reihe 6 (2005 - 2016) u. eigene 
Berechnungen 
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Tabelle 3: Vollzeitäquivalente im Bundesbereich nach Aufgabenbereichen 
2005 - 2016, in Tausend 

 2005 2008 2010 2015 2016 Verä. 

 Insgesamt 531 506 500 468 469 -62 

Kernhaushalt 456 438 435 409 412 -44 

Allgemeine Dienste 412 396 392 369 368 -44 

Polit. Führung u. zentr. Verwaltung 29 31 31 33 33 +4 

Auswärtige Angelegenheiten 8 9 9 9 9 +1 

Verteidigung 287 269 264 234 230 -57 

Bundeswehrverwaltung 101 86 79 69 68 -33 

Verteidigungsstreitkräfte 185 182 184 165 163 -22 

Öffentliche Sicherheit u. Ordnung 44 44 44 47 48 +4 

Rechtsschutz 4 4 5 5 5 +1 

Finanzverwaltung 39 39 39 42 43 +4 

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kultur 10 10 11 10 11 +1 

Soziale Sicherung 3 3 3 3 6 +3 

Gesundheit, Umwelt, Sport u. Erholung 5 5 5 6 6 +1 

Verkehrs- u. Nachrichtenwesen 25 22 22 19 19 -6 

Übrige Aufgabenbereiche 1 1 1 1 2 +1 

Eisenbahnen u. sonst. Verkehr 49 43 40 33 31 -18 

Einrichtungen in öfftl.-rechtl. Rechtsform 26 25 25 26 27 +1 

* gerundet 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 14 Reihe 6 (2005 - 2016) u. eigene 
Berechnungen 
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Tabelle 4: Vollzeitäquivalente im Landesbereich nach Aufgabenbereichen 
2005 - 2016, in Tausend* 

 2005 2008 2010 2015 2016 Verä. 

 Insgesamt 2.015 1.967 2.007 2.067 2.084 +69 

Allgemeine Dienste 675 671 671 677 685 +10 

Polit. Führung u. zentr. Verwaltung 101 118 118 121 124 +23 

Politische Führung 49 49 46 47 48 -1 

Öffentliche Sicherheit u. Ordnung 272 265 267 272 275 +3 

Polizei 259 251 252 257 259 0 

Rechtsschutz 168 163 160 159 160 -8 

Finanzverwaltung 131 126 125 126 126 -5 

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kultur 1.091 1.104 1.145 1.200 1.207 +116 

Allgemeinbildende u. berufliche Schulen 698 696 713 720 722 +24 

Hochschulen 351 356 381 426 433 +82 

Hochschulkliniken 151 143 150 168 172 +21 

Soziale Sicherung 38 30 31 27 29 -9 

Gesundheit, Umwelt, Sport u. Erholung 44 40 40 43 43 -1 

Krankenhäuser u. Heilstätten 22 19 20 21 21 -1 

Wohnen, Städtebau, Raumordnung, k. G. 22 25 25 16 16 -6 

Übrige Aufgabenbereiche 147 96 95 103 102 -45 

* gerundet 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 14 Reihe 6 (2005 - 2016) u. eigene 
Berechnungen 
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Tabelle 5: Vollzeitäquivalente im kommunalen Bereich nach 
Aufgabenbereichen 2005 - 2016, in Tausend* 

 2005 2008 2010 2015 2016 Verä. 

 Insgesamt 1.160 1.121 1.132 1.225 1.250 +90 

Zentrale Verwaltung 316 323 336 365 373 +57 

Innere Verwaltung 212 215 227 248 253 +41 

Sicherheit u. Ordnung 104 108 109 117 120 +16 

Schule u. Kultur 136 133 136 130 131 -5 

Schulträgeraufgaben 78 76 77 77 77 -1 

Kultur u. Wissenschaft 58 58 60 54 54 -2 

Soziales u. Jugend 229 234 250 306 321 +92 

Tageseinrichtungen für Kinder 102 107 118 157 164 +62 

Gesundheit u. Sport 197 153 139 131 132 -65 

Krankenhäuser 139 99 85 96 96 -43 

Gestaltung der Umwelt 282 277 271 293 293 +11 

Bauen, Wohnen, Verkehr 109 103 102 98 99 -10 

* gerundet 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Fachserie 14 Reihe 6 (2005 - 2016), Dass.: 
Sonderauswertung Vollzeitäquivalente der Beschäftigten im kommunalen 
Bereich am 30.06.2005 u. eigene Berechnungen 
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Tabelle 6: Regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst der Gebietskörperschaften nach Statusgruppen und 
Ebene, in Stunden pro Woche* 

Beamte 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 Ver. 

Bund 38,5 38,5 38,5 38,5 40 41 41 41 41 +2,5 

Länder           

Baden-Württemberg 38,5 38,5 38,5 40 41 41 41 41 41 +2,5 

Bayern 38,5 38,5 40 40 42 42 42 40 40 +1,5 

Berlin (West) 38,5 39,5 39,5 39,5 40 40 40 40 40 +1,5 

Berlin (Ost) - 38,5 40 40 40 40 40 40 40 +1,5 

Brandenburg - 38,5 38,5 40 40 40 40 40 40 +1,5 

Bremen 38,5 38,5 38,5 40 40 40 40 40 40 +1,5 

Hamburg 38,5 38,5 38,5 38,5 40 40 40 40 40 +1,5 

Hessen 40 38,5 38,5 38,5 42 42 42 42 42 +2 

Mecklenburg-Vorp. - 38,5 38,5 40 40 40 40 40 40 +1,5 

Niedersachsen 38,5 38,5 38,5 40 40 40 40 40 40 +1,5 

Nordrhein-Westfalen 38,5 38,5 38,5 38,5 41 41 41 41 41 +2,5 

Rheinland-Pfalz 38,5 38,5 38,5 40 40 40 40 40 40 +1,5 

Saarland 38,5 38,5 38,5 38,5 40 40 40 40 40 +1,5 

Sachsen - 38,5 40 40 40 40 40 40 40 +1,5 

Sachsen-Anhalt - 38,5 40 40 40 40 40 40 40 +1,5 

Schleswig-Holstein 38,5 38,5 38,5 39,5 40 41 41 41 41 +2,5 

Thüringen - 38,5 40 40 42 42 42 40 40 +1,5 

           

Tarifbeschäftigte 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 Ver. 

Bund (West) 38,5 38,5 38,5 38,5 39 39 39 39 39 +0,5 

Bund (Ost) - 40 40 40 39 39 39 39 39 -1 

Länder           

Baden-Württemberg 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 39,5 39,5 39,5 39,5 +1 
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noch Tabelle 6           

Bayern 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 40,1 40,1 40,1 40,1 +1,6 

Berlin (West) 38,5 38,5 38,5 38,5 ~34,7 ~34,7 38,5 39 39 +0,5 

Berlin (Ost) - 40 40 40 ~36 ~36 38,5 39 39 -1 

Brandenburg - 40 40 40 40 40 40 40 40 0 

Bremen 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 39,2 39,2 39,2 39,2 +0,7 

Hamburg 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 39 39 39 39 +0,5 

Hessen 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 40 40 40 +1,5 

Mecklenburg-Vorp. - 40 40 40 40 40 40 40 40 0 

Niedersachsen 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 39,8 39,8 39,8 39,8 +1,3 

Nordrhein-Westfalen 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 ~39,8 ~39,8 ~39,8 ~39,8 +1,3 

Rheinland-Pfalz 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 39 39 39 39 +0,5 

Saarland 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 39,5 39,5 39,5 39,5 +1 

Sachsen - 40 40 40 40 40 40 40 40 0 

Sachsen-Anhalt - 40 40 40 40 40 40 40 40 0 

Schleswig-Holstein 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 38,7 38,7 38,7 38,7 +0,2 

Thüringen - 40 40 40 40 40 40 40 40 0 

Kommunen Westa) 38,5 38,5 38,5 38,5 38,5 39 39 39 39 +0,5 

Kommunen Ost - 40 40 40 40 40 40 40 40 0 

* Ohne Einbezug der „sozialen Staffelung“ der Arbeitszeit nach Lebensalter in 
Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen. 
a) Mit Ausnahme der hier nicht aufgeführten, nach dem ehem. §6 Abs. 1 S. 1 
Buchst. b TVöD auf landesbezirklicher Ebene geschlossenen Arbeitszeittarif-
verträge. 
Quelle: Beamte: In der jeweils gültigen Fassung §3 AZV-Bund, §1 AZVO-BW, 
§2 BayAzV, §4 AzUVO-BW, §2 AZV Bbg bzw. §4 AZV-Brandenburg, §2 
BREMAZV, §1 ArbZVO-Hamburg, §1 HAZVO, §3 AZVO Mecklenburg-
Vorpommern, §2 Nds. ArbZVO, §2 AZVO-NW, §2 AZV-RLP, §2 bzw. §3 AZVO-
Saarland, §1 Sächs-AZVO, §2 ArbZVO LSA, §2 SH AZVO, §1 ThürAzVO. 
Angestellte u. Arbeiter: In der jeweils gültigen Fassung §15 BAT, §15 BAT-O, 
§15 MTArb, §15 MTArb-O, §6 TVöD, §6 TV-H §6 TV-L (u. die Hinweise der 
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Tarifvertragsparteien zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit in den 
Ländern im Tarifgebiet West nach §6 Abs. 1 S. 1 B. a TV-L), zudem Bochtmann, 
Günter: Die Entwicklung des Tarifrechts im Land Berlin seit dem Ausschluss 
aus den Arbeitgeberverbänden 1994. In: ZTR 8 (2011), S. 459 - 471. 

 

Tabelle 7: Ausgaben der Kern- und Extrahaushalte der 
Gebietskörperschaften für aktive Beschäftigte 1990-2016, in Mrd. EUR* 

 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 

Arbeitnehmerentgelt 98,3 124,5 132,3 131,1 129,6 128,0 133,8 176,8 181,7 

Bund 16,9 19,1 23,6 21,8 20,6 20,8 21,6 25,8 26,4 

Kernhaushalt 16,9 19,1 19,9 19,3 18,9 19,2 20,0 20,6 21,0 

Extrahaushalte - - 3,7 2,5 1,7 1,6 1,6 - - 

Länder 51,6 64,7 72,2 74,2 72,6 70,1 73,6 98,5 100,8 

Gemeinden 29,8 40,7 36,5 35,1 35,4 37,1 38,7 52,6 54,6 

davon:          

Bezüge 47,1 50,2 65,7 68,3 71,1 70,3 74,1 - - 

Bund 11,1 11,9 16,5 15,2 14,3 14,6 15,4 - - 

Kernhaushalt 11,1 11,9 13,0 12,9 12,7 13,1 13,9 14,1 14,4 

Extrahaushalte - - 3,5 2,3 1,6 1,5 1,5 - - 

Länder 31,4 33,4 43,1 46,5 48,6 48,2 50,9 - - 

Gemeinden 4,6 4,9 6,1 6,6 7,2 7,5 7,8 - - 

          

Gehälter 51,1 74,2 66,6 62,8 58,6 57,7 59,7 - - 

Bund 5,7 7,2 7,1 6,6 6,4 6,2 6,2 - - 

Kernhaushalt 5,7 7,2 6,9 6,4 6,3 6,1 6,1 6,3 6,4 

Extrahaushalte - - 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 - - 

Länder 20,2 31,2 a) 29,1 27,7 24,0 21,9 22,6 - - 

Gemeinden 25,2 35,8 a) 30,4 28,5 28,2 29,6 30,9 - - 

* ohne sonstige personalbezogene Ausgaben, gerundet 
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a) Die gesamten Personalausgaben der NBL i.H.v. ca. 7,6 Mrd. EUR der 
Gemeinden der NBL i.H.v. ca. 7,9 Mrd. EUR im Jahr 1991 wurden den Löhnen 
und Gehältern zugeschlagen, da sie statistisch nicht einzeln ausgewiesen 
wurden und zu diesem Zeitpunkt nur wenige Beamtenverhältnisse bestanden, 
somit weder nennenswerte Beihilfe- noch Versorgungsausgaben existieren 
konnten.  
Quelle: Statistisches Bundesamt (1990 - 2016): Fachserie 14, Reihe 2; 
Statistisches Bundesamt (1990 - 2010): Fachserie 14, Reihe 3.1 u. eigene 
Berechnungen. 
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Tabelle 8: Ausgaben der Kern- und Extrahaushalte der 
Gebietskörperschaften für aktive Beschäftigte 1990 - 2016, in v.H. des BIP* 

 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 

Arbeitnehmerentgelt 7,52 7,88 6,97 6,19 5,63 5,00 5,19 5,83 5,80 

Bund 1,29 1,21 1,24 1,03 0,90 0,81 0,84 0,85 0,84 

Kernhaushalt 1,29 1,21 1,05 0,91 0,82 0,75 0,78 0,68 0,67 

Extrahaushalte - - 0,19 0,12 0,07 0,06 0,06 - - 

Länder 3,95 4,10 3,80 3,51 3,16 2,74 2,85 3,25 3,22 

Gemeinden 2,28 2,58 1,92 1,66 1,54 1,31 1,50 1,73 1,74 

davon:          

Bezüge 3,60 3,18 3,46 3,23 3,09 2,74 2,87 - - 

Bund 0,85 0,75 0,87 0,72 0,62 0,57 0,60 - - 

Kernhaushalt 0,85 0,75 0,68 0,61 0,55 0,51 0,54 0,46 0,46 

Extrahaushalte - - 0,18 0,11 0,07 0,06 0,06 - - 

Länder 2,40 2,11 2,27 2,20 2,11 1,88 1,97 - - 

Gemeinden 0,35 0,31 0,32 0,31 0,31 0,29 0,30 - - 

          

Löhne u. Gehälter 3,91 4,70 3,51 2,97 2,55 2,25 2,31 - - 

Bund 0,44 0,46 0,37 0,31 0,28 0,24 0,24 - - 

Kernhaushalt 0,44 0,46 0,36 0,30 0,27 0,24 0,24 0,21 0,20 

Extrahaushalte - - 0,01 0,01 0,01 0,01 0,01 - - 

Länder 1,55 1,97 1,53 1,31 1,04 0,85 0,88 - - 

Gemeinden 1,93 2,27 1,60 1,35 1,23 1,16 1,20 - - 

* ohne sonstige personalbezogene Ausgaben, in jeweiligen Preisen, gerundet. 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2016): Fachserie 18, Reihe 1.5 (2016) u. 
eigene Berechnungen i.V.m. Tab. 7. 
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Tabelle 9: Versorgungsausgaben der Kern- und Extrahaushalte der 
Gebietskörperschaften 1990 - 2016, in Mrd. EUR* 

 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 

Versorgungsbezüge 16,8 18,3 24,7 28,3 32,2 39,9 42,8 51,3 53,4 

Bund 4,1 4,6 9,4 9,8 9,7 14,9 15,3 16,6 16,9 

Kernhaushalt 4,1 4,6 5,7 5,6 5,7 5,8 6,1 7,1 7,3 

Extrahaushalte - - 3,7 4,2 4,0 9,1 9,2 9,5 9,5 

Länder 9,6 10,4 12,1 14,8 17,9 20,0 22,1 28,1 29,7 

Gemeinden 3,1 3,3 3,2 3,7 4,7 5,0 5,4 6,6 6,8 

*gerundet 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1990 - 2016): Fachserie 14, Reihe 2 u. 
Statistisches Bundesamt (1990 - 2010): Fachserie 14, Reihe 3.1. 
 

Tabelle 10: Versorgungsausgaben der Kern- und Extrahaushalte der 
Gebietskörperschaften 1990 - 2016, in v.H. des BIP* 

 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 

Versorgungsbezüge 1,29 1,16 1,30 1,34 1,40 1,56 1,66 1,69 1,70 

Bund 0,31 0,29 0,50 0,46 0,42 0,58 0,59 0,55 0,54 

Kernhaushalt 0,31 0,29 0,30 0,26 0,25 0,23 0,24 0,23 0,23 

Extrahaushalte - - 0,19 0,20 0,17 0,36 0,36 0,31 0,30 

Länder 0,73 0,66 0,64 0,70 0,78 0,78 0,86 0,93 0,95 

Gemeinden 0,24 0,21 0,17 0,17 0,20 0,18 0,21 0,22 0,22 

* in jeweiligen Preisen, gerundet 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2016): Fachserie 18, Reihe 1.5 sowie eigene 
Berechnungen i.V.m. Tab. 9. 
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Tabelle 11: Beihilfeausgaben der Kern- und Extrahaushalte der 
Gebietskörperschaften 1990 - 2016, in Mrd. EUR* 

 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 

Beihilfen  3,7 4,0 6,2 7,3 8,7 11,2 12,0 14,3 14,6 

Bund 0,8 0,8 1,9 2,3 2,6 4,1 4,3 4,8 4,8 

Kernhaushalt 0,8 0,8 1,0 1,2 1,3 1,5 1,6 1,7 1,7 

Extrahaushalte - - 0,9 1,1 1,3 2,6 2,7 3,1 3,1 

Länder 2,5 2,7 3,7 4,4 5,4 6,2 6,7 8,2 8,5 

Gemeinden 0,4 0,5 0,6 0,6 0,7 0,9 1,0 1,3 1,3 

* gerundet 
Quelle: Statistisches Bundesamt (1990 - 2016): Fachserie 14, Reihe 2 u. 
Statistisches Bundesamt (1990 - 2010): Fachserie 14, Reihe 3.1. 

 

Tabelle 12: Beihilfeausgaben der Kern- und Extrahaushalte der 
Gebietskörperschaften 1990 - 2016, in v.H. des BIP* 

 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 

Beihilfen 0,28 0,25 0,33 0,34 0,38 0,44 0,47 0,47 0,47 

Bund 0,06 0,05 0,10 0,11 0,11 0,16 0,17 0,16 0,15 

Kernhaushalt 0,06 0,05 0,05 0,06 0,06 0,06 0,06 0,06 0,05 

Extrahaushalte - - 0,05 0,05 0,06 0,10 0,10 0,10 0,10 

Länder 0,19 0,17 0,19 0,21 0,23 0,24 0,26 0,27 0,27 

Gemeinden 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,03 0,04 0,04 0,04 

* in jeweiligen Preisen, gerundet 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2016): Fachserie 18, Reihe 1.5 und eigene 
Berechnungen i.V.m. Tab. 11. 
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Tabelle 13: Versorgungsempfänger 1990 - 2016, in Tausend* 
 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 

Gesamt 1.097,6 1.106,0 1.165,0 1.295,2 1.387,4 1.439,8 1.474,7 1.586,8 1.614,3 

Bund 540,8 543,8 576,9 656,8 656,7 653,0 646,6 623,6 618,5 

Kernhaushalt 110,2 113,6 139,1 152,9 162,1 169,7 173,7 180,5 182,4 

Extrahaushalte 430,6 430,2 437,8 503,9 494,6 483,3 472,9 443,1 436,1 

Länder 441,9 446,8 467,7 515,1 600,1 659,7 698,1 822,5 852,9 

Gemeinden 102,5 102,7 103,4 104,6 107,5 108,2 110,2 118,7 120,5 

* Inkl. Empfänger von Witwen- und Waisengeld, gerundet 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2016): Fachserie 14, Reihe 6.1 

Tabelle 14: VBL-Renten, in Tausend* 
 1990 1991 1995 2000 2005 2008 2010 2015 2016 

Gesamt 690,7 709,1 777,8 931,1 1.066,0 1.131,4 1.173,8 1.281,0 ~1.300 

*  Inkl. Hinterbliebenenrenten und Renten für freiwillig Versicherte, gerundet 
Quelle: VBL-Geschäftsberichte (2005 - 2015), Versorgungsberichte der 
Bundesregierung (1996 - 2016)
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FORSCHUNGSBEDARFE ÜBER UND FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST 

AUS WIRTSCHAFTS- UND SOZIALWISSENSCHAFTLICHER 

PERSPEKTIVE  

Die Bestandsaufnahme der Veränderungen im öffentlichen Dienst seit der 
deutschen Vereinigung von Richard Hermanowski zeichnet ein Bild des 
gravierenden Wandels bei gleichzeitigem Anschein der Beharrung in 
tradierten Wert- und Strukturvorstellungen, wie es ihn seit der großen 
Bildungsaufbruchsphase am Ende der 1960er Jahre, kurz nach der auch 
entscheidende Reformen des Sozialstaats stattgefunden hatten, nicht mehr 
gegeben hat. Ursächlich hierfür waren einerseits die besonderen fiskalischen 
Engpässe aus den Finanzierungsnotwendigkeiten der deutschen Vereinigung, 
andererseits aber auch die Erkenntnis, dass das kamerale Finanzierungs-
system der Alterssicherungen des öffentlichen Dienstes die tatsächlichen 
Personalkosten der Lebenszeitdienstverhältnisse systematisch unterschätzt 
hatte. Der demografische Wandel, zunächst in Form der Wahrnehmung der 
überdurchschnittlichen und wachsenden Lebenserwartung von BeamtInnen 
und Tarifbeschäftigten, und zuletzt der zunehmende Fachkräftemangel auf 
den Arbeitsmärkten, verursachen steigende Personalkosten und zunehmende 
Probleme der Nachwuchsrekrutierung für den öffentlichen Dienst. 

In die bald 28 Jahre seit der deutschen Vereinigung fielen auch große 
Veränderungen im Hinblick auf die Aufgaben des Staates und die 
Wahrnehmung des öffentlichen Dienstes. Anfangs galt der öffentliche Dienst 
noch als in vielfacher Hinsicht privilegierter Beschäftigungsbereich – 
rechtliche oder tatsächliche Unkündbarkeit und damit Schutz vor 
Arbeitslosigkeit, überdurchschnittliche Bezahlung, besondere und die ersten 
beiden Säulen umfassende Alterssicherungssysteme, die anfangs bei der 
Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes noch Alterseinkommen von netto 
mehr als dem letzten Aktiveneinkommen ermöglichte, vorbildliche 
Gesundheits- und Sozialfürsorge. Dies stand in Gegensatz zur unzureichenden 
Effizienz der Produktionsprozesse vieler öffentlicher Leistungen, bei denen 
Vorschriften und Bürokratie vor einer Orientierung der Leistungen an den 
Bedürfnissen der Adressaten kamen. Auch das negative Staatsbild der 
angebotsorientierten Wirtschaftspolitik, welches ab Anfang der 1980er Jahre 
in den meisten Industrieländern zu großen Veränderungen bei Staat und 
Verwaltung geführt hatte, hatte bis 1990 entgegen mancher Äußerungen der 
Politik in Deutschland kaum Spuren in der ordnungspolitischen Orientierung 



142 

des Staatssektors hinterlassen und nur wenige Reformen in der öffentlichen 
Verwaltung bewirkt.  

Erst als mit dem Konjunktureinbruch 1993 die Steuereinnahmen 
einbrachen, setzte sich auch in Deutschland mit dem New Public Management 
ein managerialistisches Leitbild in vielen Bereichen der öffentlichen 
Verwaltung durch. Der „schlanke Staat“ dominierte die Haushalts- und 
Stellenpolitik, wobei die Unkündbarkeit der Beschäftigten nur über nicht 
erfolgende Wiederbesetzungen der Stellen umgesetzt werden konnte. Nur 
der sog. Personalüberhang in den ostdeutschen „neuen“ Bundesländern 
konnte anfangs mit Sonderkündigungen reduziert werden. Maßnahmen zur 
Investitionsbeschleunigung und zum Bürokratieabbau wurden beschlossen, 
konnten aber nur teilweise durchgesetzt werden. Traf der Stellenabbau 
anfangs tatsächlich noch ‚organizational slack‘ und wurde dann zunehmend 
über Arbeitsplatzverdichtung aufgefangen, reduzierten sich die staatlichen 
Aufgaben mittelfristig nicht in dem Maße wie die Personalstärke. Auch die 
anfängliche Euphorie, den schlanken Staat über Privatisierungen und ÖPP zu 
realisieren, hielt nicht lange. Vielmehr nahm die Leistungsfähigkeit vor allem 
der Kommunal-, aber auch der Landesverwaltungen z.B. bei der Durchführung 
von Planungen und größeren Investitionsvorhaben oder auch im Bereich der 
Jugendhilfe so stark ab, dass diese bis heute ohne ausreichendes eigenes 
qualifiziertes Personal noch nicht einmal in der Lage sind, die Tätigkeiten der 
Privaten in diesen Aufgabenbereichen ausreichend zu kontrollieren. Die 
Aufgaben werden wahrscheinlich auch nicht kostengünstiger ausgeführt. 
Vielmehr hat die Abhängigkeit des Staates von gewinnorientierten 
Dienstleistern oder ebenfalls für sich budgetmaximierenden Sozial-
unternehmen des Dritten Sektors zugenommen. Dass selbst im Ministerial-
bereich inzwischen spezialisierte Anwaltskanzleien Gesetzentwürfe schrei-
ben, hat Debatten über die Grenzen der Privatisierung von staatlichen 
Leistungen angefacht.  

Das Überangebot gut qualifizierter Erwerbspersonen und die damit 
verbundene Massenarbeitslosigkeit, die zwar seit Mitte der 1970er Jahre 
bestand, sich aber nach der deutschen Vereinigung noch einmal verschärfte 
und in der Zahl von über fünf Millionen registrierten Grundsicherung 
beziehenden Erwerbstätigen und Erwerbsfähigen gipfelte, hatte ebenfalls 
Einfluss auf die Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst. Finanziell wurden 
nämlich zum einen die sozialen Sicherungssysteme vor allem in den 1990er 
Jahren bis aufs Äußerste angespannt und benötigten zusätzliche 
milliardenschwere Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt. Zum anderen 
blieben als Folge der schwachen Wirtschaftsentwicklung und der hohen 
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Arbeitslosigkeit schon in den 1990er Jahren die Arbeitnehmerverdienste 
(damals noch ohne den öffentlichen Dienst erfasst) hinter der Preisent-
wicklung zurück. Der Prozess verstärkte sich zu Beginn der 2000er Jahre und 
nach den damals eingeleiteten Arbeitsmarktreformen, bevor diese ihre 
Wirkungen auf eine bessere Beschäftigungsentwicklung nach der Wirtschafts- 
und Finanzkrise 2008/09 entfachen konnten. Diese schlechte Entwicklung ist 
allerdings ausschließlich auf den Bereich der Dienstleistungen zurückzu-
führen, denn die Verdienstentwicklung im produzierenden Gewerbe einschl. 
wirtschaftliche Dienstleistungen war im gleichen Zeitraum fast dreimal so 
hoch (207,6 vs. 137,1). 

Der öffentliche Dienst bezahlte seine Beschäftigten im Durchschnitt 
zunächst noch deutlich besser als die Privatwirtschaft als Ganzes. Jedoch 
wurden bereits 2003 in Nordrhein-Westfalen – bei noch bundeseinheitlicher 
Besoldungsordnung – die Sonderzahlungen deutlich gekürzt; der Bund kürzte 
die Sonderzahlung über mehrere Jahre gestreckt in ähnlicher Weise. 2008 
unterschritt NRW den Nominallohnindex der Privatwirtschaft, nachdem die 
Bezüge zwischen August 2004 und Juni 2008 keine – nominale - Erhöhung 
mehr erfuhren und die Sonderzahlung im Jahr 2006 für die höheren 
Besoldungsgruppen weiter abgesenkt worden war. Der Wiederanstieg der 
realen Arbeitnehmerverdienste ab 2009 wurde im öffentlichen Dienst mit 
Ausnahme eine krisenbedingt harten Rückschlages im Jahr 2012 mitvollzogen: 
Allerdings verlief die weitere Entwicklung beim Bund oberhalb des 
Nominallohnindexes, in NRW unterhalb. Für die BeamtInnen des Landes NRW 
wurde das reale Einkommensniveau des Jahres 1996 erst im Jahr 2015, also 
nach fast 20 Jahren, erst wieder erreicht.     
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Abb. 1: Indizierte Verdienst- und Bezügeentwicklung 1996-2016 

Quelle: Eigene Berechnungen 

Noch dramatischer ist die Entwicklung der Pensionen einzuschätzen. Hier fand 
nach 2001 die Übertragung der sog. Riester-Treppe auf die Pensionen statt 
und das Versorgungsniveau wurde in acht Schritten jeweils mit einer 
Besoldungserhöhung von 75% auf 71,75% abgesenkt. In der Folge sanken die 
realen Beamtenpensionen z.B. in NRW in den Jahren 2008 und 2013 auf gut 
92% des Wertes von 1996 und lagen auch 2016 um 4% unter den realen 
Pensionen des Jahres 1996.  

Die seit Mitte der 1990er Jahre stattgefundenen Reformen im öffentlichen 
Dienst, die mit den vorgenannten Zahlen kaum vollständig abbildbar sind, sind 
bislang kaum erforscht. Zudem haben die von Hermanowski zuvor 
dargelegten Veränderungen der Systemumwelt, insb. auch der demografische 
Wandel und der Weg in die Wissensgesellschaft, den Arbeitsmarkt des 
öffentlichen Dienstes dramatisch verändert. Einmal mehr scheint sich derzeit 
auch das Staatsverständnis wieder zu verändern. Die Ideologien der ‚lean 
administration‘ und der Privatisierung wegen der angeblich immer höheren 
Leistungsfähigkeit privater Produzenten haben sich als nur begrenzt belastbar 
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erwiesen und in vielen Fällen die staatliche Leistungsfähigkeit sogar 
geschwächt, ohne dass es anhaltende Kostensenkungen und Effizienzgewinne 
gegeben hätte. 

Aus wirtschafts- und sozialwissenschaftlicher Perspektive ergeben sich vier 
große Themenfelder für die zukünftige Forschung über und für den 
öffentlichen Dienst: 

1. Aufgabenentwicklung und Arbeitsmarkt des öffentlichen Dienstes 
2. Attraktive, finanzierbare und verfassungsfeste Entgeltsysteme des 

öffentlichen Dienstes 
3. „Nebenleistungen“ der monetären Entgeltsysteme (Beihilfe, ÖPNV-

Tickets, Wohnungsfürsorge, …) 
4. Probleme des Alterssicherung des öffentlichen Dienstes 

 

1. Aufgabenentwicklung und Arbeitsmarkt des öffentlichen 

Dienstes 

Der Arbeitsmarkt des öffentlichen Dienstes hat sich seit den 1980er Jahren 
stark gewandelt. Zudem haben seit der Föderalismusreform im Jahr 2006 
divergente Entwicklungen zwischen Bund und Ländern und auch zwischen den 
Bundesländern eingesetzt. Gleichzeitig blieben die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse über die Konsequenzen für Arbeitgeber und Arbeitsnehmer 
hinter diesen Entwicklungen zurück. Angesichts der aktuell stark rückläufigen 
Arbeitslosigkeit, schrumpfender Erwerbspersonenzahlen und immer stärker 
drängenden Fachkräftemangels stellen sich Fragen zum Personalbedarf des 
öffentlichen Sektors einerseits und zur Attraktivität des öffentlichen Dienstes 
andererseits. Des Weiteren kommt angesichts der gewandelten 
Arbeitsmarktstrukturen die Frage auf, ob und inwieweit die Trennung des 
öffentlichen Dienstes in zwei Statusgruppen mit den an einigen Stellen doch 
deutlich unterschiedlichen Merkmalen, Rechten und Pflichten sowie diesen 
Merkmalen (z.B. Lebensarbeitsverhältnisse) selbst noch zukunftsfest ist.  
  



146 

▪ Personalbedarf im öffentlichen Dienst 

Gerade wegen des hohen spezifischen Qualifikationsgrads und der rechtlichen 
wie faktischen Unkündbarkeit der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
benötigt öffentliche Personalpolitik exzellente langfristige Planungsgrund-
lagen. Eine nachhaltig finanzierbare Personalpolitik muss genaue Vorstel-
lungen über den mittel- bis längerfristigen Personalbedarf nach Qualifika-
tionsbereichen haben, um vorhandenes Personal ggf. spezifisch umzuschulen 
und weiterzubilden und um eine effektive Nachwuchsrekrutierung betreiben 
zu können. Der zukünftige mittel- bis langfristige Personalbedarf ist eine 
komplexe Funktion, in die Faktoren des Angebots von und der Nachfrage nach 
öffentlichen Leistungen eingehen. Zu ersteren zählen u.a. die „Produktions-
funktionen“ öffentlicher Leistungen, technischer Fortschritt und Ersatzbe-
darfe für ausscheidende MitarbeiterInnen, welche wiederum von Altersgren-
zen, Krankenständen und der Flexibilität der Arbeitszeiten, z.B. in Wechsel von 
Voll- auf Teilzeit, Eltern- und Pflegezeiten, abhängig sind. Die wichtigsten 
Nachfragefaktoren sind Umfang und Struktur der Staatsaufgaben sowie deren 
Veränderungen und die Veränderungen der Adressatenzahlen. Neben 
Angebots- und Nachfragebedingungen spielen zudem die Wirtschafts-
entwicklung und die davon abhängige Steuereinnahmen sowie die Höhe der 
Arbeitskosten eine wichtige Rolle für die Finanzierbarkeit des Personal-
bedarfs, wobei die Arbeitskosten und die Gestaltung der Angebots-
bedingungen bis zu einem gewissen Grad gestaltbar sind.   

Die öffentliche Personalpolitik benötigt hier intelligente und fortschreib-
bare Planungsmodelle, die die Komplexität der Faktoren des öffentlichen 
Personalbedarfs auf empirisch belastbaren Daten abbildet und vor allem den 
mittel- bis langfristigen Handlungsbedarf erkennbar macht. Die bislang 
vorliegenden Studien1 sind nur unzureichend komplex und viel zu stark auf 
eine Extrapolation der Vergangenheit gerichtet. Anspruchsvolle Forschung 
sollte hier auch in die Praxis transferierbare Modelle entwickeln, die die 
sowohl Veränderungsmöglichkeiten als auch Reformerfordernisse stärker 

                                                           

1   Vgl. Detemple, Sandra; Düsing, Thorsten; Schramm, Peter (2017): 
Fachkräftemangel im öffentlichen Dienst – Prognose und Handlungsstrategien bis 
2030“, hrsg. v. PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. 
o.O. und Vesper, Dieter (2016): Aktuelle Entwicklungstendenzen und zukünftiger 
Personalbedarf im öffentlichen Dienst. Gutachten erstellt im Auftrag des Instituts 
für Makroökonomie und Konjunkturforschung in der Hans-Böckler-Stiftung. 
Berlin. 
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herausarbeiten sowie die finanzpolitischen Restriktionen realitätsgerecht 
parametrisieren. 

 

▪ Die Attraktivität des öffentlichen Dienstes 

In der Vergangenheit war die Attraktivität des öffentlichen Dienstes insb. auch 
wegen der Sicherheit seiner Arbeitsplätze de facto konkurrenzlos. Der Rück-
gang der Erwerbspersonen im demographischen Wandel indes verknappt das 
Angebot an Arbeitskräften. Der öffentliche Sektor sieht sich in zunehmender 
Konkurrenz mit der Privatwirtschaft, die ebenfalls auf qualifiziertes Personal 
angewiesen ist und in weiten Bereichen deutlich höhere Gehälter zahlen kann. 
Unterschiede zwischen den regionalen Arbeitsmärkten und ein nach der 
Föderalismusreform eingetretenes deutliche Besoldungsgefälle zwischen den 
Bundesländern lassen zudem regional sehr unterschiedliche Rekrutierungs- 
und Haltebedingungen für qualifiziertes Personal erwarten. Zudem hat sich 
auch der Wettbewerb um Personal zwischen den Gebietskörperschaften 
innerhalb des öffentlichen Sektors intensiviert.  

Personalgewinnung und Personalerhalt sind eine Funktion der 
Attraktivität der öffentlichen Arbeitgeber. Diese ist allerdings nicht allein 
abhängig von der Höhe der Bezahlung und den sog. Lohnnebenleistungen, 
sondern von einer Vielzahl weiterer Faktoren wie Arbeitsbedingungen, 
Arbeitszeiten und deren Flexibilität, Aufstiegschancen, Personalentwicklung 
und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie deren Förderung durch den 
Arbeitgeber bis hin zu den Führungsfähigkeiten der Vorgesetzten. 

Gerade weil sich der öffentliche Dienst im Hinblick auf die 
Arbeitsbeziehungen so stark von der Privatwirtschaft unterscheidet, können 
vorhandene Forschungsergebnisse aus der betrieblichen Personalwirtschaft 
nicht einfach auf den öffentlichen Sektor übertragen werden. Es wird ein 
eigenes Erfassungskonzept der Arbeitsattraktivität benötigt, welches auch 
eine Differenzierung nach Regionen, Ebenen und Tätigkeitsbereichen erlaubt 
und empirisch validiert werden kann, wobei sowohl die Beschäftigten-
perspektive als auch die Wahrnehmung der Einstellungsbehörden selbst von 
Bedeutung sind.  
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▪ Die Zukunft der Statusgruppen des öffentlichen Dienstes 

Im Laufe der Entwicklung des öffentlichen Dienstes bildeten sich zwei 
Statusgruppen von Beschäftigten heraus, wobei den BeamtInnen die 
hoheitlichen Aufgaben vorbehalten waren und die Tarifbeschäftigten (früher 
Angestellte und Arbeiter) bei der Erledigung der nicht-hoheitlichen Aufgaben 
eingesetzt wurden. Allerdings sind diese Abgrenzungen nicht unbedingt 
trennscharf, denn vielfach spielten auch fiskalische Gründe für den Abschluss 
eines Arbeitsvertrages oder die Begründung eines Beamtenverhältnisses eine 
große Rolle, was z.B. im Lehrerbereich zu beobachten ist. Lange Jahre 
konvergierten die Entgelt- und Alterssicherungssysteme sowie die Rechte und 
Pflichten beider Statusgruppen, bewegen sich aber seit etwa 15 Jahren wieder 
deutlich auseinander.  

In der Vergangenheit hatte es immer wieder Ansätze gegeben, die beiden 
Gruppen zu einer Statusgruppe zusammenzufassen, zuletzt durch die sog. 
Bull-Kommission in Nordrhein-Westfalen2 und damit zugleich Entgeltsysteme, 
Alterssicherungen, Rechte und Pflichten zu synchronisieren und zu 
modernisieren. Art. 33 Abs. 5, der die hergebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums garantiert, zugleich aber auch deren Fortentwicklung 
betont, sollte ideeller Ausgangspunkt einer solchen Analyse sein, wobei die 
konkreten daraus abgeleiteten Prinzipien (Alimentations-, Leitungsprinzip 
etc.) mit Hilfe von Anforderungen der heutigen und zukünftigen Arbeitswelt 
und den Bedürfnissen von Beschäftigten und Dienstherrn bzw. öffentlichen 
Arbeitgebern überprüft und weiterentwickelt werden können. Vor allem in 
den materiellen Bereichen wären zudem die finanziellen Auswirkungen in 
kurz- und langfristiger Perspektive zu ermitteln, um Verlierer der Reform und 
langfristige übermäßige Belastungen der öffentlichen Haushalte zu 
vermeiden. 

 

2. Entgeltsysteme des öffentlichen Dienstes 

Die mit der Dezentralisierung von Besoldung und Versorgung in der 
Föderalismusreform I eingesetzte Eigenständigkeit von Bund und Ländern hat 
einige Veränderungen und unterschiedlicher Entwicklungen im Bereich der 
Beamtenbesoldung bewirkt. Unterschiedliche Tarifverträge für die 

                                                           

2   Vgl. Regierungskommission “Zukunft des öffentlichen Dienstes – öffentlicher 
Dienst der Zukunft“: Bericht der Kommission, Düsseldorf 2003.  
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Tarifbeschäftigten des Bundes, des Kommunen (TVöD) und der Länder (TV-L) 
haben nicht nur im Tarifbereich selbst, sondern auch und gerade im 
Unterschied zu den jeweiligen Beamtenbesoldungen zu Diskrepanzen geführt, 
die ökonomisch, möglicherweise auch verfassungsrechtlich problematisch 
sind.  

Mit den Dienstrechtsreformen vor nunmehr 20 Jahren wurden zudem 
Leistungsbezahlungselemente eingeführt und nie wirklich evaluiert. 

Das wohl größte Problem der Entgeltsysteme liegt indes in der mangeln-
den Transparenz. Zwar können auf einem online verfügbaren Verdienst-
rechner einzelne Monats- und Jahresgehälter ausgerechnet werden, eine 
Gesamtübersicht über das Tarif- und Besoldungsgefüge, über Familien-
zulagen, Sonderzahlungen und allgemeine Stellenzulagen, aus der heraus 
längerfristige Analysen, Vergleiche und weitere empirische Auswertungen 
vorgenommen werden können, ist bislang aber nicht verfügbar.  

Eine entsprechende Datenbank ist in der Forschungsstelle öffentlicher Dienst 
im Aufbau. Die Programmierung der Besoldung für den Bund und alle 
Bundesländer sowie der Tarifentgelte des Bundes, der Länder und der 
Kommunen als Jahreseinkommen seit 1996 ist abgeschlossen. Derzeit werden 
Familienzuschläge eingepflegt und Daten für die Beamtenversorgung 
(Höchstversorgung und jeweilige Mindestpension) eingefügt.  

 

▪ Ökonomische Analyse der Beamtenbesoldung nach den Kriterien des 
Bundesverfassungsgerichts 

Das Bundesverfassungsgericht hat im Jahr 2015 mit zwei Urteilen präzisiert, 
welche Kriterien das Besoldungssystem erfüllen muss, damit eine amts-
angemessene Alimentation gewährleistet ist3 . Das Gericht nannte auf einer 
ersten Stufe fünf Prüfkriterien (Abstand zur Entwicklung der Einkommen der 
Tarifbeschäftigten, Abstand zum Nominallohnindex, Entwicklung der realen 
Bezüge, Veränderungen der Abstände zwischen den Besoldungsgruppen und 
ein Abstandsgebot von mindestens 15% zum sozialrechtlichen Existenz-
minimum – zusammen das vierte Kriterium – sowie der Quervergleich zur 
Besoldung des Bundes und der anderen Länder). Werden drei davon nicht 
                                                           

3  BVerfG (a): Urteil des Zweiten Senats vom 05. Mai 2015 - 2 BvL 17/09 - Rn. (1-
196) und BVerfG (b): Beschluss des Zweiten Senats vom 17. November 2015 - 2 
BvL 19/09 - Rn. (1-170) sowie BVerfG (c): Beschluss des Zweiten Senats vom 23. 
Mai 2017 - 2 BvR 883/14 - Rn. (1-127). 
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erfüllt, besteht der Verdacht auf Unteralimentation, die durch Prüfungen auf 
einer zweiten Stufe ergänzt werden müssen, auf der u.a. die Attraktivität des 
Beamtenverhältnisses für überdurchschnittlich qualifizierte Kräfte, Entwick-
lungen der Beihilfe und der Versorgung sowie der Vergleich mit den 
durchschnittlichen Bruttoverdiensten sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ter mit vergleichbarer Qualifikation und Verantwortung bewertet werden. 
Eine dritte Prüfungsstufe bezieht die Haushaltslage der Gebietskörperschaft 
ein, wobei extrem hohe Hürden gesetzt sind, bevor budgetäre Engpässe eine 
Unteralimentation rechtfertigen können. Zudem muss letztere geeignet sein, 
den Haushalt zu sanieren. 

Jedes der Prüfkriterien der ersten Stufe erfordert eine Analyse auf der 
Basis ökonomischer Indikatoren über einen mindestens 15-jährigen Zeitraum 
sowie steuerrechtliche Berechnungen des Nettoeinkommens ausgewählter 
Besoldungsgruppen und deren Kontrastierung mit dem Einkommen eines 
entsprechenden Haushaltstyps aus der ortsspezifisch abgegrenzten Grund-
sicherung (sozialrechtliches Existenzminimum), da die Kosten der Unterkunft 
sehr stark variieren. Erste gutachterliche Berechnungen für zwei Bundes-
länder liegen inzwischen vor. Wegen der großen Unterschiede bei den 
sozialrechtlichen Kosten der Unterkunft sowie dem von der Wirtschaftskraft 
beeinflussten unterschiedlich hohen Nominallohnindex steht insbesondere zu 
vermuten, dass nicht nur Bundesländer mit niedrigem Besoldungsniveau, 
sondern auch die „besser zahlenden“ Probleme mit der Erfüllung der vom 
Bundesverfassungsgericht vorgegebenen Kriterien haben. 

Weiter geklärt werden muss zudem, wie die Kriterien der zweiten Stufe zu 
quantifizieren sind und in welcher ökonomischen und empirisch zu quanti-
fizierenden Beziehung sie zu den Kriterien der ersten Stufe stehen. So war z.B. 
die Einführung der Kostendämpfungspauschale im Beihilferecht de facto eine 
Bezügekürzung, die kritische Befunde bei verschiedenen Kriterien der ersten 
Stufe verstärken könnten. 

Forschungsbedarf ergibt sich auch bei der Frage der Abhilfe im Falle einer 
Unteralimentation. Besondere Probleme ergeben sich daraus, dass 
verschiedene denkbare Reformmaßnahmen wiederum andere verfassungs-
rechtliche Kriterien verletzen. Außerdem gibt es völlig unsystematische 
Unterschiede zur Tarifentlohnung seit deren Reform vor mehr als zehn Jahren, 
für die es keine nachvollziehbaren Erklärungen gibt und die auch in nicht 
nachvollziehbarer Weise aus den Unterschieden der beiden Statusgruppen 
resultieren. Da der Bund und einige Bundesländer (Hessen, Hamburg) ihre 
Besoldungssysteme auch auf nur noch sechs Erfahrungsstufen umgestellt 
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haben, ist zu klären, ob und welche Divergenzen sich hier zwischen Beamten- 
und Tarifbereich ergeben. 

 

▪ Vergleich der Aktiveneinkommen der BeamtInnen, der Tarifbeschäftigten 
des öffentlichen Dienstes und der Beschäftigten in der Privatwirtschaft  

Die jüngeren Untersuchungen zur Verfassungskonformität der Beamten-
besoldung haben nicht nur deutliche Unterschiede der Verdienstniveaus des 
öffentlichen Dienstes zu in der Privatwirtschaft Beschäftigten ergeben, 
sondern – seit der Reform des TVöD und TV-L – auch zwischen den beiden 
Statusgruppen des öffentlichen Dienstes. Auch hinsichtlich der Verdienst-
entwicklung über das Arbeitsleben hinweg unterscheiden sich mittlerweile 
BeamtInnen von Tarifbeschäftigten sowie von ArbeitnehmerInnen in der 
Privatwirtschaft. Vor allem AkademikerInnen werden in der Privatwirtschaft 
zunehmend außertariflich entlohnt. Auch die Beförderungsverläufe unter-
scheiden sich. Bei BeamtInnen führen die nach Familienstand und Kinderzahl 
gestaffelten Familienzuschläge zudem zu Unterschieden in der Besoldung 
Gleiches leistender Beschäftigter und wiederum zu Unterschieden zu den 
Tarifbeschäftigten mit identischen Familienverhältnissen. Löhne und Gehälter 
in der Privatwirtschaft weisen außerdem Unterschiede zwischen Agglomera-
tionen und sog. peripheren ländlichen Räumen auf, die Entgelte des öffent-
lichen Dienstes nicht, so dass sich auch die Einkommen zwischen den beiden 
Sektoren räumliche Unterschiede nachweisen lassen müssten. 

Eine arbeitsmarkttheoretisch fundierte und empirisch angelegte Unter-
suchung dieser Fragestellungen wurde zuletzt in den 1980er Jahren durch-
geführt4 . Sie ist aktuell auch deswegen von wachsender Bedeutung, weil sich 
der Wettbewerb zwischen den Nachfragern nach qualifizierten Arbeitskräften 
als Folge des demografischen Wandels intensiviert hat. 

 

▪ Leistungsbezogene Bezahlung im öffentlichen Dienst 

Vor rund 20 Jahren wurden erstmals Leistungszulagen und Prämien in die 
Entgeltsysteme des öffentlichen Dienstes eingeführt, die in der Privatwirt-
schaft schon länger eingeführt waren. Dort wird ein variabler Teil des Gehalts 

                                                           

4  Vgl. Rahmann, Bernd; Mettelsiefen, Bernd; Pelz, Lothar: Verdienststruktur im 
öffentlichen Sektor, Göttingen 1988. 
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aufgrund der Leistung des Arbeitnehmers ausbezahlt. In der Regel wird die 
Leistung des Mitarbeiters über Leistungsbewertungen oder Zielvereinba-
rungen gemessen; je größer die Leistung des Beschäftigten, desto höher sind 
das absolute Gehalt und dessen variabler Teil. International liegen viele 
Evaluierungen leistungsbezogener Entgeltsysteme im öffentlichen Sektor vor. 
Deren möglicher Erkenntnisgewinn ist für Deutschland ebenso wenig 
erforscht wie die Erfahrungen mit Leistungszulagen und Leistungsprämien für 
BeamtInnen und Tarifbeschäftigte in Deutschland. Insbesondere wären auch 
die jüngeren modernen Leistungsentgeltsysteme der Privatwirtschaft syste-
matisch auf ihre Übertragbarkeit auf die Besonderheiten des öffentlichen 
Dienstes zu untersuchen. 

 

3. „Nebenleistungen“ der monetären Entgeltsysteme (Beihilfe, 
ÖPNV-Tickets, Wohnungsfürsorge, …) 

Neben den monatlich ausgezahlten Bezügen oder Tarifeinkommen gibt es 
weitere Elemente in den Entgeltsystemen, die überwiegend auch steuer-
rechtlich als Lohnbestandteile angesehen werden und die gerade auch in der 
Privatwirtschaft wieder zunehmend zur Attrahierung und zum Erhalt qualifi-
zierter Arbeitskräfte genutzt werden. Zu den sog. Lohnnebenleistungen 
zählen zum einen die gesetzlich verpflichtenden Arbeitgeberleistungen zu den 
sozialen Sicherungssystemen, hier relevant5 : Kranken- und Pflegeversiche-
rung bzw. Beihilfe, zum anderen gibt es eine Vielzahl von weiteren meistens 
realen Arbeitgeber- oder Dienstherrnleistungen, welche als Lohnbestandteile 
angesehen werden müssen. 
  

                                                           

5  „Arbeitgeberleistungen“ zur Alterssicherung werden im nächsten Abschnitt 
diskutiert, Beiträge zur Arbeitslosenversicherung sind wegen der Lebenszeit-
alimentierung im Beamtenbereich nicht relevant. 



153 

 

▪ Alternativen und Reformmöglichkeiten der beamtenrechtlichen Beilhilfe 

Die Beihilfe an den Aufwendungen für Krankheits-, Pflege- und Geburtsfälle 
wird BeamtInnen durch ihre Dienstherren gewährt. Dabei handelt es sich um 
eine prozentuale Beteiligung an jenen Aufwendungen. BeamtInnen sind von 
der Versicherungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung, der 
Arbeitnehmer unterliegen, befreit.6  Durch verschiedene Entwicklungen wird 
der Ruf nach einer Veränderung bzw. Reform der Beihilfe immer lauter.  

Es ist umstritten, ob die Beihilfe im Gegensatz zur Versorgung Teil der 
hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums und des Alimentations-
prinzips ist und in welchem Umfang diese garantiert ist. Die finanziellen 
Belastungen für die öffentlichen Haushalte durch die Beihilfe, die aus Steuern 
finanziert wird, sind in den vergangenen Jahren deutlich angestiegen, 
während Leistungen und Erstattungen reduziert und eine sog. Kosten-
dämpfungspauschale eingeführt wurde. Für die Zukunft werden aufgrund der 
zunehmenden Zahl der VersorgungsempfängerInnen, der steigenden Lebens-
erwartung und des medizinisch-technischen Fortschritts Ausgaben-
steigerungen erwartet, die beträchtlich über denen der Pensionsausgaben 
liegen. 

Trotz jüngster einmal mehr populistischer Forderungen, das 
Beihilfesystem komplett in die Gesetzliche Krankenversicherung zu über-
führen7, ist nicht nur deshalb Vorsicht bei so weitgehenden Reform-
vorschlägen geboten, weil die Datengrundlagen der Studie zweifelhaft sind 
und Einsparungen allenfalls auf kurze Sicht zu erwarten wären. Des Weiteren 
können wohl „Altverträge“ wegen der hohen gesetzlich verordneten 
Rückstellung für höhere Krankheitskosten in der Zukunft kaum „enteignet“ 
werden. 

Vor diesem Hintergrund erscheint nicht nur eine Überprüfung der 
Bertelsmann-Studie erforderlich, sondern es ergibt sich auch die Forschungs-
frage, wie denn das Beihilfesystem so reformiert und finanzpolitisch 
abgesichert werden kann, dass die zukünftigen finanziellen Belastungen 
nachhaltig finanziert werden. Leistungskürzungen dürften zudem den 
Grenzen der Verfassungsmäßigkeit der Besoldung unterfallen, soweit sie auf 
der zweiten Prüfungsebene untersucht werden müssen bzw. wegen der Höhe 

                                                           

6  Vgl. Hommel, Thilo (2009): Die Beihilfe, Düsseldorf, S. 21ff 

7  Vgl. Ochmann, Albrecht, Schiffhorst (2017): Krankenversicherungspflicht für 
Beamte und Selbstständige – Teilbericht Beamte, Gütersloh. 
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der komplementären privaten Krankenversicherungsbeiträge das Abstand-
gebot zum sozialrechtlichen Existenzminimum verletzen. Insoweit ist auch ein 
Wahlrecht zwischen GKV einerseits und PKV und Beihilfe andererseits – wie 
es Hamburg aktuell einzuführen plant – nicht nur rechtlich von Interesse, 
sondern auch wegen dessen möglichen finanziellen Auswirkungen.  

 

▪ Vereinfachung der Beihilfegewährung im Pflegebereich 

Nicht nur der demographische Wandel, sondern auch die Verwaltungskosten 
hinter der Beihilfe lassen die Kosten für Bund, Länder und Kommunen sowie 
für die BeamtInnen und die VersorgungsempfängerInnen steigen. Das Recht 
der Pflegeversicherung gestaltet sich durch ständige kleinteilige Ergänzungs-
regelungen zunehmend unübersichtlich. Zudem führt die im Bereich der 
Pflegeabsicherung und auch in die Beihilfe überführte Teilkostenerstattung 
zunehmend zu Friktionen mit dem Fürsorgegrundsatz, die ihrerseits wieder 
durch komplexe Härtefallregelungen wieder aufgefangen werden müssen. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob die Beihilfegewährung in 
diesen Fällen (z. B. durch Pauschalierungen) für die Berechtigten übersichtlich 
und für die Rechtsanwender handhabbar gestaltet werden kann.  

 

▪ Bezüge- und Lohnnebenleistungen im öffentlichen Dienst – Bestands-
aufnahme und Bedeutung für die Attraktivität der Arbeitsverhältnisse  

In der Privatwirtschaft spielen Lohnnebenleistungen eine zunehmend wichti-
gere Rolle bei der Gewinnung und Unternehmensbindung des Personals. Job-
Tickets, Mitarbeiterrabatte oder gar kostenlose und qualitativ höchsten 
Ansprüchen genügende Kantinen sind nur einige jüngere Beispiele. Auch im 
öffentlichen Dienst ist diese Entwicklung angekommen: Die ÖPNV-Tickets für 
alle Bediensteten und Beschäftigten des Landes Hessen sind nur das jüngste 
Beispiel. In der Vergangenheit stellten Dienstherren Wohnungen bereit. 
Parkplätze für die privaten PKWs können ebenso als Nebenleistungen 
angesehen werden wie die noch wenig verbreiteten „Behörden“-Kinder-
gärten. Alle diese vielfach freiwilligen – d.h. ohne gesetzliche Verpflichtung 
gewährten – Leistungen dürften wegen des zunehmenden Wettbewerbs 
wichtiger werden, zumal sie ohne Auswirkungen auf zukünftige Alterssiche-
rungsleistungen sind und unmittelbar auf die „Qualität“ der Arbeits- und 
Dienstverhältnisse wirken. Eine Übersicht der in der Privatwirtschaft 
genutzten sowie der in der Vergangenheit und derzeit im öffentlichen Sektor 
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genutzten Instrumente, deren ökonomischer Wert resp. haushalterischer 
Aufwand und deren steuerrechtliche Implikationen sollten Klarheit über 
deren Einsatzmöglichkeiten für die Attraktivität des öffentlichen Dienstes 
schaffen. 

 

4. Probleme der Alterssicherung des öffentlichen Dienstes   

Die Alterssicherungen des öffentlichen Dienstes wurden in den vergangenen 
25 Jahren mehrfach mit der Folge zurückgehender Leistungen reformiert. Die 
Beamtenversorgung und eine Rente zzgl. einer VBL-Rente für die 
Tarifbeschäftigten unterscheiden sich untereinander und in Abgrenzung zur 
Privatwirtschaft nicht nur im Hinblick auf Berechnungsmodus, Höhe und 
Zusammensetzungen der den ersten beiden Säulen zurechenbaren 
Leistungen, sondern auch hinsichtlich ihrer Finanzierungssysteme. Der 
demografische Wandel sowie die Volatilität der Kapitalmärkte haben hier in 
den vergangenen Jahren bereits deutliche Spuren hinterlassen und werden 
dies auch in Zukunft tun, was grundsätzliche Fragen bezüglich der Absicherung 
der zukünftigen Zahlungsverpflichtungen für die Alterssicherungen des 
öffentlichen Sektors aufwirft. 

 

▪ Fortsetzung der Analyse zum Vergleich der Alterseinkünfte von 
vergleichbaren Bundes- und Länderbeamten und Arbeitnehmern der 
Privatwirtschaft 

Ein vom Bundesministerium des Innern in Auftrag gegebenes Gutachten8 
bestätigte die grundsätzliche Vergleichbarkeit der Alterssicherungssysteme, 
zeigte allerdings auch große Datenlücken auf. Diese liegen einerseits in dem 
Mangel an Daten über standardisierbare Lebenseinkommensverläufe auf der 
Ebene großer Arbeitgeber, andererseits in der bislang nicht erfolgten 
Integration der Einkommen des öffentlichen Dienstes in die Längsschnitt-

                                                           

8  Färber, Gisela u. Mitarbeit v. Richter, Daniel u. Zeitz, Dirk (2016): Machbarkeits-
untersuchung für eine Studie zu Alterseinkünften von vergleichbaren Bundes-
beamten und Arbeitnehmern, Speyer; http://www.uni-speyer.de/files/de/ 
Lehrst%C3%BChle/F%C3%A4rber/PDF%20Dokumente/Gutachten/BMI-Gutach 
tenendg.pdf. 

 

http://www.uni-speyer.de/files/de/
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erhebungsdaten der Arbeitsmarktstatistik u.a. des IAB. Hier geht es dann 
darum, die Datenlücken zu schließen und eine belastbare empirische 
Methodik zu entwickeln, welche insbesondere die Unterschiede des 
öffentlichen Dienstes im Hinblick auf Qualifikationsniveau, Höhe der 
(Lebens-)Aktiveneinkommen (einschl. des Selbstfinanzierungsanteils durch 
Bezügeverzicht!), Dauer der renten- bzw. pensionswirksamen Beschäftigungs-
zeiten u.v.m. sachgerecht abbildet. 

 

▪ Finanzierung der Beamtenversorgung 

Die Einführung der Versorgungsrücklage mit dem Versorgungsreformgesetz 
1998 führte erstmals ein Element der Kapitaldeckung in die zuvor 
ausschließlich aus Steuermitteln „umlagefinanzierte“ Beamtenversorgung 
ein. Zuvor hatte nur Rheinland-Pfalz einen Versorgungsfonds eingerichtet, der 
allerdings damals de facto einen Austausch externer gegen interne 
Verschuldung bedeutete, weil die Anlage der aus Haushaltseinsparungen zu 
finanzierenden Beiträge in eigenen Staatsschuldtiteln des Landes erfolgte. 
Danach führten der Bund und alle Bundesländer ebenfalls 
Kapitaldeckungssysteme in unterschiedlichem Umfang ein. Die aktuelle 
Niedrigzinsphase hat schließlich – vermutlich zusammen mit der Einführung 
der Schuldenbremse für die Bundesländer ab 2020 – dazu geführt, dass viele 
Länder ihre Zuführungen zu den Versorgungskapitalstöcken reduziert, 
pauschaliert oder ganz eingestellt haben9.  

Aus ökonomischer Sicht ergeben sich neben einer systematischen 
Bestandsaufnahme der finanziellen Kapazitäten der verschiedenen 
Versorgungsrücklagen, Versorgungsfonds bzw. deren Fusionen folgende 
Fragestellungen: 

 Welche Auswirkungen hat die Niedrigzinsphase auf den Deckungsgrad 
der jeweiligen Kapitaldeckung? Müssen zur weiteren Abdeckung die 
aus dem Haushalt zu finanzierenden Beiträge erhöht werden?  

 Ist eine länger- oder langfristig unter der Wachstumsrate des BIP und 
damit der Steuereinnahmen liegende Verzinsung der Kapitalstöcke 
überhaupt vertretbar? Welche höheren Risiken sollten die Dienstherren 

                                                           

9  Vgl. Becker, Andreas; Warnking, Matthias: Teilkapitaldeckung der Beamten-
versorgung – ein Blick auf die Teilkapitaldeckung von Bund und Ländern; in: 
Zeitschrift für Beamtenrecht 11/2017, S. 361ff 
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bei der Kapitalanlage eingehen dürfen, wie kann man die Risiken 
begrenzen?  

 Welche Folgen hat eine längerfristige Teilhabe der BeamtInnen an 
realen Einkommenswachstum für die Nachhaltigkeit der Pensions-
fonds? Sind bei Einstellung der Einzahlungen in die Versorgungs-
rücklage durch den Dienstherrn den BeamtInnen und den Versorgungs-
empfängerInnen nicht die von ihren Bezügen einbehaltenen Beiträge 
wieder auszuzahlen (de facto werden sie nämlich in diesem Fall in 
allgemeine Deckungsmittel des Haushalt umgewidmet!)? 

 Wie lässt sich im Falle eines Verzichts auf Kapitaldeckung die zukünftige 
Finanzierung der Beamtenpensionen sichern? Reichen hier Tilgungen 
bestehender Staatsschulden in entsprechenden Umfang aus? Oder 
müssen außerdem – dann verfassungsrechtlich abzusichernde – 
Vorschriften für die Ausgabenstruktur des Haushaltes eingeführt 
werden? 
 

▪ Forschungsinfrastruktur und Datenbanken 

Für die Erforschung der o.a. Fragestellungen werden ein Vielzahl von Daten 
benötigt, die nur zu einem geringen Teil in der amtlichen Statistik vorhanden 
sind. Um weitere Veränderungen abzubilden, werden Daten über einen 
längeren Beobachtungzeitraum benötigt. Als Datenquellen stehen Personal-
daten zur Verfügung, soweit sie unter Befolgung datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen anonymisiert ausgewertet werden können, oder Befragungen, 
welche mehrfach wiederholt werden können.  

Bedauerlicherweise ist mit den Einsparungen in der amtlichen Statistik zur 
Finanzierung der deutschen Vereinigung im Jahr 1995 Umfang und Qualität 
der Daten zum öffentlichen Dienst und dessen finanzieller Seite reduziert 
worden. Seit der Dezentralisierung der Kompetenzen für Besoldung und 
Versorgung steht auch kein einheitliches Datenangebot der Länder mehr zur 
Verfügung. Vielmehr muss die Forschung sogar für regionalisierte Daten, die 
von den Statistischen Landesämtern an das Statistische Bundesamt geliefert 
werden, und deren Auswertungen teuer bezahlen.  

Technisch ist es heute kein Problem mehr, den Personalinforma-
tionssystemen der Personalverwaltungen des Bundes und der Länder 
Merkmale für statistische Auswertungen „aufzupfropfen“ und auf dieser Basis 
Auswertungen vorzunehmen, die dem Datenschutz genügen. Diese Infra-
struktur müsste aber geschaffen werden. Regeln für den Datenzugriff seitens 
allgemeiner Forschungsfragen oder auch für länderübergreifende Forschung 
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müssen etabliert werden. Sinnvoll und kostensenkend wäre es zudem, wenn 
sich Bund und Länder sowie die Kommunalen Spitzenverbände auf ein 
Datengerüst verständigen würden, das dann allen zur Verfügung stehen 
könnte. Spezifische Datenbedarfe können dazu immer im Einzelfall erhoben 
und mit den Basisdaten verknüpft werden.   

Ein weiterer Vorteil von für Forschungsfragen zugänglichen Datenbanken 
zum öffentlichen Dienst besteht zudem darin, dass Studierende auf dieser 
Basis Abschlussarbeiten anfertigen können und so einerseits Kenntnisse über 
den größten aller Beschäftigungsbereiche erwerben, zum anderen auch die 
Gebietskörperschaften selbst potentielle MitarbeiterInnen rekrutieren 
können. Gute KandidatInnen können weiterqualifiziert werden und die 
einschlägige personelle Forschungsinfrastruktur verstärken.    

Ob die Basisdatenbanken bei Statistischen Bundesamt ähnlich wie die 
Forschungsdatenbanken der Steuerverwaltung beim Statistischen Bundesamt 
vorgehalten und gepflegt oder ob sie z.B. in Speyer angesiedelt werden, ist 
eine Frage der Zweckmäßigkeit und des Vertrauens. In Speyer ist derzeit eine 
Tarif-, Besoldungs- und Versorgungsdatenbank sowie für die Beihilfe im 
Aufbau, die sowohl die gesamte Verdienstentwicklung seit 1996 und die dem 
zugrunde liegende Rechtsentwicklung für den Bund und alle Länder sowie die 
Kommunen umfasst. Aufgebaut ist bereits Datenbank zu europarechtlichen 
Fragen des Beamtenrechts.  

▪ Beamten- und verfassungsrechtliche Prüfungen von Reformvorschlägen – 
Notwendige interdisziplinare Zusammenarbeit in der Forschungsstelle 
öffentlicher Dienst  

WissenschaftlerInnen einer bestimmten Disziplin – z.B. Volks- oder Betriebs-
wirtschaftslehre – sollten sich niemals anmaßen, ihre Forschungsgegenstände 
auch aus der Sicht einer anderen Disziplin zu bewerten. Zu unterschiedlich ist 
das erforderliche Fachwissen, zu unterschiedlich auch die unterschiedlichen 
wissenschaftstheoretischen Zugänge. Indes führen enge Kooperationen mit 
ForscherInnen der anderen Disziplinen (hier: Rechts- und Sozialwissenschaft) 
dazu, dass ein Austausch der Perspektiven stattfindet und vor allem auch die 
„Anwendungsfragen“ nicht mehr aus der einseitigen Sichtweise einer 
Fachwissenschaft stattfindet.  

Der oben aufgelistete Forschungsbedarf zum öffentlichen Dienst aus 
ökonomischer Sicht bedarf in vielen Bereichen der systematischen 
ergänzenden Analyse aus rechtswissenschaftlicher Sicht, bevor eine 
abschließende Bewertung für eine Umsetzung in die Praxis abgegeben werden 
kann. Die Rechts- und Sozialwissenschaften können ihrerseits eigene 
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Forschungsbedarfe formulieren, die am Ende eines ökonomisch geschulten 
Blicks bedürfen. Insoweit sind die hier entwickelten Forschungsbedarfe nicht 
abschließend, sondern sollen die Diskussion über eine auch forschungs-
basierte Fortentwicklung des öffentlichen Dienstes erst beginnen. 
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